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Gesetz
zur Anpassung der Krankenhausreform
(Krankenhausreformanpassungsgesetz — KHAG)

Vom 9. April 2026

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch

Das Flnfte Buch Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Krankenversicherung — (Artikel 1 des Gesetzes vom
20. Dezember 1988, BGBI. | S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 3. Februar 2026
(BGBI. 2026 | Nr. 28) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

0. § 75 Absatz 1a wird wie folgt geandert:
a) Satz 5 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Die Wartezeit auf einen Behandlungstermin darf vier Wochen nicht tberschreiten; im Fall der Vermittlung
eines radiologischen Behandlungstermins darf die Wartezeit drei Wochen nicht tUberschreiten.”

b) In Satz 7 wird vor der Angabe ,Frist* die Angabe ,jeweiligen” eingefligt.
1.  § 109 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Ein Anspruch auf Abschluss eines Versorgungsvertrags nach § 108 Nummer 3 besteht nicht. Bei
notwendiger Auswahl zwischen mehreren geeigneten Krankenhausern, die sich um den Abschluss eines
Versorgungsvertrags bewerben, entscheiden die Landesverbiande der Krankenkassen und die
Ersatzkassen gemeinsam unter Beriicksichtigung der Erfiillung der in der Tabellenzeile ,Auswahlkriterium*
der Anlage 1 flr die jeweilige in dem Versorgungsvertrag zu vereinbarende Leistungsgruppe genannten
Qualitatskriterien, soweit vorhanden, sowie der offentlichen Interessen und der Vielfalt der
Krankenhaustréager nach pflichtgemaRem Ermessen, welches Krankenhaus den Erfordernissen einer
qualitativ hochwertigen, patienten- und bedarfsgerechten sowie leistungsfahigen und wirtschaftlichen
Krankenhausbehandlung am besten gerecht wird.*

b) Absatz 3a Satz 4 bis 7 wird durch die folgenden Satze ersetzt:

+Abweichend von Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 darf ein Versorgungsvertrag abgeschlossen werden, obwohl
das Krankenhaus an dem Krankenhausstandort, fir den bestimmte Leistungsgruppen in dem
Versorgungsvertrag vereinbart werden sollen, die fur diese Leistungsgruppen maf3geblichen Qualitats-
kriterien nicht erflllt, wenn dies zur Sicherstellung einer flachendeckenden Versorgung der Bevélkerung
zwingend erforderlich ist und diese Qualitatskriterien durch das Krankenhaus, mit dessen Trager der
Versorgungsvertrag abgeschlossen werden soll, an dem Krankenhausstandort auch nicht in Kooperationen
oder Verbliinden nach § 6a Absatz 3 Satz 4 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes oder § 135e Absatz 4
Satz 1 Nummer 7, Satz 2 und 3 dieses Buches erfullt werden kdnnen. Der Versorgungsvertrag ist im Fall
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2a.

2b.

des Satzes 4 auf hdchstens drei Jahre zu befristen; in dem Versorgungsvertrag ist das Krankenhaus zu
verpflichten, an dem jeweiligen Krankenhausstandort die fiir die jeweilige Leistungsgruppe mafgeblichen
Qualitatskriterien innerhalb einer Frist, die hochstens drei Jahre betragen darf, zu erfillen. Wenn der
jeweilige Krankenhausstandort zum Zeitpunkt des Abschlusses des Versorgungsvertrags in die Liste nach
§ 9 Absatz 1a Nummer 6 des Krankenhausentgeltgesetzes aufgenommen ist, kann der Versorgungsvertrag
abweichend von Satz 5 unbefristet abgeschlossen werden; in dem Versorgungsvertrag ist das Krankenhaus
zu verpflichten, an dem jeweiligen Krankenhausstandort die fiir die jeweilige Leistungsgruppe
mafgeblichen Qualitatskriterien innerhalb einer angemessenen Frist zu erfillen.*

§ 110 Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gedndert:
a) In Nummer 1 wird die Angabe ,Satz 6“ durch die Angabe ,Satz 5* ersetzt.
b) In Nummer 2 wird die Angabe ,Satz 7* durch die Angabe ,Satz 6“ ersetzt.

In § 115e Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe ,30. Juli 2023 und zum 30. Juli 2024“ durch die Angabe ,30. Juli
2023, 30. Juli 2024 und zum 30. Juli 2027“ ersetzt.

§ 115f wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 9 wird die Angabe ,30. Juni“ durch die Angabe ,15. September* ersetzt.
b) In Absatz 1a Satz 1 wird die Angabe ,30. Juni durch die Angabe ,15. September” ersetzt.
c) Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Die Vertragsparteien nach Absatz 1 Satz 1 haben die Auswahl der Leistungen nach Absatz 1 Satz 1
Nummer 2 jahrlich zu Gberprifen und, sofern zur Einhaltung der Vorgaben nach Satz 2 erforderlich, bis zum
31. Marz des jeweiligen Kalenderjahres, in dem die Uberpriifung stattfindet, auf Grundlage des nach Satz 3
beauftragten Vorschlags mit Wirkung ab dem 1. Januar des folgenden Kalenderjahres anzupassen. Die
Auswahl hat so zu erfolgen, dass bezogen auf die nach § 21 Absatz 2 des Krankenhausentgeltgesetzes
fur das Jahr 2023 Ubermittelten Daten zu vollstationaren Krankenhausfallen ohne Berlicksichtigung der
Krankenhausfalle, in denen neue Untersuchungs- und Behandlungsmethoden angewendet werden, ab
dem Jahr 2026 jahrlich mindestens eine Million Falle erfasst werden; ab dem Jahr 2028 sollen unter
Berlcksichtigung der Ergebnisse der Evaluation nach Absatz 5 jahrlich mindestens 1,5 Millionen und ab
dem Jahr 2030 jahrlich mindestens zwei Millionen Falle erfasst werden. Die Vertragsparteien nach Absatz 1
Satz 1 beauftragen das Institut fiir das Entgeltsystem im Krankenhaus und das in § 87 Absatz 3b Satz 1
genannte Institut gemeinsam bis zum 15. Februar eines jeden Kalenderjahres, die Auswahl der Leistungen
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 zu Uberpriifen und einen Vorschlag zur Anpassung der Leistungsauswahl
vorzulegen. Bei der Uberpriifung und Anpassung nach Satz 1 kénnen auch Leistungen ausgewahlt werden,
die nicht in dem nach § 115b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 vereinbarten Katalog genannt sind.*

d) Absatz 5 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Die in Satz 1 genannten Institute legen ihren Evaluationsbericht im Abstand von jeweils zwdlf Monaten,
erstmals zum 31. Dezember 2026 unter Einbeziehung der fir das Jahr 2026 vereinbarten Auswahl der
Leistungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, den Vertragsparteien und dem Bundesministerium fir
Gesundheit sowie auf Verlangen dem Bewertungsausschuss in der Zusammensetzung nach § 87
Absatz 5a Satz 2 vor.”

§ 135d wird durch den folgenden § 135d ersetzt:
»§ 135d

Transparenz der Qualitat der Krankenhausbehandlung

(1) Der Gemeinsame Bundesausschuss ist berechtigt und verpflichtet, in einem Transparenzverzeichnis zur
Krankenhausbehandlung in Deutschland im Internet die in Absatz 3 genannten Informationen und
Bewertungen dieser Informationen barrierefrei in leicht verstandlicher, interaktiver Form und burokratiearm
zu veroffentlichen. Der Gemeinsame Bundesausschuss aktualisiert das Transparenzverzeichnis fortlaufend
auf Grundlage aktueller Daten und Bewertungen nach Absatz 3 und untersucht die Nutzung des
Transparenzverzeichnisses durch die Offentlichkeit. Er benennt eine Stelle, die die technische Umsetzung
der Verdffentlichung des Transparenzverzeichnisses durchfiihrt. Die Veréffentlichung von Informationen im
Transparenzverzeichnis erfolgt ohne Personenbezug. Die nach Satz 3 benannte Stelle stellt die im Trans-
parenzverzeichnis veroffentlichten Bewertungen in maschinenlesbarer Form sowie Uber eine technische
Schnittstelle 6ffentlich entgeltfrei zur Verfigung.

(2) Der Gemeinsame Bundesausschuss beauftragt eine Stelle, die fur die Verdffentlichung und
Aktualisierung des Transparenzverzeichnisses die erforderlichen stets aktuellsten Daten fortlaufend
aufbereitet und fiir das Transparenzverzeichnis geeignete Bewertungen dieser Daten im Bundesvergleich
vornimmt. Die nach § 299 Absatz 3 Satz 1 bestimmte unabhangige Stelle bermittelt der nach Satz 1
beauftragten Stelle fiir diesen Zweck die Daten fiur die in § 136 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 genannten
Malnahmen zur datengestitzten einrichtungsibergreifenden Qualitatssicherung. Bei der Aufbereitung und
Bewertung wahlt die beauftragte Stelle aus den Daten, die sie von der nach § 299 Absatz 3 Satz 1
bestimmten unabhangigen Stelle fir die in § 136 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 genannten MalRnahmen zur
datengestltzten einrichtungsiibergreifenden Qualitatssicherung erhalt, die fiir das Transparenzverzeichnis
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geeigneten patientenrelevanten Ergebnisse aus und fiihrt diese mit den nach § 21 Absatz 3d Satz 3 des
Krankenhausentgeltgesetzes vom Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus tbermittelten Auswertungen
und der nach § 40 Absatz 2 Satz 4 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes vom Institut fur das Entgeltsystem
im Krankenhaus tbermittelten Liste zusammen. Die nach Satz 1 beauftragte Stelle kann auf Grundlage der
nach § 21 Absatz 3d Satz 3 des Krankenhausentgeligesetzes vom Institut fir das Entgeltsystem im
Krankenhaus tbermittelten Auswertungen und der nach § 40 Absatz 2 Satz 4 des Krankenhausfinanzierungs-
gesetzes vom Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus Ubermittelten Liste weitere Auswertungen und
Bewertungen vornehmen und auf Grundlage dieser Auswertungen und Bewertungen neue risikoadjustierte
Qualitatsindikatoren zu Sterblichkeit und periprozeduralen Komplikationen sowie zur Darstellung patienten-
relevanter Prozesse entwickeln. Die nach Satz 1 beauftragte Stelle (ibermittelt die nach den Satzen 1 bis 4
aufbereiteten aktuellsten Daten und vorgenommenen Bewertungen dieser Daten jeweils ohne Personenbezug
unverziglich an die nach Absatz 1 Satz 3 benannte Stelle. Die nach Satz 1 beauftragte Stelle hat bei der
Ubermittlung gegeniiber der nach Absatz 1 Satz 3 benannten Stelle die Richtigkeit und Sachlichkeit der
Ubermittelten Daten zu erklaren. Satz 6 gilt nicht fir die nach § 21 Absatz 3d Satz 3 des Krankenhausent-
geltgesetzes vom Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus Ubermittelten Auswertungen und die nach
§ 40 Absatz 2 Satz 4 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes vom Institut fir das Entgeltsystem im
Krankenhaus Ubermittelte Liste. Jede inhaltliche Veranderung der Auswahl und der Bewertung der fiir die
Veroffentlichung und Aktualisierung von Informationen im Transparenzverzeichnis erforderlichen Daten
durch die nach Satz 1 beauftragte Stelle bedarf der Zustimmung des Gemeinsamen Bundesausschusses.
Im Einvernehmen mit dem Gemeinsamen Bundesausschuss kann die von ihm nach Satz 1 beauftragte
Stelle bei der Wahrnehmung der Aufgaben nach den Satzen 1 bis 4 unabhangige Sachverstandige
einbeziehen, ohne dabei einen Zugriff auf personenbezogene Daten zu gewahren.

(3) Im Transparenzverzeichnis nach Absatz 1 Satz 1 sind folgende Informationen zu einzelnen Standorten
von Krankenhausern im Sinne des Satzes 2 sowie Bewertungen dieser Informationen zu verdéffentlichen:

1. die Fallzahl der erbrachten Leistungen differenziert nach den nach § 135e Absatz 2 Satz 2 maligeblichen
Leistungsgruppen sowie die Fallzahl der fiir Patienten besonders relevanten erbrachten Leistungen, die das
Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus im Einvernehmen mit der nach Absatz 2 Satz 1 beauftragten
Stelle bestimmt,

2. die nach Absatz 4 zugeordnete Versorgungsstufe,
3. die personelle Ausstattung im Verhaltnis zum Leistungsumfang,

4. die patientenrelevanten Ergebnisse aus den in § 136 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 genannten MalRnahmen
zur datengestltzten einrichtungsibergreifenden Qualitatssicherung, auch in zusammengefasster Form,

5. das Vorliegen aussagekraftiger Qualitatssiegel und Zertifikate ber die stationdre Versorgung, die ein
Krankenhaustrager oder ein Herausgeber eines Zertifikats fir ein Krankenhaus gegeniiber der nach
Absatz 2 Satz 1 beauftragten Stelle nachgewiesen hat,

6. die Erfullung der vom Gemeinsamen Bundesausschuss nach § 136b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2
beschlossenen Mindestmengen sowie der Entscheidungen der fir die Krankenhausplanung zustandigen
Landesbehérden nach § 136b Absatz 5a Uber die Nichtanwendung von § 136b Absatz 5 Satz 1 und 2,

7. die Stufe der Notfallversorgung nach dem vom Gemeinsamen Bundesausschuss nach § 136¢c Absatz 4
beschlossenen gestuften System von Notfallstrukturen in Krankenhausern,

8. die dem Krankenhaus fir einen Krankenhausstandort nach § 6a Absatz 1 Satz 1 des Krankenhaus-
finanzierungsgesetzes zugewiesenen Leistungsgruppen, einschlieBlich der nach § 6a Absatz 1 Satz 1 in
Verbindung mit Absatz 4 Satz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes zugewiesenen Leistungsgruppen,
die dem Krankenhaus fiir einen Krankenhausstandort nach § 6a Absatz 1 Satz 8 Nummer 2 des
Krankenhausfinanzierungsgesetzes nach landesrechtlichen Vorschriften zugewiesenen Leistungsgruppen
und die fir einen Krankenhausstandort in einem nach § 109 Absatz 1 Satz 1 abgeschlossenen Ver-
sorgungsvertrag vereinbarten Leistungsgruppen, einschlief3lich der in einem nach § 109 Absatz 1 Satz 1
in Verbindung mit Absatz 3a Satz 4 abgeschlossenen Versorgungsvertrag vereinbarten Leistungsgruppen,
sowie die Erfillung oder Nichterfillung der jeweils maRgeblichen Qualitatskriterien; § 135e Absatz 2 Satz 2
gilt entsprechend, und

9. die Ausweisung in der nach § 40 Absatz 2 Satz 3 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes veroffentlichten
Liste.

Der Standort eines Krankenhauses bestimmt sich nach § 2a des Krankenhausfinanzierungsgesetzes. Bei
Bundeswehrkrankenhausern und Krankenhausern der Trager der gesetzlichen Unfallversicherung umfasst
die Fallzahl der erbrachten Leistungen nach Satz 1 Nummer 1 auch die Krankenhausfalle, in denen sie nicht
Zivilpatienten behandeln oder in denen die Kosten von der gesetzlichen Unfallversicherung getragen werden.
Auch fir diese Leistungen haben die Bundeswehrkrankenhduser und die Krankenhduser der Trager der
gesetzlichen Unfallversicherung die Angaben nach § 21 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b, d, e, f und i des
Krankenhausentgeltgesetzes ohne die Postleitzahl, den Wohnort und Stadtteil im Fall von Stadtstaaten an das
Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus zu tbermitteln und diese gesondert auszuweisen. Aufgrund des
besonderen Auftrages und des besonderen Zuschnitts der Krankenhduser der Trager der gesetzlichen
Unfallversicherung und ihrer Vereinigungen beinhaltet die Verdffentlichung der Versorgungsstufe nach



Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026 Seite 4 von 96

Satz 1 Nummer 2 im Transparenzverzeichnis die Angabe, dass es sich um ein Krankenhaus eines Tragers der
gesetzlichen Unfallversicherung handelt. Der Gemeinsame Bundesausschuss ubermittelt der nach Absatz 2
Satz 1 beauftragten Stelle unverziglich je Standort eines Krankenhauses die in § 136b Absatz 5 Satz 7
genannten Informationen der erfolgten Prognoseprifungen und die Entscheidungen der fur die
Krankenhausplanung zustandigen Landesbehdrden nach § 136b Absatz 5a Uber die Nichtanwendung von
§ 136b Absatz 5 Satz 1 und 2.

(4) Das Institut fur das Entgeltsystem im Krankenhaus ordnet jeden Standort eines Krankenhauses zum
Zweck der Veréffentlichung im Transparenzverzeichnis auf der Grundlage der von den Krankenhdusern nach
§ 21 Absatz 1 des Krankenhausentgeltgesetzes tbermittelten Daten einer Versorgungsstufe zu. Ein Standort
eines Krankenhauses ist zuzuordnen der

1. Versorgungsstufe ,Level 3U“, wenn es sich um einen Standort einer Hochschulklinik handelt und an ihm
Leistungen aus mindestens finf internistischen Leistungsgruppen, mindestens flinf chirurgischen
Leistungsgruppen, der Leistungsgruppe Intensivmedizin sowie zusatzlich aus acht weiteren Leistungs-
gruppen erbracht werden,

2. Versorgungsstufe ,Level 3%, wenn an ihm die in Nummer 1 genannten Leistungen erbracht werden und es
sich nicht um einen Standort einer Hochschulklinik handelt,

3. Versorgungsstufe ,Level 2, wenn an ihm Leistungen aus mindestens zwei internistischen Leistungs-
gruppen, mindestens zwei chirurgischen Leistungsgruppen, der Leistungsgruppe Intensivmedizin sowie
zusatzlich drei weiteren Leistungsgruppen erbracht werden, oder

4. Versorgungsstufe ,Level 1n“, wenn an ihm Leistungen aus mindestens der Leistungsgruppe Allgemeine
Innere Medizin, der Leistungsgruppe Allgemeine Chirurgie sowie der Leistungsgruppe Intensivmedizin
erbracht werden oder wenn es sich um ein in Satz 3 oder in Absatz 4a Satz 3 oder 4 genanntes
Krankenhaus handelt, das noch nicht der Versorgungsstufe ,Level 1i“ oder ,Level 1F* zugeordnet wurde.

Standorte von Krankenhdusern, die eine sektoreniibergreifende Versorgung und in der Regel keine
Notfallmedizin erbringen, werden von der fiir die Krankenhausplanung zustandigen Landesbehérde der
Versorgungsstufe ,Level 1i“ zugeordnet. Eine Zuordnung nach Satz 3 tritt an die Stelle einer Zuordnung
nach Satz 2 Nummer 4, sofern diese bereits erfolgt ist. Die in Satz 3 genannten Krankenhauser sind im
Transparenzverzeichnis gesondert zu kennzeichnen. Die fir die Krankenhausplanung zusténdige
Landesbehérde teilt dem Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus unverziglich eine Zuordnung nach
Satz 3 oder eine Anderung dieser Zuordnung mit. Das Bundesministerium fiir Gesundheit bestimmt auf
Vorschlag des Instituts fir das Entgeltsystem im Krankenhaus, in welchen Fallen bei der Zuordnung zu einer
Versorgungsstufe eine Leistungsgruppe nicht zu berlicksichtigen ist, weil der Standort eines Krankenhauses
im bundesweiten Vergleich wenige Behandlungsfalle in der Leistungsgruppe erbracht hat.

(4a) Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen und die Deutsche Krankenhausgesellschaft vereinbaren
im Benehmen mit den Landern und dem Verband der Privaten Krankenversicherung bis zum 30. September
2029 eine bundeseinheitliche Definition eines Fachkrankenhauses mit den Kriterien, die ein Standort eines
solchen Fachkrankenhauses erfillen muss, damit er der Versorgungsstufe ,Level F* zugeordnet werden kann.
Kommt eine Vereinbarung nach Satz 1 nicht fristgerecht zustande, legt die Schiedsstelle nach § 18a Absatz 6
des Krankenhausfinanzierungsgesetzes den Inhalt der Vereinbarung ohne Antrag einer Vereinbarungspartei
bis zum 31. Dezember 2029 fest. Die fir die Krankenhausplanung zustandige Landesbehérde kann den
Standort eines Krankenhauses der Versorgungsstufe ,Level F* zuordnen, wenn die nach Satz 1 vereinbarten
oder nach Satz 2 festgelegten Kriterien an dem jeweiligen Standort erfiillt sind. Bis zum Zustandekommen der
Vereinbarung nach Satz 1 kann die fiir die Krankenhausplanung zusténdige Landesbehérde abweichend von
Satz 3 den Standort eines Krankenhauses der Versorgungsstufe ,Level F* zuordnen, wenn er

1. sich auf die Behandlung einer bestimmten Erkrankung, Krankheitsgruppe, Personengruppe oder eines
bestimmten Leistungsspektrums spezialisiert hat,

2. einen relevanten Versorgungsanteil in diesem Bereich leistet und
3. im Krankenhausplan des jeweiligen Landes als Fachkrankenhaus ausgewiesen ist.

Die Zuordnung nach Satz 4 ist zu begriinden und bis zum 31. Dezember 2030 zu befristen. Eine Zuordnung
nach den Satzen 3 oder 4 tritt an die Stelle der Zuordnung nach Absatz 4 Satz 2 Nummer 4, sofern diese
bereits erfolgt ist. Die in den Satzen 3 und 4 genannten Krankenhaduser sind im Transparenzverzeichnis
gesondert zu kennzeichnen. Die fir die Krankenhausplanung zusténdige Landesbehérde teilt dem Institut fur
das Entgeltsystem im Krankenhaus unverziglich eine Zuordnung nach den Satzen 3 oder 4 oder eine
Anderung dieser Zuordnung mit; die Mitteilung Giber eine Zuordnung nach Satz 4 oder lber eine Anderung
dieser Zuordnung hat auch die Begriindung der Zuordnung oder ihrer Anderung zu umfassen. Der
Spitzenverband Bund der Krankenkassen und die Deutsche Krankenhausgesellschaft prifen die Auswirkung
der in Satz 4 genannten Zuordnungen auf die Versorgungssituation der Patienten und auf die Qualitat sowie
auf die Vergitung von Krankenhausleistungen und legen dem Bundesministerium fiir Gesundheit bis zum
30. Juni 2029 einen Bericht Gber das Ergebnis ihrer Priifung vor. Die fir den nach Satz 9 vorzulegenden
Bericht erforderlichen Daten sind dem Spitzenverband Bund der Krankenkassen und der Deutschen
Krankenhausgesellschaft von dem Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus, den Krankenhdusern, den
Krankenkassen und den Unternehmen der privaten Krankenversicherung in anonymisierter Form zu
Ubermitteln.
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(5) Der Gemeinsame Bundesausschuss erlasst in einer Richtlinie nach § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 13
zur Weiterentwicklung des Transparenzverzeichnisses insbesondere

1. einheitliche Anforderungen fiir die Auswahl und Aufbereitung der zur Veroffentlichung erforderlichen Daten
und die Kriterien fir deren Bewertung,

2. Festlegungen fir die Weiterentwicklung von Inhalt, Art und Umfang der im Transparenzverzeichnis zu
verdffentlichenden Informationen und

3. Regelungen zur Integration der aufgrund der Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses nach
§ 136a Absatz 6 zu verodffentlichenden einrichtungsbezogenen risikoadjustierten Vergleiche der an der
vertragsarztlichen Versorgung teilnehmenden Leistungserbringer in das Transparenzverzeichnis.

Der Gemeinsame Bundesausschuss hat eine Anpassung von Inhalt, Umfang und Datenformat der
strukturierten Qualitatsberichte nach § 136b Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 zu beschlief3en, um die Informationen
der strukturierten Qualitatsberichte mit den Informationen im Transparenzverzeichnis zusammenzufihren und
die Berichtspflichten der Krankenhauser zu reduzieren. Der Gemeinsame Bundesausschuss prift auRerdem
gemeinsam mit den jeweiligen Herausgebern eine einvernehmliche Zusammenfiihrung des Transparenz-
verzeichnisses mit weiteren bestehenden Krankenhausvergleichsportalen und kann die fiir eine
Zusammenfiihrung erforderlichen Regelungen in der nach Satz 1 zu erlassenden Richtlinie treffen. Die
Richtlinie nach Satz 1 hat sicherzustellen, dass die inhaltlichen Anforderungen der Absatze 1 bis 4 sowie
der Satze 1 und 2 an das Transparenzverzeichnis nach Absatz 1 Satz 1 als Mindestanforderungen
aufrechterhalten bleiben. Der Verband der Privaten Krankenversicherung, die Bundesarztekammer sowie die
Berufsorganisationen der Pflegeberufe sind bei der Richtlinie nach Satz 1 zu beteiligen; die Bundespsycho-
therapeutenkammer und die Bundeszahnarztekammer sind, soweit jeweils die Berufsausiibung der
Psychotherapeuten oder der Zahnarzte beriihrt ist, zu beteiligen. Bis zum Inkrafttireten der nach Satz 1 zu
erlassenden Richtlinie nimmt das Institut fir Qualitdtssicherung und Transparenz im Gesundheitswesen die
Rechte und Pflichten der nach Absatz 2 Satz 1 beauftragten Stelle in Bezug auf das Transparenzverzeichnis
wahr.

(6) Die nach Absatz 2 Satz 1 beauftragte Stelle ist berechtigt und verpflichtet, dem Gemeinsamen
Bundesausschuss zum Zweck der Weiterentwicklung des Transparenzverzeichnisses die Daten der
Datenbank nach § 283 Absatz 5 Satz 1 und diesbezugliche Auswertungen zur Verfligung zu stellen, soweit
ihr der Medizinische Dienst Bund Zugang nach § 283 Absatz 5 Satz 8 zu den erforderlichen Daten gewahrt.”

4. § 135e wird durch den folgenden § 135e ersetzt:
.8 135e

Mindestanforderungen an die Qualitat der Krankenhausbehandlung, Verordnungsermachtigung

(1) Das Bundesministerium fiir Gesundheit wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates

1. von der Krankenhausbehandlung umfasste Leistungen in Leistungsgruppen einzuteilen und

2. fur jede nach Nummer 1 festgelegte Leistungsgruppe Qualitatskriterien nach MaRgabe des Absatzes 4, die
insbesondere Mindestanforderungen an die Struktur- und Prozessqualitat der Leistungen beinhalten, in
folgenden Anforderungsbereichen festzulegen:

a) Erbringung verwandter Leistungsgruppen,

b) sachliche Ausstattung,

c) personelle Ausstattung und

d) sonstige Struktur- und Prozessvoraussetzungen.

Die nach Satz 1 Nummer 2 festgelegten Qualitatskriterien sollen den aktuellen Stand der medizinisch-
wissenschaftlichen Erkenntnisse beriicksichtigen und zu einer leitliniengerechten, qualitativ hochwertigen
und fur Patienten sicheren medizinischen Versorgung beitragen.

(2) Erbringen Krankenhduser mindestens eine Leistung aus einer Leistungsgruppe, haben sie die fur diese
Leistungsgruppe malfigeblichen Qualitatskriterien am jeweiligen Krankenhausstandort zu erflllen; § 135d
Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. Die maRgeblichen Leistungsgruppen und Qualitatskriterien bestimmen
sich nach den Regelungen der Rechtsverordnung nach Absatz 1; bis zum Inkrafttreten dieser Rechts-
verordnung bestimmen sie sich nach Anlage 1 und Absatz 4.

(3) Das Bundesministerium fir Gesundheit richtet einen Ausschuss ein, der Empfehlungen zur Weiter-
entwicklung der nach Absatz 2 Satz 2 mafgeblichen Leistungsgruppen und Qualitatskriterien beschlief3t.
Weicht das Bundesministerium fir Gesundheit beim Erlass einer Rechtsverordnung nach Absatz 1 von den
Empfehlungen des Ausschusses ab, hat es dem Ausschuss die Griinde fur die Abweichung vor Erlass der
Rechtsverordnung darzulegen. Der Ausschuss wird durch das Bundesministerium fir Gesundheit und die
obersten Landesgesundheitsbehérden gemeinsam geleitet. Soweit das Bundesministerium fir Gesundheit
oder eine oberste Landesgesundheitsbehorde Gber die Weiterentwicklung der Inhalte der Rechtsverordnung
nach Absatz 1 beraten méchte, kann der Ausschuss hierzu zundchst einen Vorschlag der Arbeitsgemeinschaft
der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften einholen. Der Ausschuss kann empfehlen, dass
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das Bundesministerium fir Gesundheit das Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus und das
Bundesinstitut fir Arzneimittel und Medizinprodukte beauftragt, Leistungen zur Unterstitzung seiner
Tatigkeit zu erbringen. Der Ausschuss besteht in gleicher Zahl aus Vertretern des Spitzenverbandes Bund
der Krankenkassen einerseits und Vertretern der Deutschen Krankenhausgesellschaft, der Bundesarzte-
kammer, der Hochschulmedizin und der maRgeblichen Organisationen der Pflegeberufe auf Bundesebene
im Sinne des § 118a Absatz 1 Satz 1 des Elften Buches andererseits. Ehrenamtlich Tatige, die von den
mafRgeblichen Organisationen der Pflegeberufe auf Bundesebene im Sinne des § 118a Absatz 1 Satz 1 des
Elften Buches in den Ausschuss nach Satz 1 entsandt werden, haben Anspruch auf Erstattung der
Reisekosten nach den Vorschriften des Bundesreisekostengesetzes sowie auf den Ersatz des
Verdienstausfalls in entsprechender Anwendung des § 41 Absatz 2 des Vierten Buches; die Anspriiche
richten sich gegen den Gemeinsamen Bundesausschuss. Die Patientenorganisationen nach § 140f kénnen
beratend an den Sitzungen des Ausschusses teilnehmen; § 140f Absatz 2 Satz 1, 2 und 4, Absatz 5, 6 und 8
gilt entsprechend mit der Maligabe, dass sich die Anspriiche gegen den Gemeinsamen Bundesausschuss
richten; die Zahl der sachkundigen Personen betragt hochstens vier. Der Medizinische Dienst Bund kann
ebenfalls beratend an den Sitzungen des Ausschusses teilnehmen. Der Ausschuss kann sachverstandige
Personen zur Beratung hinzuziehen. Vor einer Beschlussfassung nach Satz 1 ist dem Gemeinsamen
Bundesausschuss Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben; die Stellungnahme ist in die jeweilige
Beschlussfassung einzubeziehen. Der Ausschuss bertcksichtigt die gemaR § 136a Absatz 7 getroffenen
Festlegungen im Rahmen seiner Empfehlungen zur Weiterentwicklung der Inhalte der Rechtsverordnung
nach Absatz 1. Der Ausschuss legt das Nahere zur Arbeitsweise, Besetzung und Beschlussfassung des
Ausschusses sowie zu den Aufgaben der nach Satz 15 eingerichteten Geschaftsstelle in einer Geschafts-
ordnung fest. Die Geschéftsordnung und ihre Anderung bediirfen der Genehmigung des Bundesministeriums
fur Gesundheit. Zur Koordinierung der Tatigkeit des Ausschusses wird eine Geschéftsstelle beim
Gemeinsamen Bundesausschuss eingerichtet. Der personelle und sachliche Bedarf der Geschéftsstelle und
der Bedarf fir Aufwendungen im Zusammenhang mit der Hinzuziehung externer Sachverstandiger sowie mit
der Organisation und Durchfiihrung der Sitzungen des Ausschusses werden auf Vorschlag des Ausschusses
vom Gemeinsamen Bundesausschuss im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fir Gesundheit bestimmt
und sind vom Gemeinsamen Bundesausschuss in seinen Haushalt einzustellen.

(4) Hinsichtlich der Erfiillung der fiir eine Leistungsgruppe als Mindestvoraussetzungen genannten Quali-
tatskriterien gilt,

1. dass hinsichtlich der im Anforderungsbereich ,Erbringung verwandter Leistungsgruppen® in der Spalte
,Standort® genannten Leistungsgruppen die fiur diese Leistungsgruppen jeweils mafgeblichen
Qualitatskriterien ebenfalls erfillt sein missen,

2. dass, sofern in den Anforderungsbereichen ,Erbringung verwandter Leistungsgruppen“ und ,Personelle
Ausstattung“ zwischen der Behandlung von Erwachsenen und der Behandlung von Kindern und
Jugendlichen unterschieden wird, sich die zu erfiillenden Qualitatskriterien jeweils danach bestimmen, ob
nur Erwachsene, nur Kinder und Jugendliche oder sowohl Erwachsene als auch Kinder und Jugendliche
behandelt werden sollen,

3. dass, soweit in dem Anforderungsbereich ,Erbringung verwandter Leistungsgruppen® die Leistungsgruppe
.Intensivmedizin® mit der Qualitatsanforderung ,Hochkomplex“ oder mit der Qualitatsanforderung ,Komplex*
genannt wird, hinsichtlich dieser Leistungsgruppe die in Anlage 1 Nummer 64 in der jeweiligen
entsprechend benannten Tabellenzeile genannten Voraussetzungen ebenfalls erfiillt sein missen,

4. dass die im Anforderungsbereich ,Sachliche Ausstattung“ genannten Qualitatskriterien jeweils dann erfullt
sind, wenn die in diesem Anforderungsbereich genannten Gerate, Einrichtungen, Untersuchungs- und
Behandlungsangebote mit dem daflr erforderlichen Personal sowie, sofern anwendbar, in dem
genannten Zeitraum vorgehalten werden, wobei das erforderliche Personal, sofern die Indikationsstellung
und die Befundung teleradiologisch erbracht werden, nur telemedizinisch erreichbar und nicht vor Ort sein
und der genannte Zeitraum an Krankenhausstandorten, an denen keine vollstationare Krankenhaus-
behandlung erbracht wird, nur wahrend deren jeweiligen Betriebszeiten erflllt sein muss,

5. dass die im Anforderungsbereich ,Personelle Ausstattung” in der Tabellenspalte ,Qualifikation“ genannten
Facharztbezeichnungen als erfiillt anzusehen sind, wenn der jeweilige Arzt nach landesrechtlichen
Vorschriften zum Fihren der entsprechenden Facharztbezeichnung oder einer vergleichbaren
Bezeichnung berechtigt ist,

6. dass die im Anforderungsbereich ,Personelle Ausstattung® in der Tabellenspalte ,Verfugbarkeit genannten
Qualitatskriterien erfillt sind, wenn Facharzte im jeweils genannten personellen und zeitlichen Umfang
vorgehalten werden, wobei

a) die Vorgabe ,Facharzt* einem Vollzeitdquivalent von 38,5 Wochenstunden entspricht,

b) im Regeldienst und bei Anwesenheitsdiensten wie Schicht- oder Bereitschaftsdiensten auRerhalb des
Regeldienstes mindestens ein Facharzt jederzeit verfligbar sein muss,

c) auBerhalb der in Buchstabe b genannten Dienste mindestens ein Facharzt in Rufbereitschaft jederzeit
verfligbar sein muss,
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d) Facharzte fir bis zu drei Leistungsgruppen, die einem Krankenhaus fir diesen Krankenhausstandort
nach § 6a Absatz 1 Satz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes zugewiesen wurden, bertcksichtigt
werden konnen,

e) in Fallen, in denen das Krankenhaus eine Versorgung durch Belegéarzte vorsieht, dem Vollzeitdquivalent
in Buchstabe a ein voller vertragsarztlicher Versorgungsauftrag entspricht; die in den Buchstaben b bis d
festgelegten Kriterien gelten entsprechend und

f) der zeitliche Umfang an Krankenhausstandorten, an denen keine vollstationare Krankenhausbehandlung
erbracht wird, nur wahrend deren jeweiligen Betriebszeiten erfillt sein muss und

7. dass Krankenhauser ein Qualitatskriterium in Kooperationen und Verbliinden insbesondere mit anderen
Krankenhdusern oder Leistungserbringern der vertragsarztlichen Versorgung erflillen kénnen, wenn eine
schriftliche Kooperationsvereinbarung vorliegt und

a) die Erfullung in Kooperation in dem jeweiligen Qualitatskriterium vorgesehen ist,
b) dies zur Sicherstellung einer flichendeckenden Versorgung zwingend erforderlich ist oder

c) sich der Kooperationspartner in einem Gebaude des jeweiligen Krankenhausstandortes befindet oder
der Abstand zwischen den am weitesten voneinander entfernt liegenden Gebaudepunkten des jeweiligen
Krankenhausstandortes und des Kooperationspartners nicht mehr als 2 000 Meter Luftlinie betragt.

Abweichend von Satz 1 Nummer 7 koénnen die in Anlage 1 als Mindestvoraussetzungen genannten
Qualitatskriterien in den folgenden Anforderungsbereichen in Kooperationen und Verbiinden insbesondere
mit anderen Krankenhausern oder Leistungserbringern der vertragsarztlichen Versorgung durch folgende
Krankenhausstandorte erfiillt werden:

1. in den Anforderungsbereichen ,Erbringung verwandter Leistungsgruppen“ und ,Sachliche Ausstattung®
durch Standorte mit einer Zuordnung zur Versorgungsstufe ,Level F* durch die zustédndige Landesbehérde
nach § 135d Absatz 4a Satz 3 oder Satz 4 oder

2. in den Anforderungsbereichen ,Erbringung verwandter Leistungsgruppen® und ,Personelle Ausstattung®
durch Krankenhausstandorte, an denen keine vollstationare Krankenhausbehandlung erbracht wird.

Abweichend von Satz 1 Nummer 7 kann in begrindeten Fallen ein Krankenhausstandort die in den
Anforderungsbereichen ,Erbringung verwandter Leistungsgruppen“ und ,Personelle Ausstattung“ maflgeb-
lichen Qualitatskriterien der in Anlage 1 Nummer 54 genannten Leistungsgruppe ,Stroke Unit“ in
telemedizinischer Kooperation mit einem anderen Krankenhaus erfiillen. Eine Kooperationsvereinbarung
muss auch bei einer Abweichung von Satz 1 Nummer 7 schriftlich vorliegen. Eine Kooperationsvereinbarung
nach Satz 1 Nummer 7 oder den Satzen 2 bis 4 hat Angaben zu den Parteien der Kooperationsvereinbarung
und deren Eignung, zu Ort, Inhalt und Dauer der Kooperation sowie zur zeitlichen Verfligbarkeit von sachlicher
und personeller Ausstattung zu enthalten.”

5. § 135f wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 5 wird die Angabe ,§ 135d Absatz 3 Satz 6“ durch die Angabe ,§ 135d Absatz 3 Satz 4“
ersetzt.

b) Absatz 2 Satz 3 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Dabei hat das Institut fir Qualitat und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen auch die im Transparenz-
verzeichnis nach § 135d Absatz 1 Satz 1 verdffentlichten Bewertungen der nach § 135d Absatz 2 Satz 1
beauftragten Stelle zu bertcksichtigen.*

c) Absatz 4 Satz 3 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Die Rechtsverordnung nach Satz 1 ist erstmals bis zum 12. Dezember 2026 zu erlassen; ihr Inkrafttreten
ist frihestens ein Jahr und spéatestens drei Jahre nach ihrer Verkiindung vorzusehen.*

6. § 136a Absatz 7 wird durch die folgenden Absatze 7 und 8 ersetzt:

»(7) Der Gemeinsame Bundesausschuss legt bis zum 30. Juni 2025 in einer Richtlinie nach § 92 Absatz 1
Satz 2 Nummer 13 geeignete sektorbezogene MalRnahmen zur Sicherung der Qualitat der Versorgung in
Kreillsalen fest, die von einem Krankenhaus betrieben und von einer in dem Krankenhaus angestellten
Hebamme geleitet werden. Die fiir die Wahrnehmung der wirtschaftlichen Interessen gebildeten maf3geblichen
Berufsverbdnde der Hebammen und die Verbande der von Hebammen geleiteten Einrichtungen auf
Bundesebene sind zu beteiligen. § 136 Absatz 3 gilt entsprechend.

(8) Der Gemeinsame Bundesausschuss legt in einer Richtlinie nach § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 13
geeignete MalRnahmen zur Sicherung der Qualitat der Versorgung in Krankenh&usern bei der Erkennung
und Behandlung von Patienten mit Mangelerndhrung fest. In der Richtlinie bestimmt er insbesondere die
Anforderungen flr eine systematische Erkennung betroffener Patienten bei der Aufnahme in eine stationare
Behandlung, die Anforderungen an das fir die Erkennung und Behandlung der Mangelernadhrung
vorzuhaltende Personal sowie die Vorgaben flr eine wirksame Planung und Durchfiihrung der Behandlung.
Der Gemeinsame Bundesausschuss hat die Festlegungen erstmals bis zum 31. Dezember 2027 zu treffen.
§ 136 Absatz 3 gilt entsprechend.”
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7.

7a.

8a.

§ 136¢ wird wie folgt geandert:
a) Die Uberschrift wird durch die folgende Uberschrift ersetzt:
,§ 136¢C

Beschlisse des Gemeinsamen Bundesausschusses
zur Erbringung onkochirurgischer Leistungen und zu Vorgaben bei Zuschlagen im Krankenhaus®.

b) Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Der Gemeinsame Bundesausschuss kann fir einen nach § 40 Absatz 1 Satz 3 des Krankenhaus-
finanzierungsgesetzes definierten Indikationsbereich einen Anteil von weniger als 15 Prozent an der Anzahl
der Falle aller Eintrage in der jeweiligen nach § 40 Absatz 2 Satz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes
erstellten und sortierten Aufstellung von Krankenhausstandorten festlegen, bis zu dem das Institut fir das
Entgeltsystem im Krankenhaus nach § 40 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 des Krankenhausfinanzierungs-
gesetzes die Eintrage aus der jeweiligen Aufstellung auszuwahlen hat, sofern dies zur Aufrechterhaltung
einer patienten- und bedarfsgerechten flachendeckenden stationaren Versorgung der Bevodlkerung mit
onkochirurgischen Leistungen zwingend erforderlich ist. Der Gemeinsame Bundesausschuss hat bei der
fir eine Beschlussfassung erforderlichen Zuordnung von Fallen zu den nach § 40 Absatz 1 Satz 3 des
Krankenhausfinanzierungsgesetzes definierten Indikationsbereichen eine nach § 40 Absatz 1 Satz 6 des
Krankenhausfinanzierungsgesetzes zertifizierte Datenverarbeitungsldsung zu verwenden. Der Verband der
Privaten Krankenversicherung, die Bundesarztekammer sowie die Berufsorganisationen der Pflegeberufe
sind zu beteiligen; die Bundespsychotherapeutenkammer und die Bundeszahnarztekammer sind, soweit
jeweils die Berufsauslbung der Psychotherapeuten oder der Zahnérzte berihrt ist, zu beteiligen. Dem
Institut flir das Entgeltsystem im Krankenhaus und den einschldgigen wissenschaftlichen Fachgesell-
schaften ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Stellungnahmen sind in die Entscheidung
einzubeziehen. Der Gemeinsame Bundesausschuss fiihrt vor der Beschlussfassung eine Folgenab-
schatzung zu den Auswirkungen eines nach Satz 1 festgelegten Anteils von weniger als 15 Prozent auf
die Krankenhausstandorte und auf die patienten- und bedarfsgerechte flachendeckende stationare
Versorgung der Bevdlkerung mit onkochirurgischen Leistungen durch und bezieht deren Ergebnisse in
die Entscheidung ein. Das Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus wertet von den an die von ihm
geflihrte Datenstelle nach § 21 Absatz 1 des Krankenhausentgeltgesetzes Gbermittelten Daten die in § 21
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b bis f des Krankenhausentgeltgesetzes genannten Daten in der jeweils
aktuellen Fassung aus, soweit dies nach Abstimmung mit dem Gemeinsamen Bundesausschuss flr eine
Beschlussfassung geeignet und notwendig ist und der Gemeinsame Bundesausschuss die Notwendigkeit
glaubhaft dargelegt hat. Die Datenstelle Ubermittelt dem Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus die
in Satz 7 genannten Daten fir die Auswertungen nach Satz 7. Das Institut fur das Entgeltsystem im
Krankenhaus Ubermittelt dem Gemeinsamen Bundesausschuss die Auswertungen nach Satz 7. Der
Gemeinsame Bundesausschuss hat die Auswertungen nach Satz 7 in die Entscheidung einzubeziehen.”

c) In Absatz 6 wird die Angabe ,nach den Absatzen 3 bis 5" durch die Angabe ,nach den Absatzen 1 und 3
bis 5 ersetzt.

§ 137 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,§§ 136 bis 136¢“ durch die Angabe ,§§ 136 bis 136b“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 1 und 6 wird jeweils die Angabe ,§ 275a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 4“ durch die

Angabe ,§ 275a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 5 ersetzt.

§ 137i Absatz 1 Satz 3 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

.Fur jeden pflegesensitiven Bereich im Krankenhaus sind die Pflegepersonaluntergrenzen nach den Satzen 1
und 2 festzulegen; dabei soll in Abhangigkeit von dem jeweiligen Pflegeaufwand, der sich nach dem vom
Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus entwickelten Katalog zur Risikoadjustierung fiir den
Pflegeaufwand bestimmt, nach Schweregradgruppen differenziert werden.*

§ 220 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Die Mittel der Krankenversicherung werden durch Beitrdge und sonstige Einnahmen aufgebracht; als
Beitrage gelten auch Zusatzbeitrage nach § 242. Darlehensaufnahmen sind nicht zuldssig. Abweichend von
Satz 2 ist die Aufnahme von Darlehen bei Kreditinstituten zur Finanzierung des Erwerbs von Grundstiicken und
grundstiicksgleichen Rechten fiir Eigeneinrichtungen nach § 140 sowie zur Finanzierung der Errichtung,
der Erweiterung oder des Umbaus von Gebauden fiir Eigeneinrichtungen nach § 140 zuldssig. Eine
Darlehensaufnahme nach Satz 3 bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehérde.*

§ 221 Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz 3 ersetzt:
.(3) Der Uberweisungsbetrag nach Absatz 2 Satz 1 reduziert sich

1. um den auf die landwirtschaftliche Krankenkasse entfallenden Anteil an der Finanzierung des Innovations-
fonds nach § 92a Absatz 3 und 4 und
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9a.

10.

2. ab dem Jahr 2016 um den auf die landwirtschaftliche Krankenkasse entfallenden Anteil an der Finanzierung
des Strukturfonds nach den §§ 12 und 12a des Krankenhausfinanzierungsgesetzes.

Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Der in Satz 1 Nummer 1 genannte Anteil wird dem Innovationsfonds und der
in Satz 1 Nummer 2 genannte Anteil dem Strukturfonds zugefiihrt. Die auf die landwirtschaftliche
Krankenkasse entfallenden in Satz 1 genannten Anteile an der Finanzierung des Innovationsfonds nach
§ 92a dieses Buches und des Strukturfonds nach den §§ 12 und 12a des Krankenhausfinanzierungsgesetzes
werden nach Vorliegen der Geschéfts- und Rechnungsergebnisse des Gesundheitsfonds flr das abgelaufene
Kalenderjahr festgesetzt und mit der landwirtschaftlichen Krankenkasse abgerechnet. Solange ein Anteil nach
Satz 4 noch nicht feststeht, kann das Bundesamt fiir Soziale Sicherung einen vorlaufigen Betrag festsetzen.
Das Nahere zur Festsetzung des Betrags und zur Abrechnung mit der landwirtschaftlichen Krankenkasse
bestimmt das Bundesamt fur Soziale Sicherung.”

§ 221a Absatz 3 und 4 wird durch die folgenden Absatze 3 und 4 ersetzt:

»(3) Unterschreiten die Aufwendungen der Krankenkassen nach § 8 Absatz 11 Satz 1 des Krankenhaus-
entgeltgesetzes und nach § 8 Absatz 7 Satz 1 der Bundespflegesatzverordnung abzuglich der entsprechenden
Aufwendungen der landwirtschaftlichen Krankenkasse die Summe der nach Absatz 1 geleisteten ergdnzenden
Bundeszuschisse abzuglich der Summe der an die landwirtschaftliche Krankenkasse nach Absatz 2 gezahlten
Betrage, wird der Differenzbetrag dem Transformationsfonds nach § 12b des Krankenhausfinanzierungs-
gesetzes aus der Liquiditatsreserve des Gesundheitsfonds im Jahr 2028 zugefihrt. Zur Ermittlung des nach
Satz 1 dem Transformationsfonds nach § 12b des Krankenhausfinanzierungsgesetzes aus der Liquiditats-
reserve des Gesundheitsfonds im Jahr 2028 zuzufiihrenden Differenzbetrages Ubermittelt der Spitzenverband
Bund der Krankenkassen bis zum Ablauf des 30. Juni 2028 an das Bundesamt fiir Soziale Sicherung die
Summe der Aufwendungen, die die Krankenkassen fiir die von den Krankenhausern nach § 8 Absatz 11
Satz 1 des Krankenhausentgeltgesetzes und nach § 8 Absatz 7 Satz 1 der Bundespflegesatzverordnung
berechneten Zuschlage bis zum Ablauf des 31. Dezember 2027 geleistet haben, abzuglich der von der
landwirtschaftlichen Krankenkasse flr diese Zuschldge bis zum Ablauf des 31. Dezember 2027 geleisteten
Aufwendungen.

(4) Unterschreiten die Aufwendungen der landwirtschaftlichen Krankenkasse nach § 8 Absatz 11 Satz 1 des
Krankenhausentgeltgesetzes und nach § 8 Absatz 7 Satz 1 der Bundespflegesatzverordnung die Summe der
nach Absatz 2 an die landwirtschaftliche Krankenkasse gezahlten Betrage, wird der Differenzbetrag von der
landwirtschaftlichen Krankenkasse bis spatestens zum Ablauf des 15. Juli 2028 an die Liquiditatsreserve des
Gesundheitsfonds geleistet und im Jahr 2028 aus der Liquiditatsreserve des Gesundheitsfonds dem
Transformationsfonds nach § 12b des Krankenhausfinanzierungsgesetzes zugefiihrt. Zur Ermittlung des
nach Satz 1 von der landwirtschaftlichen Krankenkasse an die Liquiditatsreserve des Gesundheitsfonds zu
leistenden und im Jahr 2028 aus der Liquiditatsreserve des Gesundheitsfonds dem Transformationsfonds
nach § 12b des Krankenhausfinanzierungsgesetzes zuzufiihrenden Differenzbetrages tbermittelt die landwirt-
schaftliche Krankenkasse bis zum Ablauf des 30. Juni 2028 an das Bundesamt fir Soziale Sicherung die
Summe der Aufwendungen, die sie fir die von den Krankenhdusern nach § 8 Absatz 11 Satz 1 des
Krankenhausentgeltgesetzes und nach § 8 Absatz 7 Satz 1 der Bundespflegesatzverordnung berechneten
Zuschlage bis zum Ablauf des 31. Dezember 2027 geleistet hat.”

§ 271 wird wie folgt geadndert:
a) Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Der Gesundheitsfonds hat liquide Mittel als Liquiditadtsreserve vorzuhalten. Aus der Liquiditats-
reserve sind unterjahrige Schwankungen in den Einnahmen, nicht berlicksichtigte Einnahmeausfalle in
den nach § 242a Absatz 1 zugrunde gelegten voraussichtlichen jahrlichen Einnahmen des Gesundheits-
fonds und die erforderlichen Aufwendungen fur die Durchfiihrung des Einkommensausgleichs nach § 270a
zu decken. Die Hohe der Liquiditdtsreserve muss nach Ablauf eines Geschéftsjahres mindestens
22,5 Prozent der Summe der durchschnittich auf den Monat entfallenden Ausgaben des
Gesundheitsfonds auf Grundlage der fir die Festlegung des durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes
nach § 242a malgeblichen Werte fir dieses Geschéftsjahr und der fir dieses Geschéaftsjahr erforderlichen
Aufwendungen fiir die Durchfiihrung des Einkommensausgleichs nach § 270a betragen. Die Hohe der
Liquiditatsreserve darf nach Ablauf eines Geschéaftsjahres einen Betrag von 30 Prozent der Summe der
durchschnittlich auf den Monat entfallenden Ausgaben des Gesundheitsfonds auf Grundlage der fir die
Festlegung des durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes nach § 242a mafgeblichen Werte fiir dieses
Geschaftsjahr und der fir dieses Geschaftsjahr erforderlichen Aufwendungen fir die Durchfiihrung des
Einkommensausgleichs nach § 270a nicht lberschreiten. Abweichend von den Satzen 3 und 4 muss die
Hoéhe der Liquiditatsreserve nach Ablauf des Geschéftsjahres 2026 mindestens 22,5 Prozent der
durchschnittlich auf den Monat entfallenden Ausgaben des Gesundheitsfonds auf Grundlage der fir die
Festlegung des durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes nach § 242a maligeblichen Werte fir das
Geschaftsjahr 2026 betragen und darf einen Betrag von 30 Prozent dieser Ausgaben nicht tberschreiten.
Uberschreitet die erwartete Hohe der Liquidititsreserve abziiglich der gesetzlich vorgesehenen Entnahmen
aus der Liquiditatsreserve fur das Folgejahr den Betrag nach den Satzen 4 oder 5, sind die Uberschissigen
Mittel in die Einnahmen des Gesundheitsfonds im Folgejahr zu Uberfihren.”

b) Absatz 6 Satz 2 bis 4 wird gestrichen.
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11.

§ 275a wird wie folgt geandert:
a) Die Uberschrift wird durch die folgende Uberschrift ersetzt:

,§ 275a

Prufungen zu Qualitatskriterien, Strukturmerkmalen,
Qualitdtsanforderungen und Vorgaben bei Zuschlagen im Krankenhaus®.

b) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

.Der Medizinische Dienst fiihrt in den zugelassenen Krankenhdusern bezogen auf einen Standort
Prifungen durch zur Erflllung

1. der nach § 135e Absatz 2 Satz 2 maligeblichen Qualitatskriterien,

2. von Strukturmerkmalen, die nach § 301 Absatz 2 in dem vom Bundesinstitut fir Arzneimittel und
Medizinprodukte herausgegebenen Operationen- und Prozedurenschliissel fiir einzelne Kodes
festgelegt werden,

3. der Qualitatsanforderungen nach den §§ 135b und 136 bis 136b einschlieRlich der Prifung der
Richtigkeit der von den Krankenhdusern im Rahmen der externen stationdren Qualitatssicherung
vorzunehmenden Dokumentation,

4. der von den Landern landesrechtlich vorgesehenen Qualitdtsanforderungen und
5. der nach § 136¢c Absatz 3 bis 5 beschlossenen Vorgaben.*
bb) Satz 5 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

.Bei Prifungen zur Erfullung der in Satz 1 Nummer 1 und 3 bis 5 genannten Qualitatskriterien,
Qualitdtsanforderungen und Vorgaben sind abweichend von Satz 4 Prifungen vor Ort ohne
Anmeldung zuldssig, wenn Tatsachen mit hinreichender Wahrscheinlichkeit erwarten lassen, dass
eine Prifung nach Anmeldung den Erfolg der Priifung gefahrden wiirde.*

c) Absatz 2 Satz 7 und 8 wird durch die folgenden Satze ersetzt:

,Prufungen, die nach Satz 1 vor einer voraussichtlich vor dem 1. Januar 2027 erfolgenden Zuweisung oder
nach Satz 2 vor einem voraussichtlich vor dem 1. Januar 2027 erfolgenden Abschluss eines
Versorgungsvertrags zu beauftragen sind, sind bis zum 31. Dezember 2025 zu beauftragen. Der
Medizinische Dienst hat die in Satz 7 genannten Prifungen bis zum 31. Juli 2026 abzuschlieRen.*

d) Absatz 4 wird durch den folgenden Absatz 4 ersetzt:

»(4) Nach Abschluss des in Absatz 2 Satz 6 genannten Verfahrens ibermittelt der Medizinische Dienst
sein Gutachten Uber das Ergebnis einer Prifung zu der Erfiillung der in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
genannten Qualitatskriterien auf elektronischem Wege an

1. die fiir die Krankenhausplanung zustandige Landesbehdrde,

2. die Landesverbande der Krankenkassen und die Ersatzkassen,
3. die nach § 135d Absatz 2 Satz 1 beauftragte Stelle und

4. das jeweils geprifte Krankenhaus.

Krankenhduser, die an einem Krankenhausstandort ein nach § 135e Absatz 2 Satz 2 malgebliches
Qualitatskriterium fir eine nach § 6a Absatz 1 Satz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes zugewiesene
Leistungsgruppe Uber einen Zeitraum von mehr als einem Monat nicht erfiillen, haben dies unverziglich auf
elektronischem Wege mitzuteilen

1. der fir die Krankenhausplanung zustandigen Landesbehdrde,
2. den Landesverbanden der Krankenkassen und den Ersatzkassen sowie
3. dem zustandigen Medizinischen Dienst.

Der Medizinische Dienst informiert die nach § 135d Absatz 2 Satz 1 beauftragte Stelle unverziglich tber
eine ihm nach Satz 2 Nummer 3 mitgeteilte Nichterfillung eines Qualitatskriteriums. Stellt der Medizinische
Dienst fest, dass ein Krankenhaus seiner Mitteilungspflicht nach Satz 2 nicht oder nicht rechtzeitig
nachgekommen ist, so informiert er unverziglich die in Satz 2 Nummer 1 und 2 genannten Stellen, die
nach § 135d Absatz 2 Satz 1 beauftragte Stelle sowie den Verband der Privaten Krankenversicherung
hiertber.”

e) Absatz 6 wird wie folgt geadndert:

aa) Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Krankenhauser kénnen beim Medizinischen Dienst Prufungen zu der Erfullung der in Absatz 1 Satz 1
Nummer 2 genannten Strukturmerkmale beantragen.*
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11a.

11b.

bb) Die Satze 4 und 5 werden durch die folgenden Satze ersetzt:

.Das geprifte Krankenhaus hat die in Satz 3 genannte Bescheinigung den Landesverbanden der
Krankenkassen und den Ersatzkassen sowie dem Verband der Privaten Krankenversicherung jeweils
anlasslich der Vereinbarungen nach § 6c des Krankenhausentgeltgesetzes oder nach § 11 des
Krankenhausentgeltgesetzes oder nach § 11 der Bundespflegesatzverordnung auf elektronischem
Wege zu Ubermitteln. Krankenhauser, die ein Strukturmerkmal, dessen Erfiillung in einer in Satz 1
genannten Prifung festgestellt wurde, Uber einen Zeitraum von mehr als einem Monat nicht
einhalten, haben dies unverziglich auf elektronischem Wege mitzuteilen

1. den Landesverbanden der Krankenkassen und den Ersatzkassen,
2. dem Verband der Privaten Krankenversicherung und
3. dem zustandigen Medizinischen Dienst.

Hebt der Medizinische Dienst den in Satz 2 genannten Bescheid oder die in Satz 3 genannte
Bescheinigung auf, so informiert er unverziglich die in Satz 4 genannten Stellen auf elektronischem
Wege hiertber.”

f) Absatz 7 wird durch den folgenden Absatz 7 ersetzt:

»(7) Krankenhauser kdnnen abweichend von Absatz 6 Satz 7 bis zum Abschluss einer Prifung zu der
Erflllung der in Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 genannten Strukturmerkmale, langstens bis zum 30. Juni eines
Kalenderjahres, erbrachte Leistungen abrechnen, wenn

1. sie bis zum 31. Dezember des jeweils vorhergehenden Kalenderjahres dem zustandigen Medizinischen
Dienst, den Landesverbanden der Krankenkassen, den Ersatzkassen und dem Verband der Privaten
Krankenversicherung unter Angabe des betreffenden Standortes des Krankenhauses auf elektronischem
Wege angezeigt haben, dass sie die in dem Operationen- und Prozedurenschlissel nach § 301 Absatz 2
festgelegten Strukturmerkmale des Kodes, der der jeweiligen Leistung zugrunde liegt, als erflllt und
nachweisbar ansehen, und

2. der der Leistung zugrunde liegende Kode des in § 301 Absatz 2 genannten Operationen- und
Prozedurenschliissels in dem jeweiligen Kalenderjahr erstmals vergitungsrelevant wurde.

Krankenhauser kdnnen abweichend von Absatz 6 Satz 7 Leistungen abrechnen, die sie ab dem Tag der in
Nummer 1 genannten Anzeige bis zum Abschluss einer Prifung zu der Erfullung der in Absatz 1 Satz 1
Nummer 2 genannten Strukturmerkmale, ldngstens bis zu sechs Monate ab dem Tag der in Nummer 1
genannten Anzeige, erbringen, wenn sie

1. dem zustandigen Medizinischen Dienst, den Landesverbanden der Krankenkassen, den Ersatzkassen
und dem Verband der Privaten Krankenversicherung unter Angabe des betreffenden Standortes des
Krankenhauses auf elektronischem Wege angezeigt haben, dass sie die in dem Operationen- und
Prozedurenschlissel nach § 301 Absatz 2 festgelegten Strukturmerkmale des Kodes, der der
jeweiligen Leistung zugrunde liegt, als erflllt und nachweisbar ansehen, und

2. in den letzten zwdlf Monaten vor der in Nummer 1 genannten Anzeige noch keine in Nummer 1 genannte
Anzeige fir Leistungen, denen dieser Kode zugrunde liegt, vorgenommen haben.

Mit der Anzeige nach Satz 1 Nummer 1 oder Satz 2 Nummer 1 gilt ein Antrag nach Absatz 6 Satz 1 auf die
Prifung zu der Erflllung der in Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 genannten Strukturmerkmale als gestellt. Der
Medizinische Dienst hat den in Absatz 6 Satz 2 genannten Bescheid bei einer Anzeige nach Satz 1
Nummer 1 spatestens bis zum 30. Juni des auf die Anzeige folgenden Kalenderjahres und bei einer
Anzeige nach Satz 2 Nummer 1 spatestens sechs Monate nach dem Tag dieser Anzeige zu erteilen.
Krankenhduser, denen nach Abschluss einer nach Satz 3 beantragten Prifung zu der Erflllung der in
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 genannten Strukturmerkmale keine in Absatz 6 Satz 3 genannte Bescheinigung
Ubermittelt wurde, haben dies unverziglich auf elektronischem Wege den Landesverbanden der
Krankenkassen, den Ersatzkassen und dem Verband der Privaten Krankenversicherung unter Angabe
des betreffenden Standortes des Krankenhauses mitzuteilen.”

g) Absatz 8 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Prifungen zu der Erfillung der in Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 5 genannten Qualitdtsanforderungen und
Vorgaben sind nur durchzufihren, wenn sie aufgrund begriindeter Anhaltspunkte, als Stichproben-
prifungen oder, soweit die Prifungen die Erfillung der Qualitdtsanforderungen nach § 136a Absatz 2
und 5 zum Gegenstand haben, aufgrund eines konkreten Anlasses erforderlich sind und wenn der
Medizinische Dienst hiermit von einer in der Richtlinie nach § 137 Absatz 3 Satz 1 und 2 festgelegten
Stelle beauftragt wurde.”

h) In Absatz 10 Satz 2 wird die Angabe ,Absatz 1 Satz 1 Nummer 3“ durch die Angabe ,Absatz 1 Satz 1
Nummer 3 und 5 ersetzt.

i) In Absatz 11 wird die Angabe ,Absatz 7 Satz 3 durch die Angabe ,Absatz 7 Satz 5“ ersetzt.

In § 276 Absatz 4a Satz 1 bis 3 wird jeweils die Angabe ,§ 275a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 3 und 4 durch die
Angabe ,§ 275a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 3 bis 5 ersetzt.

In § 277 Absatz 1 Satz 6 wird die Angabe ,§ 275a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 4“ durch die Angabe ,§ 275a
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 5“ ersetzt.
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12. § 278 Absatz 4 Satz 1 bis 3 wird durch die folgenden Satze ersetzt:

,Die Medizinischen Dienste berichten dem Medizinischen Dienst Bund bis zum 1. April jedes zweiten
Kalenderjahres iber

1. die Anzahl und die Ergebnisse der Begutachtungen nach § 275 und der Prifungen nach § 275a Absatz 1
Satz 1 Nummer 1 und 3 bis 5, § 275b und § 275c,

2. die Personalausstattung der Medizinischen Dienste und

3. die Ergebnisse der systematischen Qualitatssicherung der Begutachtungen und Prifungen der Medi-
zinischen Dienste flr die gesetzliche Krankenversicherung.

Die Medizinischen Dienste berichten dem Medizinischen Dienst Bund bis zum 1. April eines jeden
Kalenderjahres uber die Anzahl und Ergebnisse der Prifungen nach § 275a Absatz 1 Satz 1 Nummer 2,
differenziert nach den einzelnen in dem Operationen- und Prozedurenschlissel nach § 301 Absatz 2
festgelegten Strukturmerkmalen einschlieBlich der Anzahl der in § 275a Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 und der
in § 275a Absatz 7 Satz 2 Nummer 1 genannten Anzeigen sowie der Anzahl der in § 275a Absatz 6 Satz 5 und
der in § 275a Absatz 7 Satz 5 genannten Mitteilungen. Das Nahere zum Verfahren hinsichtlich der in den
Satzen 1 und 2 genannten Berichte regeln die Richtlinien nach § 283 Absatz 2 Satz 1 Nummer 7 und 8. Der
Medizinische Dienst Bund kann in den Richtlinien nach § 283 Absatz 2 Satz 1 Nummer 7 und 8 festlegen, dass
von den Berichtspflichten der Medizinischen Dienste nach den Satzen 1 und 2 abzusehen ist, wenn ihm die
entsprechenden Daten in der Datenbank nach § 283 Absatz 5 Satz 1 zuganglich sind.”

12a. In § 280 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,§ 275a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3“ durch die Angabe ,§ 275a
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 5 ersetzt.
13. § 283 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 wird wie folgt geéndert:
aa) Nach Satz 2 wird der folgende Satz eingefiigt:
,In den in Satz 1 genannten Richtlinien kann der Medizinische Dienst Bund auch Regelungen zu
einheitlichen und digitalen Prozessen zur Umsetzung der Richtlinien treffen.”
bb) Nach dem bisherigen Satz 3 wird der folgende Satz eingefigt:
.Der Medizinische Dienst Bund gibt den fiir die Krankenhausplanung zustandigen Landesbehdrden zur
Richtlinie nach Satz 1 Nummer 3 Gelegenheit zur Stellungnahme.*
b) Absatz 4 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
,Der Medizinische Dienst Bund fasst die Berichte der Medizinischen Dienste oder die entsprechenden in der
Datenbank nach Absatz 5 Satz 1 enthaltenen Daten

1. nach § 278 Absatz 4 Satz 1 in einem Bericht zusammen, legt diesen dem Bundesministerium fir
Gesundheit bis zum 1. Juni jedes zweiten Kalenderjahres vor und veroffentlicht den Bericht bis zum
1. September des jeweiligen Kalenderjahres und

2. nach § 278 Absatz 4 Satz 2 in einem Bericht zusammen, legt diesen dem Bundesministerium fur
Gesundheit bis zum 1. Juni eines jeden Kalenderjahres vor und verdffentlicht den Bericht bis zum
1. September des jeweiligen Kalenderjahres.*
c) Absatz 5 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 2 Nummer 2 wird durch die folgende Nummer 2 ersetzt:
,2. die in § 275a Absatz 4 Satz 2 und 3, Absatz 6 Satz 5 und Absatz 7 Satz 5 genannten Mitteilungen

und Informationen und die in § 275a Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 und in § 275a Absatz 7 Satz 2
Nummer 1 genannten Anzeigen und®.
bb) Satz 4 wird durch die folgenden Séatze ersetzt:
,Der Medizinische Dienst Bund darf personen- und einrichtungsbezogene Daten in der Datenbank
verarbeiten, soweit dies erforderlich ist, um die ihm nach § 275a Absatz 2 Satz 5 und Absatz 4
Satz 1 in Verbindung mit Satz 1 Nummer 1 zugewiesenen Aufgaben zu erfiillen; die Erforderlichkeit
der Verarbeitung personen- und einrichtungsbezogener Daten zu diesem Zweck ist jeweils in der
Richtlinie nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 zu begriinden. Im Ubrigen erfolgt die Verarbeitung und
Veroffentlichung der Daten in der Datenbank ohne Personenbezug.”
13a. § 299 wird wie folgt geandert:
a) Nach Absatz 2 Satz 5 wird der folgende Satz eingefiigt:
~Abweichend von Satz 5 kénnen die Richtlinien und Beschliisse sowie Vereinbarungen nach Absatz 1
Satz 1 vorsehen, dass bei einer Vollerhebung nach Absatz 1 Satz 5 die Pseudonymisierung durch die in
Satz 1 genannten Leistungserbringer erfolgen kann, wenn aus methodischen Griinden eine Pseudonymi-
sierung durch eine Vertrauensstelle nicht erforderlich ist.”
b) Absatz 3 Satz 5 wird gestrichen.

c) In Absatz 5 und 6 wird jeweils die Angabe ,§§ 136 bis 136¢” durch die Angabe ,§§ 136 bis 136b“ ersetzt.



Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026 Seite 13 von 96

d) Absatz 7 wird durch den folgenden Absatz 7 ersetzt:

»(7) Die vom Gemeinsamen Bundesausschuss nach § 135d Absatz 2 Satz 1 beauftragte Stelle ist befugt
und berechtigt, folgende personen- und einrichtungsbezogenen Daten der Versicherten und der
Krankenhduser zum Zweck der Veroffentlichung im Transparenzverzeichnis nach § 135d Absatz 1 Satz 1
zu verarbeiten:

1. Daten, die die nach § 135d Absatz 2 Satz 1 beauftragte Stelle von der nach Absatz 3 Satz 1 bestimmten
unabhangigen Stelle fir die in § 136 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 genannten Malnahmen zur
datengestitzten einrichtungstibergreifenden Qualitatssicherung erhalt,

2. Auswertungen und Daten, die der nach § 135d Absatz 2 Satz 1 beauftragten Stelle nach § 21 Absatz 3d
des Krankenhausentgeltgesetzes Ubermittelt werden,

3. die Daten aus den in § 136b Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 genannten strukturierten Qualitatsberichten der
zugelassenen Krankenhauser,

4. Daten zur Erflillung oder Nichterfiillung der nach § 135e Absatz 2 Satz 2 maRgeblichen Qualitats-
kriterien, die der nach § 135d Absatz 2 Satz 1 beauftragten Stelle im Wege der in § 275a Absatz 4
Satz 1, 3 und 4 genannten Ubermittlung oder Information Ubermittelt werden oder in der in § 283
Absatz 5 Satz 1 genannten Datenbank des Medizinischen Dienstes Bund zuganglich sind, und

5. Daten, die der nach § 135d Absatz 2 Satz 1 beauftragten Stelle im Wege der in § 6a Absatz 7 des
Krankenhausfinanzierungsgesetzes genannten Ubermittlung tGbermittelt werden.

Abweichend von Absatz 3 Satz 3 darf die vom Gemeinsamen Bundesausschuss nach § 135d Absatz 2
Satz 1 beauftragte Stelle zum Zweck der Veroffentlichung im Transparenzverzeichnis nach § 135d Absatz 1
Satz 1 die in Satz 1 genannten Daten zusammenfihren und verarbeiten. Die in den Richtlinien nach § 136
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 fur MaBnahmen zur datengestitzten einrichtungsiuibergreifenden Qualitats-
sicherung bestimmten Datenannahmestellen sind verpflichtet, der nach § 135d Absatz 2 Satz 1
beauftragten Stelle zum Zweck der Verdffentlichung im Transparenzverzeichnis mitzuteilen, wie die in
Satz 1 Nummer 1 genannten Daten, soweit sie den Zeitraum ab dem 1. Januar 2022 betreffen, einzelnen
Standorten der Krankenhauser zuzuordnen sind.”

14. § 427 wird wie folgt geandert:
a) Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) Die Angabe ,zum 31. Dezember 2028" wird durch die Angabe ,zum 31. Juli 2027, zum 31. Dezember
2028 ersetzt.

bb) Nummer 1 wird durch die folgende Nummer 1 ersetzt:

»1. die Auswirkungen der Einteilung der von der Krankenhausbehandlung umfassten Leistungen in
Leistungsgruppen nach § 135e Absatz 1 Satz 1 und die Weiterentwicklung dieser Einteilung,
einschlieRlich

a) der Auswirkungen der Berlicksichtigung von Facharzten nach § 135e Absatz 4 Satz 1 Nummer 6
Buchstabe d und

b) der mit der Zuweisung von Leistungsgruppen nach § 6a Absatz 1 Satz 1 des Krankenhaus-
finanzierungsgesetzes zusammenhangenden Konzentrationswirkungen auf die Leistungserbrin-
gung durch die Krankenhauser, auch soweit diese landeriibergreifend eingetreten sind; dabei
sind insbesondere die Auswirkungen der Zuweisung von Leistungsgruppen an Krankenhauser,
die die Qualitatskriterien nach § 6a Absatz 4 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes nicht
erfiillen, auf die Leistungserbringung dieser Krankenhauser sowie der Umfang und die Griinde
der Zuweisung von Leistungsgruppen an Krankenhauser, die die Qualitatskriterien nach § 6a
Absatz 4 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes nicht erflllen, zu beriicksichtigen,*.

cc) In Nummer 4 Buchstabe d wird die Angabe ,Leistungsgeschehens.” durch die Angabe ,Leistungs-
geschehens und“ ersetzt.

dd) Nach Nummer 4 wird die folgende Nummer 5 eingefligt:

,9. die Zuordnung von Krankenhausstandorten zu der Versorgungsstufe ,Level F* durch die fir die
Krankenhausplanung zustédndige Landesbehdérde nach § 135d Absatz 4a Satz 3 oder Satz 4,
insbesondere uber die Begriindungen fir die Zuordnung, die dem Institut fir das Entgeltsystem
im Krankenhaus nach § 135d Absatz 4a Satz 8 zu Ubermitteln sind.”

b) Nach Satz 3 wird der folgende Satz eingefligt:

,Die fur die nach den Satzen 1 und 2 vorzulegenden Berichte Uber die in Satz 1 Nummer 5 genannte
Zuordnung erforderlichen Daten sind dem Spitzenverband Bund der Krankenkassen, dem Verband der
Privaten Krankenversicherung, der Deutschen Krankenhausgesellschaft und dem nach § 142 Absatz 1
Satz 1 berufenen Sachverstdndigenrat von dem Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus in
anonymisierter Form und landesbezogen zu Ubermitteln.”

15. Anlage 1 wird durch die aus dem Anhang zu diesem Gesetz ersichtliche Anlage 1 ersetzt.
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Artikel 1a

Anderung des Sozialgerichtsgesetzes

Das Sozialgerichtsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 1975 (BGBI. | S. 2535), das

zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 349) geandert worden ist, wird wie
folgt geandert:

1.

§ 29 des Sozialgerichtsgesetzes wird wie folgt geandert:
a) Absatz 3 wird wie folgt geandert:
aa) In Nummer 4 wird die Angabe ,betreffen,” durch die Angabe ,betreffen.” ersetzt.
bb) Nummer 5 wird gestrichen.
b) Absatz 4 wird wie folgt gedndert:
aa) In Nummer 4 wird die Angabe ,Sozialgesetzbuch).“ durch die Angabe ,Sozialgesetzbuch),” ersetzt.
bb) Nach Nummer 4 wird die folgende Nummer 5 eingefiigt:

»D. Streitigkeiten betreffend die Verdffentlichung des Transparenzverzeichnisses nach § 135d des Flinften
Buches Sozialgesetzbuch.”

Artikel 2

Anderung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes

Das Krankenhausfinanzierungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. April 1991 (BGBI. | S. 886),

das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 371) geandert worden ist, wird
wie folgt geandert:

1.

§ 2a Absatz 4 wird durch den folgenden Absatz 4 ersetzt:

»(4) Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen und die Deutsche Krankenhausgesellschaft konnen im
Benehmen mit der fiir die Krankenhausplanung zustandigen Landesbehérde und dem Verband der Privaten
Krankenversicherung vereinbaren, dass

1. fachliche Organisationseinheiten nach Absatz 1 Satz 3 eigenstandige Krankenhausstandorte sind oder

2. abweichend von Absatz 1 Satz 1 und 2 die Gebaude oder Gebaudekomplexe eines bestimmten Kranken-
hauses ein Krankenhausstandort sind.

Kommt eine Einigung nach Satz 1 nicht zustande, entscheidet die Schiedsstelle nach § 18a Absatz 6 auf
Antrag einer Vertragspartei. Die Schiedsstelle hat die fiir die Krankenhausplanung zusténdige Landesbehérde
anzuhéren und eine von ihr im Rahmen der Anhdérung abgegebene Stellungnahme angemessen zu
berucksichtigen.*

§ 6a wird durch den folgenden § 6a ersetzt:
,§ 6a

Zuweisung von Leistungsgruppen

(1) Die fur die Krankenhausplanung zustandige Landesbehérde kann einem nach § 108 Nummer 1, 2
oder 4 des Finften Buches Sozialgesetzbuch zugelassenen Krankenhaus fiir einen Krankenhausstandort
Leistungsgruppen zuweisen, wenn das Krankenhaus an dem jeweiligen Krankenhausstandort die fir diese
Leistungsgruppen jeweils maRgeblichen Qualitatskriterien erfillt; § 135e Absatz 2 Satz 2 des Finften Buches
Sozialgesetzbuch gilt entsprechend. Die flir die Krankenhausplanung zustandige Landesbehérde kann mit der
Zuweisung nach Satz 1 einem Krankenhausstandort fiir die Berechnung seines Anteils am Vorhaltevolumen
des jeweiligen Landes fir eine Leistungsgruppe nach § 37 Absatz 2 Satz 2 und 3 eine Fallzahl fur diese
Leistungsgruppe (Planfallzahl) vorgeben; bei der Zuweisung einer Leistungsgruppe, deren Leistungen
erstmals an dem jeweiligen Krankenhausstandort erbracht werden, hat die fur die Krankenhausplanung
zustandige Landesbehérde dem Krankenhausstandort eine Planfallzahl fiir die Berechnung seines Anteils
am Vorhaltevolumen des jeweiligen Landes fur diese Leistungsgruppe nach § 37 Absatz 2 Satz 2, 3 und 5
vorzugeben. Der Standort eines Krankenhauses bestimmt sich nach § 2a. Ein Anspruch auf Zuweisung einer
Leistungsgruppe besteht nicht. Bei notwendiger Auswahl zwischen mehreren Krankenhdusern entscheidet die
fur die Krankenhausplanung zustandige Landesbehérde unter Berucksichtigung der Erfullung der in der
Tabellenzeile ,Auswahlkriterium® der Anlage 1 zum Funften Buch Sozialgesetzbuch fur die jeweilige
Leistungsgruppe genannten Qualitatskriterien, soweit vorhanden, nach pflichtgemaRem Ermessen daruber,
welchem Krankenhaus die jeweilige Leistungsgruppe zugewiesen wird. Die Zuweisung nach Satz 1 erfolgt
durch Bescheid; Widerspruch und Anfechtungsklage gegen den Bescheid haben keine aufschiebende
Wirkung. Gegen den Bescheid ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. Als einem Krankenhaus flr einen
Krankenhausstandort zugewiesen im Sinne des Satzes 1 gelten

1. Leistungsgruppen, die in einem wirksamen Versorgungsvertrag nach § 109 Absatz 3 Satz 2 des Flnften
Buches Sozialgesetzbuch fiir dieses Krankenhaus vereinbart wurden, oder
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2. Leistungsgruppen, die bis zum 31. Dezember 2030 einem Krankenhaus fir einen Krankenhausstandort
nach landesrechtlichen Vorschriffen zugewiesen werden, sofern das jeweilige Land bis zum
31. Dezember 2024 Leistungsgruppen nach landesrechtlichen Vorschriften zugewiesen hat.

(2) Die in Absatz 1 Satz 1 genannte Erfullung der Qualitatskriterien ist durch das Krankenhaus vor der
Zuweisung der jeweiligen Leistungsgruppe gegenliber der fiir die Krankenhausplanung zustandigen
Landesbehdrde nachzuweisen. Der in Satz 1 genannte Nachweis wird durch ein Gutachten des
Medizinischen Dienstes uber die Prifung der Erfullung der fir die jeweilige Leistungsgruppe mafigeblichen
Qualitatskriterien erbracht, dessen Ubermittlung nach § 275a Absatz 4 Satz 1 des Finften Buches
Sozialgesetzbuch an die fir die Krankenhausplanung zustédndige Landesbehdrde zu dem Zeitpunkt der
Zuweisung der jeweiligen Leistungsgruppe nicht langer als zwei Jahre und ab dem dritten Nachweis nicht
langer als drei Jahre zuriickliegt. Bis zu dem Zeitpunkt der in Satz 2 genannten Ubermittlung kann der in
Satz 1 genannte Nachweis durch eine begriindete Selbsteinschatzung des Krankenhauses erbracht werden,
wenn der Medizinische Dienst bereits mit der Prifung nach § 275a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Finften
Buches Sozialgesetzbuch beauftragt wurde. Die Satze 2 und 3 finden keine Anwendung, wenn eine
Leistungsgruppe bis zum 31. Dezember 2030 einem Krankenhaus fiir einen Krankenhausstandort in einem
Land, das bis zum 31. Dezember 2024 Leistungsgruppen nach landesrechtlichen Vorschriften zugewiesen hat,
nach landesrechtlichen Vorschriften zugewiesen wird.

(3) Den Bundeswehrkrankenhdusern werden die Leistungsgruppen zugewiesen, fir die sie nach den
Vorgaben des Bundesministeriums der Verteidigung zur Erflllung ihres militarischen Auftrags Ressourcen
vorhalten. Das Bundesministerium der Verteidigung teilt der fur die Krankenhausplanung zusténdigen
Landesbehdrde mit, fir welche Leistungsgruppen das jeweilige Bundeswehrkrankenhaus Ressourcen
vorhélt. Den Krankenh&usern der Trager der gesetzlichen Unfallversicherung und ihrer Vereinigungen sollen
die Leistungsgruppen zugewiesen werden, fir die sie nach der Aufgabenstellung der Trager der gesetzlichen
Unfallversicherung und ihrer Vereinigungen nach dem Siebten Buch Sozialgesetzbuch Ressourcen vorhalten.
Bundeswehrkrankenhauser und Krankenhauser der Trager der gesetzlichen Unfallversicherung und ihrer
Vereinigungen konnen die fiir eine Leistungsgruppe als Qualitatskriterien festgelegten verwandten
Leistungsgruppen nach § 135e Absatz 2 Satz 2 des Flnften Buches Sozialgesetzbuch auch in Kooperation
erbringen.

(4) Die fur die Krankenhausplanung zustdndige Landesbehdrde kann im Einvernehmen mit den
Landesverbanden der Krankenkassen und den Ersatzkassen einem Krankenhaus fir einen Krankenhaus-
standort Leistungsgruppen nach Absatz 1 Satz 1 zuweisen, obwohl abweichend von den in Absatz 1 Satz 1
genannten Voraussetzungen das Krankenhaus an dem jeweiligen Krankenhausstandort die flr diese
Leistungsgruppen jeweils maRgeblichen Qualitatskriterien nicht erflllt, wenn diese Qualitatskriterien durch
das Krankenhaus an dem Krankenhausstandort auch nicht in Kooperationen oder Verblinden nach Absatz 3
Satz 4 oder § 135e Absatz 4 Satz 1 Nummer 7, Satz 2 und 3 des Flinften Buches Sozialgesetzbuch erfilllt
werden kénnen und

1. dies zur Sicherstellung einer flachendeckenden Versorgung der Bevdlkerung zwingend erforderlich ist,

2. der Betrieb des jeweiligen Krankenhausstandortes vollstandig oder teilweise eingestellt wird und die
Zuweisung der Leistungsgruppen fiir die Aufrechterhaltung des Betriebs bis zu dessen Einstellung
zwingend erforderlich ist oder

3. der jeweilige Krankenhausstandort mit einem oder mehreren anderen Krankenhausstandorten vollstéandig
oder teilweise infolge eines Zusammenschlusses im Sinne des § 37 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschrankungen zusammengelegt wird und die Zuweisung der Leistungsgruppen fur die Vollziehung des
Zusammenschlusses zwingend erforderlich ist.

Abweichend von Satz 1 kann die fir die Krankenhausplanung zustandige Landesbehdrde in den in Satz 1
genannten Fallen einem Krankenhaus fiir einen Krankenhausstandort Leistungsgruppen im Benehmen mit den
Landesverbanden der Krankenkassen und den Ersatzkassen zuweisen, wenn die Zuweisung spatestens zum
31. Dezember 2026 mit Wirkung ab dem 1. Januar 2027 erfolgt. Die Zuweisung einer Leistungsgruppe ist in
den in Satz 1 genannten Féllen auf héchstens drei Jahre zu befristen und kann in den in Satz 1 genannten
Fallen nach Ablauf der Frist um héchstens drei Jahre im Einvernehmen mit den Landesverbanden der
Krankenkassen und den Ersatzkassen verlangert werden. Wenn ein Krankenhausstandort in dem in Satz 1
Nummer 1 genannten Fall zum Zeitpunkt der Zuweisung der jeweiligen Leistungsgruppe in die Liste nach § 9
Absatz 1a Nummer 6 des Krankenhausentgeltgesetzes aufgenommen ist, kann die Leistungsgruppe
abweichend von Satz 3 unbefristet zugewiesen werden. Mit der Zuweisung ist das Krankenhaus in den in
Satz 1 Nummer 1 und 3 genannten Fallen zu verpflichten, an dem jeweiligen Krankenhausstandort die flr
die jeweilige Leistungsgruppe maRgeblichen Qualitatskriterien innerhalb einer angemessenen Frist zu erfillen.
Die fir die Krankenhausplanung zustéandige Landesbehdrde kann sich vor Erteilung einer Auflage nach Satz 5
hierzu durch den Medizinischen Dienst beraten lassen. Bei einer Entscheidung Uber die Erkldrung des in den
Satzen 1 und 3 genannten Einvernehmens und des in Satz 2 genannten Benehmens handeln die
Landesverbdnde der Krankenkassen und die Ersatzkassen jeweils gemeinsam und einheitlich. Das
Einvernehmen der Landesverbande der Krankenkassen und der Ersatzkassen ist innerhalb von vier Wochen
nach Vorlage der vollstdndigen entscheidungserheblichen Unterlagen herzustellen oder zu versagen. Kommt
innerhalb dieser Frist eine Einigung der Landesverbande der Krankenkassen und der Ersatzkassen nicht
zustande, gilt § 211a Satz 2 und 3 des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch entsprechend.
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(5) Die fur die Krankenhausplanung zustandige Landesbehdrde hat die Zuweisung einer Leistungsgruppe
unverziglich aufzuheben,

1. soweit das Krankenhaus aus dem Krankenhausplan des jeweiligen Landes herausgenommen wird,

2. wenn das Krankenhaus an dem jeweiligen Krankenhausstandort die fir die jeweilige Leistungsgruppe
mafgeblichen Qualitatskriterien nicht erfillt oder

3. wenn die Ubermittlung des jeweils letzten Gutachtens des Medizinischen Dienstes nach § 275a Absatz 4
Satz 1 Nummer 1 des Finften Buches Sozialgesetzbuch lber die Prifung der Erflllung der fir die jeweilige
Leistungsgruppe malgeblichen Qualitatskriterien an die fir die Krankenhausplanung zustandige
Landesbehérde langer als zwei oder, sofern die Erfullung der Qualitatskriterien fir die jeweilige
Leistungsgruppe bereits zweimal durch ein Gutachten des Medizinischen Dienstes nachgewiesen wurde,
langer als drei Jahre zuriickliegt, es sei denn, dass das Krankenhaus den Nachweis Uber die Erfiillung
dieser Qualitatskriterien durch eine begriindete Selbsteinschatzung erbringt und der Medizinische Dienst
bereits mit der Prifung nach § 275a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Finften Buches Sozialgesetzbuch
beauftragt wurde.

Satz 1 Nummer 2 ist nicht anzuwenden
1. in einem in Absatz 1 Satz 8 Nummer 2 genannten Fall,

2. wenn die jeweilige Leistungsgruppe nach Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 4 Satz 1 zugewiesen ist
und die in Absatz 4 Satz 3 genannte Frist noch nicht abgelaufen ist oder in dem in Absatz 4 Satz 4
genannten Fall der jeweilige Krankenhausstandort weiterhin in die Liste nach § 9 Absatz 1a Nummer 6
des Krankenhausentgeltgesetzes aufgenommen ist oder

3. wenn das Krankenhaus unverzlglich eine nach § 275a Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 des Finften Buches
Sozialgesetzbuch erforderliche Mitteilung gemacht hat, seit dieser Mitteilung nicht mehr als drei Monate
vergangen sind und der fir die Krankenhausplanung zustédndigen Landesbehdrde Anhaltspunkte dafir
vorliegen, dass die Dauer der von dieser Mitteilung erfassten Nichterfiillung von Qualitatskriterien sechs
Monate nicht Uberschreiten wird.

Satz 1 Nummer 3 ist in einem in Absatz 1 Satz 8 Nummer 2 genannten Fall nicht anzuwenden. Die fur die
Krankenhausplanung zustandige Landesbehdérde kann eine Stellungnahme des Medizinischen Dienstes zu
der voraussichtlichen Dauer der in Satz 2 Nummer 3 genannten Nichterfullung einholen. Die Aufhebung der
Zuweisung einer Leistungsgruppe erfolgt durch Bescheid. Gegen den Bescheid ist der Verwaltungsrechtsweg
gegeben. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen den Bescheid haben keine aufschiebende Wirkung.

(6) Die fir die Krankenhausplanung zustandige Landesbehérde hat dem Institut fir das Entgeltsystem im
Krankenhaus bis zum 30. September eines jeden Kalenderjahres, erstmals bis zum 30. September 2027, zum
Zweck der Ermittlung der Vergutung eines Vorhaltebudgets nach § 37 folgende Daten zu tGbermitteln:

1. eine Aufstellung ber die den Krankenhausern je Krankenhausstandort zugewiesenen Leistungsgruppen
und Uber die ihnen nach Absatz 1 Satz 2 vorgegebenen Planfallzahlen je Leistungsgruppe,

2. die Angabe, ob eine Zuweisung einer Leistungsgruppe aufgehoben wurde, einschliellich des Zeitpunkts
der Aufhebung,

3. die Angabe, ob die Zulassung des jeweiligen Krankenhauses vollstandig oder teilweise weggefallen ist oder
ob das jeweilige Krankenhaus vollstandig oder teilweise seinen Betrieb eingestellt hat, einschlief3lich des
Zeitpunkts des Wegfalls der Zulassung oder der Einstellung des Betriebs,

4. die Angabe, ob infolge eines Zusammenschlusses im Sinne des § 37 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschrankungen das jeweilige Krankenhaus mit einem anderen Krankenhaus oder ob der jeweilige
Krankenhausstandort mit einem anderen Krankenhausstandort zusammengelegt wurde, einschlieRlich
des Zeitpunkts der Zusammenlegung und

5. die Angabe, ob der jeweilige Krankenhausstandort nach § 6¢c Absatz 1 als sektorenibergreifende
Versorgungseinrichtung bestimmt wurde, sofern das Krankenhaus fiir den jeweiligen Krankenhausstandort
bis zu dem Zeitpunkt dieser Bestimmung stationare Leistungen nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des
Krankenhausentgeltgesetzes abgerechnet hat, einschliel3lich des Zeitpunkts, ab dem es fiir den jeweiligen
Krankenhausstandort die nach § 6¢c Absatz 1 Satz 2 des Krankenhausentgeltgesetzes vereinbarten
Tagesentgelte oder die in § 6¢c Absatz 7 Satz 4 des Krankenhausentgeltgesetzes genannten vorlaufigen
Tagesentgelte abrechnet.

Die fir die Krankenhausplanung zustandige Landesbehdrde kann die in Satz 1 genannten Daten innerhalb der
folgenden Fristen an das Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus tbermitteln, um eine in § 37 Absatz 5
Satz 2 genannte Ubermittlung einer der folgenden Informationen zu ermdglichen:

1. bis zum 31. Dezember 2025 fir eine Information (iber die Hohe der Vorhaltevolumina fiir das Kalender-
jahr 2026 und

2. bis zum 31. Dezember 2026 fir eine Information Uiber die Hohe der Vorhaltevolumina fiir das Kalender-
jahr 2027.

Abweichend von Satz 1 hat die fiir die Krankenhausplanung zustandige Landesbehdrde dem Institut fir das
Entgeltsystem im Krankenhaus unverziglich mitzuteilen, wenn sie infolge einer gerichtlichen Entscheidung
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3a.

3b.

einem Krankenhaus fir einen Krankenhausstandort eine Leistungsgruppe zugewiesen hat. In der Mitteilung
sind der Krankenhausstandort, die zugewiesene Leistungsgruppe sowie das Datum, ab dem die Zuweisung
gilt, anzugeben. Das Institut fur das Entgeltsystem im Krankenhaus regelt das Nahere zur Datenlbermittlung.

(7) Die fur die Krankenhausplanung zustandige Landesbehdrde hat der nach § 135d Absatz 2 Satz 1 des
Finften Buches Sozialgesetzbuch beauftragten Stelle und der nach § 135d Absatz 1 Satz 3 des Fiinften
Buches Sozialgesetzbuch benannten Stelle zur Férderung der Qualitat der Krankenhausbehandlung durch
Transparenz jeweils unverzuglich folgende Daten zu Ubermitteln:

1. jede Zuweisung einer Leistungsgruppe nach Absatz 1 Satz 1 einschlieRlich jeder Zuweisung nach Absatz 1
Satz 1 in Verbindung mit Absatz 4 Satz 1 sowie jeder Zuweisung nach landesrechtlichen Vorschriften nach
Absatz 1 Satz 8 Nummer 2,

2. jede Aufhebung einer Zuweisung einer Leistungsgruppe,

3. jeden Abschluss eines Versorgungsvertrags nach § 109 Absatz 1 Satz 1 des Funften Buches Sozialgesetz-
buch einschliellich jedes Abschlusses nach § 109 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 3a Satz 4 des
Finften Buches Sozialgesetzbuch und

4. jede Kiindigung eines Versorgungsvertrags nach § 110 Absatz 1 des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch.

(8) Bei gerichtlichen Entscheidungen Uber die Zuweisung einer Leistungsgruppe nach Absatz 1 sind die
Sicherstellung einer qualitativ hochwertigen, flichendeckenden und bedarfsgerechten Krankenhausversor-
gung und die finanzielle Stabilitat der gesetzlichen Krankenversicherung besonders zu beriicksichtigen. In
Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes ist zu berlicksichtigen, dass eine Vergitung von Leistungen
aulderhalb des leistungsgruppenbezogenen Verglitungssystems gesetzlich nicht vorgesehen ist.”

In § 6b Satz 8 wird die Angabe ,31. Oktober eines jeden Kalenderjahres, erstmals bis zum 31. Oktober 2026
durch die Angabe ,30. September eines jeden Kalenderjahres, erstmals bis zum 30. September 2027 ersetzt.

§ 6¢ Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Die fiir die Krankenhausplanung zustandige Landesbehdérde kann Standorte von Krankenhausern im
Benehmen mit den Landesverbanden der Krankenkassen sowie den Ersatzkassen, der Landeskrankenhaus-
gesellschaft oder der Vereinigung der Krankenhaustrager im Land sowie der Kassenarztlichen Vereinigung
durch Bescheid als sektorenubergreifende Versorgungseinrichtung bestimmen, wenn das jeweilige
Krankenhaus in den Krankenhausplan des Landes aufgenommen wurde. Die Bestimmung nach Satz 1 gilt
fur den gesamten Krankenhausstandort. Sie ist ausgeschlossen, wenn sich dieser Krankenhausstandort in
raumlicher Nahe zu einem anderen Krankenhausstandort desselben Krankenhaustragers befindet und der
Abstand zwischen den am weitesten voneinander entfernt liegenden Gebdudepunkten nicht mehr als
2 000 Meter betragt. Die Bestimmung wird zum 1. Januar eines von der fir die Krankenhausplanung
zustandigen Landesbehérde bestimmten kiinftigen Kalenderjahres wirksam.*

§ 10 Absatz 2 wird wie folgt geéndert:

a) In Satz 1 wird die Angabe ,Absatz 3a und 7 Satz 6 durch die Angabe ,Absatz 3a und 7“ ersetzt.
b) In Satz 6 wird die Angabe ,Abs. 7 und 7a“ durch die Angabe ,Absatz 7a“ ersetzt.

§ 12a Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Von dem in Absatz 1 Satz 1 und 2 genannten Betrag, abziglich der jahrlichen notwendigen
Aufwendungen des Bundesamtes fir Soziale Sicherung fiir die Verwaltung der Mittel und die Durchfiihrung
der Foérderung sowie der jahrlichen Aufwendungen nach § 14, kann jedes Land in den Jahren 2019 bis 2025
insgesamt bis zu 95 Prozent des Anteils beantragen, der sich aus dem Koénigsteiner Schliissel mit Stand vom
1. Oktober 2018 ergibt. Fordermittel, die von einem Land bis zum 31. Dezember 2025 durch vollstéandig und
vorbehaltlos eingereichte Antrage nicht vollstdndig beantragt worden sind, verbleiben beim Gesundheitsfonds;
der auf die Beteiligung der privaten Krankenversicherungen entfallende Anteil ist an diese zurlickzuzahlen. Mit
den verbleibenden 5 Prozent des Betrags nach Satz 1 kénnen Vorhaben geférdert werden, die sich auf
mehrere Lander erstrecken und fir die die beteiligten Lander einen gemeinsamen Antrag stellen
(landerubergreifende Vorhaben). Soweit die Mittel nach den Satzen 2 und 3 bis zum 31. Dezember 2025
durch vollstdndig und vorbehaltlos gestellte Antrdge nicht vollstdndig beantragt worden sind, stehen diese
Mittel sowohl fir die Verwaltung des Transformationsfonds nach § 12b als auch fir die fur die Durchfihrung
der Férderung nach § 12b notwendigen Aufwendungen des Bundesamtes fiir Soziale Sicherung zur Verfligung
und werden hierfir in den Jahren 2026 bis 2035 jeweils bis zum 1. Februar an den Transformationsfonds nach
§ 12b Ubertragen; der auf die Beteiligung der privaten Krankenversicherungen entfallende Anteil ist an diese
zurlickzuzahlen.*

§ 12b wird durch den folgenden § 12b ersetzt:
,8 12b

Transformationsfonds, Verordnungsermachtigung

(1) Zur Foérderung von Vorhaben der Lander zur Anpassung der Strukturen in der Krankenhausversorgung
an die durch das Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz vom 5. Dezember 2024 (BGBI. 2024 |
Nr. 400) bewirkten Rechtsanderungen wird beim Bundesamt fir Soziale Sicherung in den Jahren 2026
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bis 2035 aus Mitteln der Liquiditatsreserve des Gesundheitsfonds ein Transformationsfonds in Hohe von
29 Milliarden Euro errichtet. Zur Finanzierung des Transformationsfonds stellt der Bund der Liquiditatsreserve
des Gesundheitsfonds in den Jahren 2026 bis 2029 jahrlich einen Betrag von 3,5 Milliarden Euro und in den
Jahren 2030 bis 2035 jahrlich einen Betrag von 2,5 Milliarden Euro, im Jahr 2026 bis zum 27. April 2026 und in
den Jahren 2027 bis 2035 jeweils bis zum 15. Januar zur Verfliigung. Aus dem Transformationsfonds kénnen
an zugelassenen Krankenhdusern gefordert werden:

1. Vorhaben zur standortibergreifenden Konzentration akutstationéarer Versorgungskapazitaten, einschlief3lich
der erforderlichen Angleichung der digitalen Infrastruktur, insbesondere

a) zur Erfullung von Qualitatskriterien nach § 135e Absatz 2 des Flinften Buches Sozialgesetzbuch oder

b) zur Erfillung von Mindestvorhaltezahlen nach § 135f Absatz 1 Satz 1 des Funften Buches Sozialgesetz-
buch,

abweichend von § 5 Absatz 1 Nummer 1 auch, soweit Hochschulkliniken an diesen Vorhaben beteiligt sind,

2. Vorhaben zur Umstrukturierung eines Krankenhausstandortes, der nach § 6¢ Absatz 1 als sektoreniber-
greifende Versorgungseinrichtung bestimmt wurde,

3. Vorhaben zur Bildung telemedizinischer Netzwerkstrukturen nach bundeseinheitlichen Vorgaben,
insbesondere zwischen Krankenhdusern, einschlielich der Schaffung der Voraussetzungen fur die
Durchfiihrung robotergestitzter Telechirurgie, abweichend von § 5 Absatz 1 Nummer 1 auch, soweit
Hochschulkliniken an diesen Vorhaben beteiligt sind,

4. wettbewerbsrechtlich zulassige Vorhaben zur Bildung von Zentren zur Behandlung von seltenen,
komplexen oder schwerwiegenden Erkrankungen, abweichend von § 5 Absatz 1 Nummer 1 auch, soweit
Hochschulkliniken an diesen Vorhaben beteiligt sind,

5. wettbewerbsrechtlich zuldssige Vorhaben zur Bildung von regional begrenzten Krankenhausverbiinden zum
Abbau von Doppelstrukturen, insbesondere durch Standortzusammenlegungen, abweichend von § 5
Absatz 1 Nummer 1 auch, soweit Hochschulkliniken an diesen Vorhaben beteiligt sind,

6. Vorhaben zur Bildung integrierter Notfallstrukturen, abweichend von § 5 Absatz 1 Nummer 1 auch, soweit
Hochschulkliniken an diesen Vorhaben beteiligt sind,

7. Vorhaben zur Schlieung eines Krankenhauses oder von Teilen eines Krankenhauses, insbesondere in
Gebieten mit einer hohen Dichte an Krankenhausern und Krankenhausbetten oder

8. Vorhaben zur Schaffung zusatzlicher Ausbildungskapazitaten fir die in § 2 Nummer 1a genannten Berufe in
den mit den Krankenhausern notwendigerweise verbundenen Ausbildungsstatten, soweit die Schaffung
zusatzlicher Ausbildungskapazitaten auf einem Vorhaben nach Nummer 1 oder 5 beruht.

Férdermittel kénnen auch zur Finanzierung der Zinsen, der Tilgung und der Verwaltungskosten von Darlehen
gewahrt werden, soweit diese zur Finanzierung von Vorhaben, die nach Satz 3 geférdert werden kénnen,
aufgenommen wurden. Vorhaben, die Uberwiegend dem Erhalt bestehender Strukturen dienen, sind nicht
forderfahig.

(2) Das Fordervolumen eines Kalenderjahres entspricht dem vom Bund nach Absatz 1 Satz 2 in diesem
Kalenderjahr zur Verfiigung gestellten Betrag, zuziglich der nach § 221a Absatz 3 und 4 des Flnften Buches
Sozialgesetzbuch zugefiihrten Mittel und abziiglich der in § 14 Satz 6 genannten Aufwendungen des
Bundesamts fiir Soziale Sicherung fir die Auswertung im jeweiligen Kalenderjahr. Fir jedes der
Kalenderjahre 2026 bis 2035 kann jedes Land die Zuteilung von Férdermitteln bis zu einer Héhe von 95
Prozent desjenigen Anteils an dem um den Betrag der nach Satz 4 aus dem jeweils vorhergehenden
Kalenderjahr Ubertragenen Mittel verminderten Férdervolumen beantragen, der sich fir das jeweilige Land
aus dem Konigsteiner Schlissel fir das Jahr 2019 ergibt, zuzuglich der nach Satz 4 fir das jeweilige Land
aus dem jeweils vorherigen Kalenderjahr tbertragenen Mittel und der nach Absatz 3a Satz 6 zuriickgezahlten
Fordermittel. Fur jedes der Kalenderjahre 2026 bis 2035 kénnen mehrere Lander gemeinsam die Zuteilung von
Fordermitteln fir landeribergreifende Vorhaben bis zu einer Héhe von 5 Prozent des Férdervolumens nach
Satz 1 zuzlglich der fur landerUbergreifende Vorhaben nach Satz 5 aus dem jeweils vorhergehenden
Kalenderjahr Ubertragenen Mittel und der nach Absatz 3a Satz 6 und 7 zurlickgezahlten Fordermittel
beantragen. Fir jedes Land und jedes der Kalenderjahre 2026 bis 2034 sind Mittel in der Hohe der Differenz
zwischen dem Betrag, bis zu dessen Hohe das jeweilige Land nach Satz 2 die Zuteilung von Fordermitteln
beantragen kann, und dem Betrag, in dessen Hohe dem jeweiligen Land im jeweiligen Kalenderjahr
Fordermittel nach Absatz 3a Satz 1 zugeteilt werden, zur Zuteilung im jeweils folgenden Kalenderjahr zu
Ubertragen. Fur landeribergreifende Vorhaben sind fir jedes der Kalenderjahre 2026 bis 2034 Mittel in der
Hoéhe der Differenz zwischen dem Betrag, bis zu dessen HOhe nach Satz 3 Foérdermittel fur
landerlbergreifende Vorhaben beantragt werden kénnen, und dem Betrag, in dessen H6he im jeweiligen
Kalenderjahr Foérdermittel fir landeribergreifende Vorhaben zugeteilt werden, zur Zuteilung im jeweils
folgenden Kalenderjahr zu Ubertragen. Das Bundesamt flr Soziale Sicherung verdffentlicht auf seiner
Internetseite fur jedes der Kalenderjahre 2026 bis 2035 die Hohe der Betrage, bis zu der einzelne Lander
die Zuteilung von Fordermitteln beantragen kénnen, sowie den Betrag, der fir die Forderung
landerubergreifender Vorhaben zur Verfligung steht.
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(3) Ein Land kann fir jedes der Kalenderjahre 2026 bis 2035 die Zuteilung von Férdermitteln nach Absatz 2
Satz 2 beantragen, wenn

1. das jeweilige Land die Forderféhigkeit des zu fordernden Vorhabens und die fir dieses Vorhaben
férderfahigen Kosten nach Maflgabe der in Absatz 1 Satz 3 und 5 bestimmten férderrechtlichen
Voraussetzungen gepruft und festgestellt hat,

2. die Umsetzung des zu férdernden Vorhabens am 1. Juli 2025 noch nicht begonnen hat,

3. das jeweilige Land oder das jeweilige Land gemeinsam mit dem Trager des Krankenhauses, auf das sich
das zu férdernde Vorhaben bezieht, die forderfahigen Kosten des Vorhabens zu dem folgenden Anteil tragt
und das jeweilige Land mindestens die Halfte dieses Anteils aufbringt:

a) bei einer Antragstellung bis zum 31. Dezember 2029 auf Zuteilung von Férdermitteln bis zu der Hohe, die
das jeweilige Land fir die Kalenderjahre 2026 bis 2029 nach Absatz 2 Satz 2 beantragen kann, zu einem
Anteil von mindestens 30 Prozent und

b) bei einer Antragstellung ab dem 1. Januar 2030 zu einem Anteil von mindestens 50 Prozent,
4. das jeweilige Land

a) sich verpflichtet, in jedem der Kalenderjahre vom Jahr der Antragstellung bis 2035 zusatzlich zu den
nach Nummer 3 zu tragenden Anteilen Mittel fir die Investitionskostenférderung der Krankenhauser
mindestens in der Hohe bereitzustellen, die der nach Satz 2 berechneten durchschnittlichen Hohe der
in den Haushaltsplanen des jeweiligen Landes der Kalenderjahre 2021 bis 2023 hierfiir ausgewiesenen
Haushaltsmittel entspricht und

b) nachweist, dass es in jedem der Kalenderjahre von 2026 bis zum Jahr der Antragstellung zusétzlich zu
den nach Nummer 3 zu tragenden Anteilen Mittel fiur die Investitionsférderung der Krankenhauser
mindestens in der Hohe bereitgestellt hat, die der nach Satz 2 berechneten durchschnittlichen Héhe
der in den Haushaltsplanen des jeweiligen Landes der Kalenderjahre 2021 bis 2023 hierfir
ausgewiesenen Haushaltsmittel entspricht,

5. die Voraussetzungen der Rechtsverordnung nach Absatz 5 erfillt sind und

6. das jeweilige Land nachweist, dass fir nach Absatz 1 Satz 3 zu férdernde Vorhaben, an denen
Hochschulkliniken beteiligt sind, die zu beantragenden Fordermittel ausschlieBlich flir krankenhaus-
bezogene StrukturmalRnahmen eingesetzt werden und eine zweckwidrige Verwendung oder eine doppelte
Finanzierung hochschulrechtlich geregelter Aufgaben ausgeschlossen ist; hierliber hat das Land dem
Bundesamt flir Soziale Sicherung bei der Antragstellung und bei Nachweis der zweckentsprechenden
Verwendung der Férdermittel zu berichten.

Fur die Berechnungen der durchschnittlichen Héhe der Haushaltsmittel nach Satz 1 Nummer 4 sind die
Betrdge der in den Jahren 2021 bis 2023 jeweils ausgewiesenen Haushaltsmittel, abzlglich der als
Sonderférderung ausgewiesenen Haushaltsmittel, zu addieren, ist die Summe durch drei zu dividieren und
ist dieser Betrag entsprechend dem vom Statistischen Bundesamt fir das Jahr 2024 nach § 10 Absatz 6 Satz 1
des Krankenhausentgeltgesetzes bekanntgegebenen Orientierungswert zu erhéhen. Betrage, mit denen sich
die Lander am Gesamtvolumen des offentlichen Finanzierungsanteils der forderfahigen Kosten der
Investitionen finanzschwacher Gemeinden und Gemeindeverbande eines Landes nach § 6 Absatz 1 Satz 1
des Kommunalinvestitionsforderungsgesetzes beteiligen, diirfen weder auf den in Satz 1 Nummer 3 jeweiligen
genannten Anteil noch auf die in Satz 1 Nummer 4 genannten Mittel in den Kalenderjahren 2026 bis 2035
angerechnet werden. Hat das jeweilige Land gegeniiber dem Trager eines Krankenhauses, auf das sich das zu
férdernde Vorhaben bezieht, auf eine verpflichtende Rickzahlung von Mitteln der Investitionsférderung
verzichtet, gilt fur diese Mittel Satz 3 entsprechend, sofern das Land nicht nachvollziehbar darlegt, dass der
Verzicht erforderlich ist, damit ein Vorhaben nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 1, 2, 5 oder 7 durchgefuhrt werden
kann. Die Séatze 1 bis 4 gelten fur die Férderung landerlbergreifender Vorhaben nach Absatz 2 Satz 3 und 5
entsprechend.

(3a) Das Bundesamt fiir Soziale Sicherung teilt jedem Land auf Antrag fiir jedes der Kalenderjahre 2026
bis 2035 Fordermittel zu den in Absatz 1 Satz 3 und 4 genannten Zwecken bis zur Héhe des Betrags zu, bis zu
dem das jeweilige Land die Zuteilung von Férdermitteln nach Absatz 2 beantragen kann und nach Absatz 3
beantragt hat. Das Bundesamt flir Soziale Sicherung teilt den Landern die Fordermittel nach Satz 1 bis zum
31. Dezember 2035 zu. Mittel aus dem Transformationsfonds durfen nicht nach Satz 1 zugeteilt werden, soweit
der Trager des Krankenhauses, auf das sich das zu férdernde Vorhaben bezieht, gegeniiber dem jeweiligen
Land aufgrund des zu férdernden Vorhabens zur Rickzahlung von Mitteln fur die Investitionsférderung
verpflichtet ist. Die vom Bundesamt fur Soziale Sicherung an die Lander ausgezahlten Férdermittel werden
als Einnahmen in den Haushaltsplanen der Lander vereinnahmt und nach dem Haushaltsrecht der Lander
bewirtschaftet. Die Lander Uberprifen die zweckentsprechende Verwendung der Fordermittel und weisen
diese gegenliber dem Bundesamt fir Soziale Sicherung nach. Nicht zweckentsprechend verwendete oder
Uberzahlte Férdermittel sind von dem jeweiligen Land unverziglich an das Bundesamt fur Soziale Sicherung
zurlickzuzahlen, wenn eine Aufrechnung mit Anspriichen auf Auszahlung von Fordermitteln nicht moglich ist.
Die Satze 1 bis 6 gelten fir die Foérderung landeribergreifender Vorhaben nach Absatz 2 Satz 3 und 5
entsprechend.
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6a.

(4) Die fur die Verwaltung des Transformationsfonds und die Durchfihrung der Férderung notwendigen
Aufwendungen des Bundesamtes flir Soziale Sicherung werden aus den nach § 12a Absatz 2 Satz 4
Ubertragenen Mitteln gedeckt. Das Bundesamt fir Soziale Sicherung kann nahere Bestimmungen zur
Durchfiihrung des Férderverfahrens und zur Ubermittlung der vorzulegenden Unterlagen in einem
einheitlichen Format oder in einer maschinell auswertbaren Form treffen. Fir die Rechnungslegung und die
Bewirtschaftung der Férdermittel durch das Bundesamt fir Soziale Sicherung gelten die fir die Sozial-
versicherungstrager geltenden Vorschriften entsprechend, soweit die Verordnung zur Verwaltung des
Transformationsfonds im Krankenhausbereich keine hiervon abweichenden Regelungen enthalt. Das
Bundesamt fur Soziale Sicherung fordert die Férdermittel von dem jeweiligen Land zurlick, soweit die in
Absatz 1 Satz 3 und 5 und Absatz 3 Satz 1 bestimmten Voraussetzungen nicht erfillt oder die Férdermittel
nicht zweckentsprechend verwendet wurden. Das Bundesamt fir Soziale Sicherung fuhrt nach dem
31. Dezember 2035 Foérdermittel unverziglich an das Sondervermdgen Infrastruktur und Klimaneutralitat
zurick, die

1. nicht durch das Bundesamt fiir Soziale Sicherung nach Absatz 3a Satz 1 zugeteilt wurden,
2. nicht fur die in § 14 Satz 6 genannten Aufwendungen verwendet wurden und

3. nach dem 31. Dezember 2035 zu Gunsten des Transformationsfonds nach Absatz 3a Satz 6 zurlickgezahit
werden.

Die in Satz 1 genannten Mittel, die nicht bis zum 31. Dezember des jeweiligen Jahres zur Deckung der flr die
Verwaltung des Transformationsfonds und die Durchflihrung der Férderung notwendigen Aufwendungen des
Bundesamtes fur Soziale Sicherung verwendet wurden, verbleiben bei der Liquiditatsreserve des
Gesundheitsfonds.

(5) Das Bundesministerium fir Gesundheit wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates das Nahere zu regeln

1. zu den Vorhaben, die nach Absatz 1 Satz 3 geférdert werden kdénnen,
2. zum Verfahren der Zuteilung der Fordermittel,

3. zur Hohe der forderfahigen Kosten, insbesondere zur Hohe der férderfahigen Kosten einzelner Bestandteile
der jeweiligen Vorhaben,

4. zum Nachweis der in Absatz 3 Satz 1 und 2 genannten Voraussetzungen der Zuteilung von Férdermitteln,
5. zum Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung der Fordermittel und
6. zur Rickzahlung Uberzahlter oder nicht zweckentsprechend verwendeter Fordermittel.”
§ 13 wird durch den folgenden § 13 ersetzt:
813

Entscheidung zu den férderungsfahigen Vorhaben

Im Einvernehmen mit den Landesverbanden der Krankenkassen und den Ersatzkassen treffen die Lander
die Entscheidung, welche Vorhaben geférdert werden sollen und dass fiir diese dann ein Antrag auf Férderung
beim Bundesamt fiir Soziale Sicherung gestellt werden soll. Sie kénnen andere Institutionen an der
Auswahlentscheidung beteiligen. Ein Anspruch auf Foérderung besteht nicht. Die Lander prifen die
zweckentsprechende Verwendung der Fordermittel. Bei Entscheidungen nach Satz 1, die die Férderung aus
dem Transformationsfonds nach § 12b betreffen, ist ein Einvernehmen mit den Landesverbanden der
Krankenkassen und den Ersatzkassen anzustreben.”

§ 17a Absatz 4b Satz 3 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Kommt eine in Satz 1 genannte Vereinbarung nicht oder teilweise nicht zustande, entscheidet auf Antrag einer
Vertragspartei die Schiedsstelle nach § 18a Absatz 6.

§ 17b wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 4c wird wie folgt geandert:
aa) In Satz 1 wird die Angabe ,2027 bis 2030“ durch die Angabe ,2028 bis 2031 ersetzt.
bb) Satz 3 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Die Ergebnisse seiner Analyse und seine Empfehlungen hat das Institut fir das Entgeltsystem im
Krankenhaus dem Bundesministerium fir Gesundheit bis zum 31. Dezember 2030 in einem
Zwischenbericht und bis zum 31. Dezember 2032 in einem abschlieRenden Bericht vorzulegen und
es hat diese Berichte jeweils zeitnah barrierefrei auf seiner Internetseite zu veréffentlichen.”

b) Absatz 5 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 Nummer 1 wird die Angabe ,oder das Bundesministerium fir Gesundheit nach Absatz 7
anstelle der Vertragsparteien entscheidet* gestrichen.

bb) Satz 6 wird gestrichen.
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7a.

7b.

c) Absatz 7 wird durch den folgenden Absatz 7 ersetzt:

»(7) Kommt eine in dieser Vorschrift genannte Vereinbarung nicht oder teilweise nicht zustande,
entscheidet auf Antrag einer Vertragspartei die Schiedsstelle nach § 18a Absatz 6.

§ 17d Absatz 6 wird durch den folgenden Absatz 6 ersetzt:

»(6) Kommt eine in dieser Vorschrift genannte Vereinbarung nicht oder teilweise nicht zustande, entscheidet
auf Antrag einer Vertragspartei die Schiedsstelle nach § 18a Absatz 6.

§ 26 wird gestrichen.
§ 37 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Das Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus ermittelt Vorhaltevolumina als Summe von
Vorhaltebewertungsrelationen nach den folgenden Vorschriften. Das Institut fir das Entgeltsystem im
Krankenhaus hat bis zum 30. November eines jeden Kalenderjahres fir die Ermittlung des
Vorhaltevolumens fiir ein Land fur das jeweils folgende Kalenderjahr die nach § 6a Absatz 6 Satz 1 in
dem jeweiligen Kalenderjahr Ubermittelten Daten und die nach § 21 Absatz 1 und 2 Nummer 2 des
Krankenhausentgeltgesetzes fiir das jeweils vorhergehende Kalenderjahr ubermittelten Leistungsdaten zu
Krankenhausfallen in dem jeweiligen Land, die auf der Grundlage von bundeseinheitlichen Bewertungs-
relationen vergitet wurden oder die in dem jeweiligen Kalenderjahr, fiir das die Ermittlung erfolgt, aufgrund
einer nach § 11 Absatz 7 Nummer 1 des Krankenhausentgeltgesetzes erfolgten Mitteilung auf der
Grundlage von bundeseinheitlichen Bewertungsrelationen vergltet werden, zugrunde zu legen und
diesen Krankenhausfallen die Vorhaltebewertungsrelationen fiir das jeweilige Kalenderjahr, fiir das die
Ermittlung erfolgt, zuzuordnen; bei dieser Ermittlung nicht zu berlcksichtigen sind die folgenden
Krankenhausfalle:

1. die Krankenhausfalle von Krankenhausstandorten, fiir die nach § 6a Absatz 6 Satz 1 Nummer 5 die
Angabe Ubermittelt wurde, dass sie als sektorenibergreifende Versorgungseinrichtung bestimmt
wurden,

2. die Krankenhausfalle von Bundeswehrkrankenhdusern, soweit die Krankenhausfalle nicht die
Behandlung von Zivilpatientinnen oder Zivilpatienten betreffen,

3. die Krankenhausfalle von Krankenhdusern der Trager der gesetzlichen Unfallversicherung, soweit die
Kosten der Krankenhausfalle von der gesetzlichen Unfallversicherung getragen werden, und

4. die Krankenhausfélle, in denen Leistungen erbracht werden, die in dem jeweiligen Kalenderjahr, fiir das
die Ermittlung erfolgt, voraussichtlich nach § 115f des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch vergitet
werden, und

5. die Krankenhausfélle, die in dem jeweiligen Kalenderjahr, fiir das die Ermittlung erfolgt, aufgrund einer
nach § 11 Absatz 7 Nummer 2 des Krankenhausentgeltgesetzes erfolgten Mitteilung mit in § 6 Absatz 3
Satz 1 des Krankenhausentgeltgesetzes genannten krankenhausindividuellen Entgelten fir besondere
Einrichtungen vergitet werden.

Das nach Satz 2 fiir das jeweils folgende Kalenderjahr ermittelte Vorhaltevolumen fiir ein Land ist auf
Leistungsgruppen nach dem Verhaltnis der Summe der Vorhaltebewertungsrelationen derjenigen
Krankenhausfélle in dem jeweiligen Land, in denen Leistungen aus der jeweiligen Leistungsgruppe
erbracht wurden, und der Summe aller Vorhaltebewertungsrelationen des jeweiligen Landes rechnerisch
aufzuteilen; die fir die rechnerische Aufteilung der Vorhaltevolumina maligeblichen Leistungsgruppen
bestimmen sich nach den nach § 6a Absatz 6 Satz 1 in dem jeweiligen Kalenderjahr Gbermittelten Daten
und in einem Land, in dem bis zum 31. Dezember 2024 Leistungsgruppen nach landesrechtlichen
Vorschriften zugewiesen worden sind, zusatzlich nach den Leistungsgruppen, deren Bezeichnung einer
nach § 135e Absatz 2 Satz 2 des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch maRgeblichen Leistungsgruppe
entspricht und die in diesem Land keinem Krankenhaus fiir einen Krankenhausstandort zugewiesen
worden sind. Das sich nach Satz 3 fir eine Leistungsgruppe und fir ein Land ergebende
Vorhaltevolumen ist entsprechend dem jeweiligen nach Absatz 2 Satz 2 oder 5 ermittelten Anteil
rechnerisch aufzuteilen auf die Krankenhausstandorte in dem jeweiligen Land, fir die Krankenh&usern
die jeweilige Leistungsgruppe nach § 6a Absatz 1 Satz 1 zugewiesen worden ist, oder, wenn in dem
jeweiligen Land, in dem bis zum 31. Dezember 2024 Leistungsgruppen nach landesrechtlichen
Vorschriften zugewiesen worden sind, keinem Krankenhaus fiir einen Krankenhausstandort eine
Leistungsgruppe zugewiesen worden ist, deren Bezeichnung einer nach § 135e Absatz 2 Satz 2 des
Finften Buches Sozialgesetzbuch maRgeblichen Leistungsgruppe entspricht, auf die Krankenhaus-
standorte in dem jeweiligen Land, von denen im vorangegangenen Kalenderjahr Falle durch die
Krankenhauser auf Basis einer fiir dieses Kalenderjahr geltenden nach § 21 Absatz 3c Satz 1 des
Krankenhausentgeltgesetzes zertifizierten Datenverarbeitungsldsung dieser Leistungsgruppe zugeordnet
worden sind. Das Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus erstellt bis zum 30. September 2025 ein
Konzept zur Vorgehensweise bei der Ermittlung des Vorhaltevolumens fiir ein Land, eine Leistungsgruppe
und einen Krankenhausstandort und aktualisiert dieses, soweit dies erforderlich ist; es veroffentlicht dieses
Konzept und spatere Aktualisierungen barrierefrei auf seiner Internetseite. Abweichend von Satz 2 erster
Halbsatz hat das Institut fur das Entgeltsystem im Krankenhaus fur die Ermittlung des Vorhaltevolumens fir
ein Land fur die Kalenderjahre 2026 bis 2029 jeweils anstelle der nach § 21 Absatz 1 und 2 Nummer 2 des
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Krankenhausentgeltgesetzes fiir das jeweils vorhergehende Kalenderjahr ubermittelten Leistungsdaten zu
Krankenhausfallen in dem jeweiligen Land, die auf der Grundlage von bundeseinheitlichen Bewertungs-
relationen vergutet wurden, die nach § 21 Absatz 1 und 2 Nummer 2 des Krankenhausentgeltgesetzes fur
das Kalenderjahr 2024 Gbermittelten Leistungsdaten zu Krankenhausféllen in dem jeweiligen Land, die auf
der Grundlage von bundeseinheitlichen Bewertungsrelationen vergitet wurden, zugrunde zu legen und
diesen Krankenhausfallen die Vorhaltebewertungsrelationen fiir das jeweilige Kalenderjahr, fiir das die
Ermittlung erfolgt, zuzuordnen. Das Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus hat das Nahere zur
Ermittlung der Vorhaltevolumina fiir die Kalenderjahre 2026 bis 2029 in dem nach Satz 5 zu erstellenden
Konzept festzulegen.”

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:
aa) Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Das Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus ermittelt auf der Grundlage der fiir das jeweilige
Kalenderjahr und das jeweilige Land nach § 6a Absatz 6 Satz 1 Ubermittelten Daten fir jeden
Krankenhausstandort in diesem Land, dessen Leistungen nach dem Krankenhausentgeltgesetz
vergutet werden, fir den die jeweilige Leistungsgruppe nach § 6a Absatz 1 Satz 1 zugewiesen wurde
und der in dem jeweiligen Kalenderjahr, fir das die Ermittlung erfolgt, nicht nach § 17b Absatz 1 Satz 10
als besondere Einrichtung aus dem Vergitungssystem ausgenommen ist, den Anteil des jeweiligen
Krankenhausstandorts am Vorhaltevolumen des Landes fiir die jeweilige Leistungsgruppe, wenn das
Krankenhaus, zu dem der jeweilige Krankenhausstandort gehort, fir diesen Krankenhausstandort die
jeweilige Mindestvorhaltezahl nach § 135f Absatz 1 des Flinften Buches Sozialgesetzbuch erfiillt oder
fur das jeweilige Krankenhaus und die jeweilige Leistungsgruppe eine Feststellung nach § 6b Absatz 2
Satz 1 des Krankenhausentgeltgesetzes getroffen wurde.”

bb) In Satz 3 Nummer 2 wird die Angabe ,ist* durch die Angabe ,ist, oder” ersetzt.
cc) Nach Satz 8 wird der folgende Satz eingefligt:

,Wenn in einem Land, in dem bis zum 31. Dezember 2024 Leistungsgruppen nach landesrechtlichen
Vorschriften zugewiesen worden sind, keinem Krankenhaus fir einen Krankenhausstandort eine
Leistungsgruppe zugewiesen worden ist, deren Bezeichnung einer nach § 135e Absatz 2 Satz 2 des
Finften Buches Sozialgesetzbuch malfigeblichen Leistungsgruppe entspricht, ermittelt das Institut fir
das Entgeltsystem im Krankenhaus auch fur diejenigen Krankenhausstandorte, von denen im
vorangegangenen Kalenderjahr Falle durch die Krankenhauser auf Basis einer fir dieses Kalenderjahr
geltenden nach § 21 Absatz 3c Satz 1 des Krankenhausentgeltgesetzes zertifizierten Datenver-
arbeitungslésung dieser Leistungsgruppe zugeordnet worden sind, ihren jeweiligen Anteil am
Vorhaltevolumen dieses Landes flir diese Leistungsgruppe nach den Satzen 2 bis 8; die Ermittlung ist
auch durchzufiihren, wenn die jeweilige Mindestvorhaltezahl nach § 135f Absatz 1 des Fiinften Buches
Sozialgesetzbuch nicht erfillt ist.”

c) Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz 3 ersetzt:

»(3) Das Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus addiert fiir jedes Krankenhaus samtliche fir
seine Krankenhausstandorte nach Absatz 1 Satz 1 und 2 ermittelten und nach Absatz 1 Satz 3 und 4
aufgeteilten Vorhaltevolumina jeweils fiir das Kalenderjahr 2028 und das Kalenderjahr 2029. Die jeweilige
sich nach Satz 1 ergebende Summe ist jeweils von der Summe aller fiir das Kalenderjahr 2027 vereinbarten
und genehmigten Vorhaltebewertungsrelationen des jeweiligen Krankenhauses abzuziehen und die sich
jeweils ergebende Differenz ist fir das Kalenderjahr 2028 mit 66 Prozent und fiir das Kalenderjahr 2029
mit 33 Prozent zu multiplizieren. Die nach Satz 2 ermittelten Ergebnisse fur die Krankenhauser eines
Landes sind von dem Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus fiir jedes Land jeweils fir das
Kalenderjahr 2028 und das Kalenderjahr 2029 unter Beachtung des Vorzeichens zu saldieren. Fir jedes
Land ist das jeweilige Vorhaltevolumen bei der Ermittlung nach Absatz 1 Satz 2 fur das jeweils folgende
Kalenderjahr um den sich nach Satz 3 fur das jeweilige Land ergebenden Saldo abzusenken, wenn dieser
negativ ist, und um den sich nach Satz 3 fiir das jeweilige Land ergebenden Saldo zu erhéhen, wenn dieser
positiv ist.”

d) Die Absatze 4 und 5 werden durch die folgenden Absatze 4 bis 7 ersetzt:

»(4) Wenn wahrend eines Kalenderjahres in einem Land ein in § 6a Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 oder 3
genanntes Ereignis eintritt, hat das Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus fiir das Folgejahr das
Vorhaltevolumen nach Absatz 1 Satz 3 in der betroffenen Leistungsgruppe oder in den betroffenen
Leistungsgruppen in dem Land zu erhéhen. Der Umfang der in Satz 1 genannten Erhéhung ergibt sich,
indem die Summe der sich nach Absatz 1 Satz 4 ergebenden Vorhaltevolumina fiir die in Satz 1 genannten
Leistungsgruppen der Krankenhausstandorte derjenigen Krankenhauser, die von dem in Satz 1 genannten
Ereignis betroffen sind, durch 365 geteilt und mit der Zahl der Kalendertage multipliziert wird, die zwischen
dem in Satz 1 genannten Ereignis und dem Ende des Kalenderjahres lagen, in dem dieses Ereignis
eingetreten ist. Wenn eine Mitteilung nach § 6a Absatz 6 Satz 3 erfolgt, hat das Institut fiir das
Entgeltsystem im Krankenhaus fir das Folgejahr das Vorhaltevolumen nach Absatz 1 Satz 3 in der
betroffenen Leistungsgruppe oder in den betroffenen Leistungsgruppen in dem Land abzusenken. Der
Umfang der in Satz 3 genannten Absenkung entspricht dem nach Absatz 6 Satz 4 ermittelten
Vorhaltevolumen je Leistungsgruppe.
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(5) Das Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus stellt bis zum 10. Dezember eines jeden
Kalenderjahres fir das jeweils folgende Kalenderjahr, erstmals bis zum 10. Dezember 2027 fir das
Kalenderjahr 2028, durch Bescheid gegeniiber dem jeweiligen Krankenhaustrager fur seine Krankenhaus-
standorte die Hohe der nach Absatz 1 Satz 1 und 2 ermittelten und nach Absatz 1 Satz 3 und 4 aufgeteilten
Vorhaltevolumina je Leistungsgruppe sowie die Hohe der nach § 39 Absatz 3 Satz 5 aufgeteilten Betrage
fest. Ubermittelt die fiir die Krankenhausplanung zustéandige Landesbehdrde nach § 6a Absatz 6 Satz 2 die
in § 6a Absatz 6 Satz 1 genannten Daten, so hat das Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus dem
jeweiligen Krankenhaustrager fir seine Krankenhausstandorte, die in dem jeweiligen Land liegen, innerhalb
der folgenden Fristen fir die folgenden Kalenderjahre eine Information tber die Héhe der nach Absatz 1
Satz 1 und 2 ermittelten und nach Absatz 1 Satz 3 und 4 aufgeteilten Vorhaltevolumina je Leistungsgruppe
zu Ubermitteln:

1. bis zum 28. Februar 2026 fiir das Kalenderjahr 2026, wenn die Ubermittlung nach § 6a Absatz 6 Satz 2
Nummer 1 erfolgt, und

2. bis zum 28. Februar 2027 fiir das Kalenderjahr 2027, wenn die Ubermittiung nach § 6a Absatz 6 Satz 2
Nummer 2 erfolgt.

Wenn wahrend eines Kalenderjahres ein in § 6a Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 oder 3 genanntes Ereignis
eintritt, ist der Bescheid nach Satz 1 fiir jeden Krankenhaustrager, der von dem Ereignis betroffen ist, mit
Wirkung zum Zeitpunkt des Eintritts des Ereignisses in dem durch Satz 4 bestimmten Umfang zu
widerrufen. Der Umfang des nach Satz 3 zu widerrufenden Teils des Bescheides nach Satz 1 ergibt sich,
indem fur den jeweiligen Krankenhaustrager die Summe der nach Absatz 1 Satz 1 und 2 ermittelten und
nach Absatz 1 Satz 3 und 4 auf die betroffenen Leistungsgruppen und die betroffenen Krankenhaus-
standorte aufgeteilten Vorhaltevolumina und die Summe der nach § 39 Absatz 3 Satz 5 auf die
betroffenen Leistungsgruppen und die betroffenen Krankenhausstandorte aufgeteilten Betrdge jeweils
durch 365 geteilt und jeweils mit der Zahl der Kalendertage multipliziert wird, die zwischen dem in Satz 3
genannten Ereignis und dem Ende des Kalenderjahres lagen, in dem dieses Ereignis eingetreten ist. Das
Institut fUr das Entgeltsystem im Krankenhaus verdffentlicht fir jeden Krankenhaustrager jeweils
unverziiglich nach dem Erlass eines Bescheides nach Satz 1, nach der Ubermittlung einer Information
nach Satz 2 sowie nach dem Widerruf eines Bescheides nach Satz 3 die sich hiernach ergebende Hohe
der nach Absatz 1 Satz 1 und 2 ermittelten und nach Absatz 1 Satz 3 und 4 auf die Krankenhausstandorte
dieses Krankenhaustragers aufgeteilten Vorhaltevolumina je Leistungsgruppe sowie die Hoéhe der nach
§ 39 Absatz 3 Satz 5 auf die Krankenhausstandorte dieses Krankenhaustragers aufgeteilten Férderbetrage
barrierefrei auf seiner Internetseite.

(6) Wenn eine Mitteilung nach § 6a Absatz 6 Satz 3 und 4 erfolgt, hat das Institut fir das Entgeltsystem
im Krankenhaus fiir jede nach § 6a Absatz 6 Satz 3 und 4 mitgeteilte Leistungsgruppe des betroffenen
Krankenhausstandorts ein Vorhaltevolumen nach den folgenden Satzen zu ermitteln. Das Institut fir das
Entgeltsystem im Krankenhaus hat die fiir die letzte Ermittlung der Vorhaltevolumina nach Absatz 1
verwendeten nach § 21 Absatz 1 und 2 Nummer 2 des Krankenhausentgeltgesetzes (bermittelten
Leistungsdaten zu Krankenhausfallen, in denen das Krankenhaus am betroffenen Krankenhausstandort
Leistungen aus der nach § 6a Absatz 6 Satz 3 und 4 mitgeteilten Leistungsgruppe erbracht hat und die
auf der Grundlage von bundeseinheitlichen Bewertungsrelationen vergiitet wurden, zugrunde zu legen und
diesen Krankenhausféllen die Vorhaltebewertungsrelationen fiir das jeweilige Kalenderjahr, fir das die
Ermittlung erfolgt, zuzuordnen. Die in Absatz 1 Satz 2 zweiter Halbsatz genannten Krankenhausfélle sind
bei der Ermittlung nicht zu bertcksichtigen. Das Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus addiert die
nach Satz 2 den Krankenhausfallen zugeordneten Vorhaltebewertungsrelationen fiir jede mitgeteilte
Leistungsgruppe, teilt die Summe durch 365 und multipliziert den Quotienten mit der Zahl der
Kalendertage, die zwischen dem nach § 6a Absatz 6 Satz 4 mitgeteilten Datum, ab dem die Zuweisung
gilt, und dem Ende des Kalenderjahres liegen, in dem die Mitteilung erfolgt ist. Das Institut fur das
Entgeltsystem im Krankenhaus stellt bis zum Ende des zweiten auf die in § 6a Absatz 6 Satz 3 und 4
genannte Mitteilung folgenden Monats fir das Kalenderjahr, in dem gemalR dieser Mitteilung der
Zeitpunkt liegt, ab dem die Zuweisung gilt, durch Bescheid gegeniiber dem jeweiligen Krankenhaustrager
fir seinen Krankenhausstandort die Hohe des nach den Satzen 2 bis 4 ermittelten Vorhaltevolumens je
Leistungsgruppe fest. Das Institut fir das Entgelisystem im Krankenhaus veréffentlicht flr den
Krankenhaustrager, fiir dessen Krankenhausstandort eine in § 6a Absatz 6 Satz 3 und 4 genannte
Mitteilung erfolgt ist, unverziiglich nach dem Erlass eines Bescheides das nach den Satzen 2 bis 4
ermittelte Vorhaltevolumen je Leistungsgruppe barrierefrei auf seiner Internetseite. Das Institut fur das
Entgeltsystem im Krankenhaus hat das Nahere zur Ermittlung des Vorhaltevolumens nach den Satzen 2
bis 4 in dem nach Absatz 1 Satz 5 zu erstellenden Konzept festzulegen.

(7) Fir Krankenhauser in einem Land, in dem bis zum 31. Dezember 2024 Leistungsgruppen nach
landesrechtlichen Vorschriften zugewiesen wurden,

1. findet Absatz 5 Satz 1, 3 und 4 bis zum 31. Dezember 2029 keine Anwendung in Bezug auf die Hohe der
nach Absatz 1 Satz 1 und 2 ermittelten und nach Absatz 1 Satz 3 und 4 aufgeteilten Vorhaltevolumina je
Leistungsgruppe und
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9.

10.

2. hat das Institut fur das Entgeltsystem im Krankenhaus bis zum 10. Dezember eines jeden
Kalenderjahres fiir das jeweils folgende Kalenderjahr, erstmals bis zum 10. Dezember 2027 fir das
Kalenderjahr 2028, letztmalig bis zum 10. Dezember 2029 fir das Kalenderjahr 2030, dem
Krankenhaustrager fiir seine Krankenhausstandorte fiir die zugewiesenen Leistungsgruppen und fir
die Leistungsgruppen, deren Bezeichnung einer nach § 135e Absatz 2 Satz 2 des Flnften Buches
Sozialgesetzbuch mafgeblichen Leistungsgruppe entspricht und die keinem Krankenhaus fiir einen
Krankenhausstandort zugewiesen worden sind, eine Information Uber die Hohe der nach Absatz 1
Satz 1 und 2 ermittelten und nach Absatz 1 Satz 3 und 4 aufgeteilten Vorhaltevolumina je
Leistungsgruppe zu tdbermitteln.”

§ 38 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geadndert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,2027“ durch die Angabe ,2028“ ersetzt.

bb) In Satz 5 wird die Angabe ,2026“ durch die Angabe ,2027 ersetzt.

cc) In Satz 6 wird die Angabe ,§ 6b Satz 7“ durch die Angabe ,§ 6b Satz 8" ersetzt.
b) Nach Absatz 1 wird der folgende Absatz 1a eingeflgt:

»(1a) Das Institut fiir das Entgeltsystem im Krankenhaus teilt fir das Kalenderjahr 2027 zur Férderung
der Wahrnehmung von in § 6b Satz 1 genannten Koordinierungs- und Vernetzungsaufgaben eine
Gesamtsumme in Hohe von 62,5 Millionen Euro rechnerisch auf die Lander auf. Hierzu ermittelt das
Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus Vorhaltevolumina als Summe von Vorhaltebewertungs-
relationen nach den Satzen 3 und 6. Das Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus hat bis zum
30. November 2026 fiir die Ermittlung des Vorhaltevolumens fir ein Land fur das Kalenderjahr 2027 die
nach § 21 Absatz 1 und 2 Nummer 2 des Krankenhausentgeltgesetzes fiir das Kalenderjahr 2025
Ubermittelten Leistungsdaten zu Krankenhausféallen in dem jeweiligen Land, die auf der Grundlage von
bundeseinheitlichen Bewertungsrelationen vergiitet werden, zugrunde zu legen und diesen Krankenhaus-
fallen die Vorhaltebewertungsrelationen fir das Kalenderjahr 2027 zuzuordnen; bei dieser Ermittlung nicht
zu bertcksichtigen sind Krankenhausféalle von Bundeswehrkrankenhausern, soweit die Krankenhausfalle
nicht die Behandlung von Zivilpatientinnen oder Zivilpatienten betreffen, und von Krankenhdusern der
gesetzlichen Unfallversicherung, soweit die Kosten der Krankenhausfdlle von der gesetzlichen
Unfallversicherung getragen werden. Der auf ein Land nach Satz 1 aufzuteilende Betrag ergibt sich,
indem der Anteil des fur das jeweilige Land nach Satz 3 ermittelten Vorhaltevolumens an der Summe
aller nach Satz 3 fir die Lander ermittelten Vorhaltevolumina mit der in Satz 1 genannten Gesamtsumme
multipliziert wird. Das Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus teilt den nach Satz 1 auf ein Land
aufgeteilten Betrag rechnerisch auf die in dem jeweiligen Land zugelassenen Krankenhauser im Sinne des
§ 108 Nummer 1 des Flnften Buches Sozialgesetzbuch auf. Das Institut fir das Entgeltsystem im
Krankenhaus hat fir die Ermittlung des Vorhaltevolumens fiir ein zugelassenes Krankenhaus im Sinne
des § 108 Nummer 1 des Finften Buches Sozialgesetzbuch fir das Kalenderjahr 2027 die nach § 21
Absatz 1 und 2 Nummer 2 des Krankenhausentgeltgesetzes flir das Kalenderjahr 2025 (bermittelten
Leistungsdaten zu Krankenhausféllen in dem jeweiligen Krankenhaus, die auf der Grundlage von
bundeseinheitlichen Bewertungsrelationen vergutet werden, zugrunde zu legen und diesen Krankenhaus-
fallen die Vorhaltebewertungsrelationen fir das Kalenderjahr 2027 zuzuordnen. Der auf ein Krankenhaus
nach Satz 5 aufzuteilende Betrag ergibt sich, indem der Anteil des nach Satz 6 fir das jeweilige
Krankenhaus ermittelten Vorhaltevolumens an der Summe aller fir Krankenhduser nach Satz 6
ermittelten Vorhaltevolumina in dem jeweiligen Land mit dem auf das jeweilige Land nach Satz 1
aufgeteilten Betrag multipliziert wird. Das Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus verdéffentlicht die
nach Satz 5 aufgeteilten Betrage bis zum 10. Dezember 2026 barrierefrei auf seiner Internetseite.”

c) Absatz 2 wird wie folgt geadndert:
aa) In Satz 1 wird die Angabe ,2027“ durch die Angabe ,2028“ ersetzt.
bb) In Satz 3 wird die Angabe ,2026 durch die Angabe ,2027“ ersetzt.
§ 39 wird wie folgt geadndert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe ,2026“ durch die Angabe ,2027“ und die Angabe ,2027* durch die Angabe
,2028“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Das Institut fur das Entgeltsystem im Krankenhaus erstellt bis zum 28. Februar 2027 ein Konzept fir
eine Zuordnung von Leistungsgruppen zu den in Absatz 1 Nummer 1 bis 5 genannten Bereichen. Zur
Ermoglichung der in Absatz 1 genannten Aufteilung vereinbaren die Vertragsparteien nach § 17b
Absatz 2 Satz 1 auf der Grundlage des in Satz 1 genannten Konzepts erstmals bis zum 31. Mai 2027,
welche Leistungsgruppen den in Absatz 1 Nummer 1 bis 5 genannten Bereichen jeweils zuzuordnen sind;
bei Anderungen der maRgeblichen Leistungsgruppen ist das Konzept innerhalb von einem Monat, die
Vereinbarung oder die Festlegung nach Satz 4 innerhalb von zwei Monaten anzupassen; § 135e
Absatz 2 Satz 2 des Funften Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend. In der Vereinbarung nach
Satz 2 ist sicherzustellen, dass 20 Millionen Euro von dem in Absatz 1 Nummer 2 genannten Betrag fur
Krankenhausstandorte vorgesehen werden, die die vom Gemeinsamen Bundesausschuss nach § 136a
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Absatz 7 des Flnften Buches Sozialgesetzbuch festgelegten Malnahmen zur Sicherung der Qualitat der
Versorgung in Kreif3sélen erfiillen oder im Falle der Leitung des Kreil3saals durch eine Beleghebamme ein
entsprechendes Niveau der Versorgungsqualitat sicherstellen. Kommt eine Vereinbarung nach Satz 2 oder
eine in Satz 2 zweiter Halbsatz genannte Anpassung der Vereinbarung oder der Festlegung ganz oder
teilweise nicht oder nicht fristgerecht zustande, legt die Schiedsstelle nach § 18a Absatz 6 ohne Antrag
einer Vertragspartei innerhalb von einem Monat den Inhalt der Vereinbarung oder der in Satz 2 zweiter
Halbsatz genannten Anpassung fest.”

c) In Absatz 4 wird die Angabe ,2027“ durch die Angabe ,2028* ersetzt.
11. § 40 wird wie folgt geandert:
a) Die Absatze 1 und 2 werden durch die folgenden Absatze 1 und 2 ersetzt:

»(1) Das Bundesinstitut fiir Arzneimittel und Medizinprodukte identifiziert in dem in § 301 Absatz 2 des
Funften Buches Sozialgesetzbuch genannten Operationen- und Prozedurenschlissel jene chirurgischen
Leistungen, die durch Krankenhauser regelhaft aufgrund einer onkologischen Diagnose erbracht werden,
und Gdbermittelt dem Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus erstmals bis zum 30. Juni 2026 eine
Aufstellung der Kodes aus dem in § 301 Absatz 2 des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch genannten
Operationen- und Prozedurenschliissel, die diesen Leistungen zugrunde liegen, und der Kodes aus der in
§ 301 Absatz 2 des Finften Buches Sozialgesetzbuch genannten deutschen Fassung der Internationalen
Klassifikation der Krankheiten, die den jeweils zugehdrigen Diagnosen zugrunde liegen, auf Grundlage der
jeweils fir das Jahr 2025 herausgegebenen Fassung des in dem in § 301 Absatz 2 des Flinften Buches
Sozialgesetzbuch genannten Operationen- und Prozedurenschliissels und der in § 301 Absatz 2 des
Finften Buches Sozialgesetzbuch genannten deutschen Fassung der Internationalen Klassifikation der
Krankheiten. Im Rahmen der Identifizierung der Leistungen und der Erstellung der in Satz 1 genannten
Aufstellung hat das Bundesinstitut fir Arzneimittel und Medizinprodukte der Deutschen Krebsgesellschaft
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben; die Stellungnahme ist in die Entscheidung uber die
Identifizierung der Leistungen und in die Erstellung der in Satz 1 genannten Aufstellung einzubeziehen.
Das Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus definiert Indikationsbereiche fiir die nach Satz 1
identifizierten Leistungen; im Rahmen der Definition der Indikationsbereiche hat das Institut fur das
Entgeltsystem im Krankenhaus der Deutschen Krebsgesellschaft Gelegenheit zur Stellungnahme zu
geben und die Stellungnahme in die Entscheidung Uber die Definition der Indikationsbereiche
einzubeziehen. Das Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus Uberfihrt die in Satz 1 genannte
Aufstellung in eine nach den nach § 135e Absatz 2 Satz 2 des Finften Buches Sozialgesetzbuch
mafgeblichen Leistungsgruppen und den nach Satz 3 definierten Indikationsbereichen differenzierte Liste
und verdffentlicht diese erstmals bis zum 31. August 2026 barrierefrei auf seiner Internetseite. Das
Bundesinstitut fiir Arzneimittel und Medizinprodukte passt die in Satz 1 genannte Aufstellung auf
Grundlage der fir das jeweilige Folgejahr herausgegebenen in § 301 Absatz 2 des Finften Buches
Sozialgesetzbuch genannten deutschen Fassung der Internationalen Kilassifikation der Krankheiten und
der fur das jeweilige Folgejahr herausgegebenen Fassung des in § 301 Absatz 2 des Finften Buches
Sozialgesetzbuch genannten Operationen- und Prozedurenschlissels an und tUbermittelt die angepasste
Aufstellung jeweils bis zum 15. November eines jeden Kalenderjahres, erstmals bis zum 15. November
2027, an das Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus, das die jeweils letzte Fassung der in Satz 4
genannten Liste entsprechend aktualisiert und die aktualisierte Liste bis zum 31. Dezember des jeweiligen
Kalenderjahres barrierefrei auf seiner Internetseite verdffentlicht. Das Institut fir das Entgeltsystem im
Krankenhaus erarbeitet anhand der in Satz 4 genannten Liste Vorgaben fiir eine eindeutige Zuordnung
von Féllen zu den nach Satz 3 definierten Indikationsbereichen durch die Krankenhauser und zertifiziert
erstmals bis zum 31. Dezember 2026 auf dieser Grundlage entwickelte Datenverarbeitungsldsungen.

(2) Das Institut fur das Entgeltsystem im Krankenhaus identifiziert auf Grundlage der nach § 21 Absatz 1
und 2 Nummer 2 des Krankenhausentgeltgesetzes fiir das Kalenderjahr 2025 Ubermittelten Daten alle
Krankenhausstandorte, die in diesem Kalenderjahr Leistungen erbracht haben, denen auf der in Absatz 1
Satz 4 genannten Liste aufgefiihrte Kodes zugrunde liegen, erstellt fir jeden der nach Absatz 1 Satz 3
definierten Indikationsbereiche eine Aufstellung dieser Krankenhausstandorte und der Anzahl ihrer Falle,
bei denen diese Leistungen im jeweiligen Indikationsbereich erbracht worden sind, und sortiert diese
Aufstellungen jeweils aufsteigend nach der Anzahl der Falle. Das Institut fir das Entgeltsystem im
Krankenhaus wabhlt aus jeder der nach Satz 1 erstellten und sortierten Aufstellungen von Krankenhaus-
standorten die obersten Eintrage bis einschlieRlich zu jenem Eintrag aus, bei dem die Summe der Anzahl
der Falle aller vorhergehenden Eintrage erstmals einem der folgenden Anteile an der Anzahl der Félle aller
Eintrage in der jeweiligen Aufstellung entspricht:

1. einem Anteil in H6he von mindestens 15 Prozent oder

2. fur den Fall, dass der Gemeinsame Bundesausschuss gemalR § 136¢c Absatz 1 Satz 1 des Funften
Buches Sozialgesetzbuch einen Anteil von weniger als 15 Prozent festgelegt hat, einem Anteil in Hohe
von mindestens diesem festgelegten Anteil;

sofern die Anzahl der Falle mehrerer Krankenhausstandorte gleich hoch ist und die Auswahl jedes dieser
Krankenhausstandorte dazu flihren wirde, dass der nach dem ersten Halbsatz geltende Anteil an der
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Anzahl der Falle aller Eintradge in der jeweiligen Aufstellung erreicht oder lberschritten wirde, sind alle
diese Krankenhausstandorte auszuwahlen. Das Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus
veroffentlicht bis zum 31. Mai 2027 eine nach den nach Absatz 1 Satz 3 definierten Indikationsbereichen
differenzierte Liste der nach Satz 2 ausgewahlten Krankenhausstandorte barrierefrei auf seiner
Internetseite und ordnet zum Zweck der Verdéffentlichung im Transparenzverzeichnis nach § 135d des
Finften Buches Sozialgesetzbuch die Indikationsbereiche, nach der die Liste zu differenzieren ist, den
jeweils nach § 135e Absatz 2 Satz 2 des Flnften Buches Sozialgesetzbuch mafRgeblichen Leistungs-
gruppen zu; fur den Fall, dass der Gemeinsame Bundesausschuss nach der Veroéffentlichung der Liste
gemal § 136¢ Absatz 1 des Funften Buches Sozialgesetzbuch einen Anteil von weniger als 15 Prozent
festlegt, trifft das Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus erneut eine Auswahl nach Satz 2,
aktualisiert die im ersten Halbsatz genannte Liste und veréffentlicht die aktualisierte Liste barrierefrei auf
seiner Internetseite. Das Institut fur das Entgeltsystem im Krankenhaus ubermittelt der nach § 135d
Absatz 2 Satz 1 des Finften Buches Sozialgesetzbuch beauftragten Stelle und der nach § 135d Absatz 1
Satz 3 des Finften Buches Sozialgesetzbuch benannten Stelle barrierefrei die nach Satz 3 veréffentlichte
Liste.”

b) Absatz 3 wird wie folgt geandert:
aa) In Satz 1 wird die Angabe ,2027 bis 2031“ durch die Angabe ,2028 bis 2032“ ersetzt.
bb) In Satz 2 wird die Angabe ,2032“ durch die Angabe ,2033" ersetzt.

Artikel 3

Anderung des Krankenhausentgeltgesetzes

Das Krankenhausentgeltgesetz vom 23. April 2002 (BGBI. | S. 1412, 1422), das zuletzt durch Artikel 13a des
Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 371) gedndert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In der Inhaltslbersicht wird die Angabe zu § 10 durch die folgende Angabe ersetzt:
.8 10 Vereinbarung auf Landesebene, Verordnungsermachtigung*.
2. Nach § 1 Absatz 3 wird der folgende Absatz 4 eingeflgt:

»(4) Fur Krankenhduser in einem Land, in dem bis zum 31. Dezember 2024 Leistungsgruppen nach
landesrechtlichen Vorschriften zugewiesen wurden, gelten die Regelungen dieses Gesetzes mit folgenden
MaRgaben:

1. bis zum Ablauf des 31. Dezember 2030 findet keine Anwendung:
a) § 3 Nummer 3b,
b) § 6b,
c) § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6b und
d) § 8 Absatz 4 Satz 4,

2. abweichend von § 4 Absatz 1 Satz 1 umfasst das von den Vertragsparteien nach § 11 Absatz 1 zu
vereinbarende Erldsbudget fur voll- und teilstationare Leistungen die Fallpauschalen nach § 7 Absatz 1
Satz 1 Nummer 1, in den Jahren 2026 bis 2030 einschlieBlich der sich aus dem bundeseinheitlichen
Entgeltkatalog ergebenden Vorhaltebewertungsrelationen, und die Zusatzentgelte nach § 7 Absatz 1
Satz 1 Nummer 2,

3. abweichend von § 4 Absatz 2a Satz 1 ist letztmalig fir das Jahr 2030 ein Fixkostendegressionsabschlag
anzuwenden,

4. abweichend von § 4 Absatz 3 Satz 3 werden Mindererldse ab dem Jahr 2031 nicht ausgeglichen,

5. abweichend von § 4 Absatz 3 Satz 6 ist die Vereinbarung eines Ausgleichs fir Mindererlése auch bei
Vorliegen der in § 4 Absatz 3 Satz 5 genannten Voraussetzungen ab dem Jahr 2031 ausgeschlossen,

6. abweichend von § 7 Absatz 2 Satz 3 umfasst die effektive Bewertungsrelation auch in den Jahren 2028
bis 2030 auch die sich aus dem bundeseinheitlichen Entgeltkatalog ergebende Vorhaltebewertungsrelation,

7. abweichend von § 21 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe d zweiter Halbsatz haben Krankenh&user in den
Jahren 2029 bis 2031 zusatzlich zu der Summe der abgerechneten Vorhaltebewertungsrelationen auch
die Summe der vereinbarten Vorhaltebewertungsrelationen jeweils fir das vorangegangene Kalenderjahr
zu Ubermitteln,

8. zusatzlich zu den in § 7 Absatz 1 Satz 1 genannten Entgelten ist fir diejenigen Krankenhausstandorte, auf
die ein Betrag nach § 39 Absatz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes aufgeteilt wurde, fir die Falle, in
denen Leistungen aus einer Leistungsgruppe erbracht wurden, die dem fiir diese Aufteilung mafgeblichen
Bereich nach § 39 Absatz 2 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes zugeordnet wurden, die Differenz
zwischen der in § 17b Absatz 4b Satz 5 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes genannten erhdhten
Vorhaltebewertungsrelation und der nicht erhéhten Vorhaltebewertungsrelation multipliziert mit dem fir
das jeweilige Kalenderjahr vereinbarten oder festgesetzten Landesbasisfallwert abzurechnen und
gesondert in der Rechnung auszuweisen und



Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026 Seite 27 von 96

9.

1.
1a
2.

3.

3a.
3b.

4.
5.
6.

a)

b)
c)

zusatzlich zu den Mehr- oder Mindererlésausgleichen nach § 4 Absatz 3 ist, sofern die Summe aller auf das
Kalenderjahr entfallenden in Nummer 8 genannten Erl6se des Krankenhauses fiir seine Krankenhausstand-
orte von der nach § 37 Absatz 5 Satz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes festgestellten Hohe des fir
den jeweiligen Krankenhausstandort fiir die Leistungsgruppe nach § 39 Absatz 3 Satz 5 des Krankenhaus-
finanzierungsgesetzes aufgeteilten Betrags abweicht, die Differenz vollstdndig auszugleichen; zur
Ermittlung des Ausgleichsbetrags fiir ein Kalenderjahr hat der jeweilige Krankenhaustrager den anderen
Vertragsparteien nach § 18 Absatz 2 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes eine von einem Jahres-
abschlusspriifer bestatigte Aufstellung der Summe aller auf das Kalenderjahr entfallenden in Nummer 8
genannten Erlése des Krankenhauses flr seine Krankenhausstandorte vorzulegen; die Summe kann in der
in § 4 Absatz 3 Satz 8 genannten Aufstellung ausgewiesen werden; der nach diesen Vorgaben ermittelte
Ausgleichsbetrag wird im Rahmen des Zu- oder Abschlags nach § 5 Absatz 4 abgerechnet; steht bei der
Budgetverhandlung der Ausgleichsbetrag noch nicht fest, sind Teilbetrage als Abschlagszahlung auf den
Ausgleich zu berticksichtigen.*

§ 3 wird durch den folgenden § 3 ersetzt:

83

Grundlagen
Die voll- und teilstationaren Krankenhausleistungen werden vergutet durch
ein von den Vertragsparteien nach § 11 Absatz 1 gemeinsam vereinbartes Erlésbudget nach § 4,

. ein Erlésvolumen fur die Versorgung von Kindern und Jugendlichen nach § 4a,

eine von den Vertragsparteien nach § 11 Absatz 1 gemeinsam vereinbarte Erldéssumme nach § 6
Absatz 3 fiir krankenhausindividuell zu vereinbarende Entgelte,

Entgelte nach § 6 Absatz 2 fir neue Untersuchungs- und Behandlungsmethoden,
ein Pflegebudget nach § 6a,

ein Vorhaltebudget nach § 6b ab dem Jahr 2028,

Zusatzentgelte fir die Behandlung von Blutern,

Zu- und Abschlage nach § 7 Absatz 1 und

ein Gesamtvolumen nach § 6¢c Absatz 1 Satz 1.”

§ 4 wird wie folgt geandert:

Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Das von den Vertragsparteien nach § 11 Absatz 1 zu vereinbarende Erlésbudget umfasst fiir voll-
und teilstationdre Leistungen die Fallpauschalen nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, in den Jahren 2026
und 2027 jeweils einschlieBlich der sich aus dem bundeseinheitlichen Entgeltkatalog ergebenden
Vorhaltebewertungsrelationen, und die Zusatzentgelte nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2. Es umfasst
nicht das Erlésvolumen nach § 4a, nicht die krankenhausindividuell zu vereinbarenden Entgelte nach § 6
Absatz 1 bis 2a, nicht die Zusatzentgelte fir die Behandlung von Blutern, nicht die Zu- und Abschlage nach
§ 7 Absatz 1, nicht die Entgelte fir Modellvorhaben nach § 63 des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch und
nicht die Verguitung nach § 140a des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch fiir die integrierte Versorgung.*

In Absatz 2a Satz 1 wird die Angabe ,2026" durch die Angabe ,2027 ersetzt.
Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz 3 ersetzt:

»(3) Das nach den Absatzen 1 und 2 vereinbarte Erlésbudget und die nach § 6 Absatz 3 vereinbarte
Erldssumme werden flr die Ermittlung von Mehr- oder Mindererlésausgleichen zu einem Gesamtbetrag
zusammengefasst. Weicht die Summe der auf das Kalenderjahr entfallenden Erldse des Krankenhauses
aus den Entgelten nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 und nach § 6 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2a
von dem nach Satz 1 gebildeten Gesamtbetrag ab, werden die Mehr- oder Mindererlése nach MaRgabe der
folgenden Satze ausgeglichen. Mindererlése werden ab dem Jahr 2007 grundsatzlich zu 20 Prozent und ab
dem Jahr 2028 nicht ausgeglichen; Mindererlése aus Zusatzentgelten fur Arzneimittel und Medikalprodukte
werden nicht ausgeglichen. Mehrerldse aus Zusatzentgelten fir Arzneimittel und Medikalprodukte und aus
Fallpauschalen fiir schwerverletzte, insbesondere polytraumatisierte oder schwer brandverletzte Patienten
werden zu 25 Prozent, sonstige Mehrerldse zu 65 Prozent ausgeglichen. Fiir Fallpauschalen mit einem sehr
hohen Sachkostenanteil sowie fiir teure Fallpauschalen mit einer schwer planbaren Leistungsmenge,
insbesondere bei Transplantationen oder Langzeitbeatmung, sollen die Vertragsparteien im Voraus einen
von den Séatzen 3 und 4 abweichenden Ausgleich vereinbaren; fir Mehr- oder Mindererldse, die auf Grund
einer Epidemie entstehen, kénnen die Vertragsparteien auch nach Ablauf des Vereinbarungszeitraums
einen von den Satzen 3 und 4 abweichenden Ausgleich vereinbaren. Ab dem Jahr 2028 ist die
Vereinbarung eines Ausgleichs fir Mindererlése auch bei Vorliegen der in Satz 5 genannten Voraus-
setzungen ausgeschlossen. Mehr- oder Mindererlése aus Zusatzentgelten fur die Behandlung von Blutern
sowie auf Grund von Abschlagen nach § 8 Absatz 4 werden nicht ausgeglichen. Zur Ermittlung der Mehr-
oder Mindererlése hat der Krankenhaustrager eine vom Jahresabschlusspriifer bestatigte Aufstellung tber
die Erlése nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2, 5 und 6b vorzulegen. Der nach diesen Vorgaben



Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026 Seite 28 von 96

ermittelte Ausgleichsbetrag wird im Rahmen des Zu- oder Abschlags nach § 5 Absatz 4 abgerechnet. Steht
bei der Budgetverhandlung der Ausgleichsbetrag noch nicht fest, sind Teilbetrage als Abschlagszahlung auf
den Ausgleich zu beriicksichtigen.”

d) In Absatz 6 wird die Angabe ,oder solange ein Zu- oder Abschlag durch Rechtsverordnung nach § 17b
Abs. 7 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes nicht festgelegt wurde,” gestrichen.

e) Absatz 9 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Unabhangig von den in Satz 1 genannten Voraussetzungen werden die folgenden MaRRnahmen finanziell
gefordert:
1. nach dem 31. Dezember 2019 vorgenommene Neueinstellungen, interne Besetzungen neu geschaffener
Stellen oder Aufstockungen vorhandener Teilzeitstellen von
a) Facharztinnen oder Fachéarzten fir Innere Medizin und Infektiologie in Hohe von 75 Prozent der
zusatzlich entstehenden Personalkosten fir die Jahre 2020 bis 2025,
b) Facharztinnen und Facharzten mit Zusatz-Weiterbildung Infektiologie in Hohe von 75 Prozent der
zusatzlich entstehenden Personalkosten fir die Jahre 2020 bis 2022 und
c) Facharztinnen und Fachérzten als Expertinnen oder Experten fir Antibiotic Stewardship mit
strukturierter curricularer Fortbildung ,Antibiotic Stewardship (ABS)“ in H6he von 50 Prozent der

zusatzlich entstehenden Personalkosten flir die Jahre 2020 bis 2022 und in Hohe von 30 Prozent
der zusatzlich entstehenden Personalkosten fir die Jahre 2023 bis 2025,

2. in den Jahren 2016 bis 2028 begonnene Weiterbildungen zur Facharztin oder zum Facharzt fiir Innere
Medizin und Infektiologie jeweils durch einen pauschalen Zuschuss in Héhe von jahrlich 30 000 Euro in
den Jahren 2016 bis 2022, ab dem Jahr 2023 bis einschlief3lich des Jahres 2028 in H6he von jahrlich
40 000 Euro,

3. in den Jahren 2016 bis 2028 begonnene Zusatzweiterbildungen Infektiologie fiir Facharztinnen und
Facharzte jeweils durch einen pauschalen Zuschuss in Hohe von einmalig 30 000 Euro und

4. vertraglich vereinbarte externe Beratungsleistungen im Bereich Antibiotic Stewardship durch
Fachéarztinnen und Fachérzte fir Innere Medizin und Infektiologie oder durch Fachéarztinnen und
Facharzte mit abgeschlossener Zusatzweiterbildung Infektiologie pauschal in Héhe von 400 Euro je
Beratungstag in den Jahren 2016 bis 2028.¢

5. § 5 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2b wird wie folgt geadndert:
aa) In den Satzen 1, 2, 3 und 5 wird jeweils die Angabe ,2026“ durch die Angabe ,2027“ ersetzt.
bb) In Satz 4 Nummer 4 wird die Angabe ,Krankenhausstandort, durch die Angabe ,Krankenhausstandort
und“ ersetzt.
b) Absatz 2c wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 wird die Angabe ,2023, 2024, 2025 oder 2026“ durch die Angabe ,2023, 2024, 2025, 2026
oder 2027“ ersetzt.
bb) In Satz 3 wird die Angabe ,2024, 2025 und 2026“ durch die Angabe ,2024, 2025, 2026 und 2027“
ersetzt.

cc) In den Satzen 4 und 7 wird jeweils die Angabe ,2023, 2024, 2025 oder 2026“ durch die Angabe ,2023,
2024, 2025, 2026 oder 2027 ersetzt.

¢) In Absatz 3j Satz 1 wird die Angabe ,2027“ durch die Angabe ,2028“ ersetzt.
d) Absatz 3k wird wie folgt gedndert:

aa) In den Séatzen 1, 4 und 5 wird jeweils die Angabe ,2025 und 2026“ durch die Angabe ,2025, 2026 und
2027 ersetzt.

bb) Satz 7 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,In den Kalenderjahren 2025, 2026 und 2027 berechnen die Krankenhauser fir die nach Satz 3
mafgeblichen Falle, die im Zeitraum vom 1. Januar des jeweiligen Kalenderjahres bis zum
31. Dezember des jeweiligen Kalenderjahres zur voll- oder teilstationdren Behandlung in das
Krankenhaus aufgenommen werden, jeweils einen Zuschlag in HOhe des nach Satz 5 fir das
jeweilige Kalenderjahr ermittelten Prozentsatzes auf die im auf Bundesebene vereinbarten
Entgeltkatalog bewerteten Fallpauschalen nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1.°

cc) In Satz 9 wird die Angabe ,2025 und 2026“ durch die Angabe ,2025, 2026 und 2027 ersetzt.
e) Absatz 3| Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Die in § 17b Absatz 1 Satz 10 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes genannten besonderen
Einrichtungen, die in einem Kalenderjahr, erstmals in dem Kalenderjahr 2028, aus dem Vergiitungssystem
ausgenommen sind, berechnen fiir die nach Absatz 3k Satz 3 maligeblichen Falle, die im Zeitraum vom
1. Januar des jeweiligen Kalenderjahres bis zum 31. Dezember des jeweiligen Kalenderjahres
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aufgenommen werden, einen Zuschlag in Hohe des nach Absatz 3k Satz 5 fir das Kalenderjahr 2027
ermittelten Prozentsatzes auf die nach § 6 Absatz 1 Satz 1 vereinbarten fall- oder tagesbezogenen
Entgelte.”

f) In Absatz 3m Satz 1 wird die Angabe ,2027* durch die Angabe ,2028" ersetzt.
g) Nach Absatz 3m wird der folgende Absatz 3n eingeflgt:

»(3n) Die Krankenhauser, firr die fiur das Kalenderjahr 2027 ein Betrag nach § 38 Absatz 1a Satz 8 des
Krankenhausfinanzierungsgesetzes veroffentlicht wurde, erheben zur Abrechnung dieses Betrags
gegenuber Patientinnen und Patienten, die zwischen dem 1. Januar 2027 und dem 31. Dezember 2027
zur voll- oder teilstationaren Behandlung in das Krankenhaus aufgenommen werden, oder gegeniiber deren
Kostentragern einen Zuschlag. Die Hohe des Zuschlags ist durch den jeweiligen Krankenhaustrager zu
ermitteln, indem der fur das Kalenderjahr 2027 nach § 38 Absatz 1a Satz 8 des Krankenhausfinanzierungs-
gesetzes fur das jeweilige Krankenhaus veréffentlichte Betrag durch die voraussichtliche Summe der voll-
und teilstationaren Falle des Krankenhauses im Kalenderjahr 2027 geteilt wird. Weicht die im Kalenderjahr
2027 abgerechnete Summe der Zuschlage nach Satz 1 von dem fir das jeweilige Krankenhaus fiir das
Kalenderjahr 2027 nach § 38 Absatz 1a Satz 8 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes veréffentlichten
Betrag ab, werden die Mehr- oder Mindererldse iber den Zu- oder Abschlag fiir Erldsausgleiche nach
Absatz 4 Satz 1 im nachstmdglichen Vereinbarungszeitraum vollstandig ausgeglichen. Wird fur ein
Krankenhaus kein Betrag nach § 38 Absatz 1a Satz 8 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes
veroffentlicht, darf es fir das Kalenderjahr 2027 auch dann keinen Zuschlag erheben, wenn ihm
Koordinierungs- und Vernetzungsaufgaben nach § 6b Satz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes fur
das Kalenderjahr 2027 zugewiesen wurden.”

5a. § 6 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geadndert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,in einer Verordnung nach § 17b Abs. 7 Satz 1 Nr. 3" durch die Angabe ,nach
einer Entscheidung der Schiedsstelle nach § 18a Absatz 6“ ersetzt.

bb) Nach Satz 2 wird der folgende Satz eingefiigt:

.Beinhaltet eine Leistung die Gabe eines Arzneimittels mit einem neuen Wirkstoff, fiir das nach § 130b
Absatz 3a oder 4 Satz 3 des Finften Buches Sozialgesetzbuch ein Erstattungsbetrag gilt, so darf fur
eine solche Leistung fir Vereinbarungszeitraume ab dem Jahr 2027 kein Entgelt vereinbart werden, das
hoher ist als der flr das jeweilige Arzneimittel geltende Erstattungsbetrag.”

b) Absatz 2 Satz 11 wird durch die folgenden Satze ersetzt:

,Beinhaltet eine neue Untersuchungs- und Behandlungsmethode die Gabe eines Arzneimittels mit einem
neuen Wirkstoff, flir das nach § 130b Absatz 3a oder 4 Satz 3 des Flinften Buches Sozialgesetzbuch ein
Erstattungsbetrag gilt, so darf fir eine solche Untersuchungs- und Behandlungsmethode flr Vereinbarungs-
zeitrdume ab dem Jahr 2027 kein Entgelt vereinbart werden, das hdher ist als der fir das jeweilige
Arzneimittel geltende Erstattungsbetrag. Wurde fir eine in Satz 11 genannte Untersuchungs- und
Behandlungsmethode fir einen Vereinbarungszeitraum bis einschlieRlich des Jahres 2026 ein Entgelt
vereinbart, ist das Entgelt mit Wirkung ab dem Zeitpunkt der Geltung des Erstattungsbetrags nach § 130b
Absatz 3a oder Absatz 4 Satz 3 des Flinften Buches Sozialgesetzbuch unter Bericksichtigung der Hohe
des Erstattungsbetrags neu zu vereinbaren.”

5b. Nach § 6a Absatz 2 Satz 11 wird der folgende Satz eingefiigt:

.Pflegepersonalkosten fir Tatigkeiten, die nicht der unmittelbaren Patientenversorgung auf bettenfiihrenden
Stationen und in Kreil’sdlen dienen, insbesondere hauswirtschaftliche, logistische, administrative oder
technische Tatigkeiten, sind unabhangig von der dienstlichen Zuordnung im Krankenhaus nicht im
Pflegebudget zu bericksichtigen.*

6. § 6b wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Jedes Krankenhaus erhalt ab dem 1. Januar 2028 fur jede Leistungsgruppe, die ihm nach § 6a
Absatz 1 Satz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes fir mindestens einen seiner Krankenhausstand-
orte zugewiesen wurde, ein Vorhaltebudget fiir Krankenhausfalle, die auf der Grundlage von
bundeseinheitlichen Bewertungsrelationen verglitet werden, wenn

1. das jeweilige Krankenhaus fir die betreffenden Krankenhausstandorte die jeweilige Mindestvorhaltezahl
nach § 135f Absatz 1 des Funften Buches Sozialgesetzbuch erfillt oder

2. fir das jeweilige Krankenhaus und die jeweilige Leistungsgruppe eine Feststellung nach Absatz 2 Satz 1
getroffen wurde.

Das Vorhaltebudget fiir ein Krankenhaus und eine Leistungsgruppe in einem Kalenderjahr ergibt sich aus
der Summe der in dem Bescheid nach § 37 Absatz 5 Satz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes fir die
Krankenhausstandorte des jeweiligen Krankenhauses, die jeweilige Leistungsgruppe und das jeweilige
Kalenderjahr festgestellten, nach § 39 Absatz 3 Satz 5 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes
aufgeteilten Betrage und des Produkts der Summe der in dem jeweiligen Bescheid nach § 37 Absatz 5
Satz 1 oder Absatz 6 Satz 5 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes fir die Krankenhausstandorte des
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6a.

jeweiligen Krankenhauses, die jeweilige Leistungsgruppe und das jeweilige Kalenderjahr festgestellten
Vorhaltevolumina und des flr das jeweilige Kalenderjahr vereinbarten oder festgesetzten Landesbasis-
fallwerts. Das Gesamtvorhaltebudget fiir ein Krankenhaus und ein Kalenderjahr ergibt sich aus der
Summe der Vorhaltebudgets dieses Krankenhauses im jeweiligen Kalenderjahr fur die Leistungsgruppen,
die ihm nach § 6a Absatz 1 Satz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes fir mindestens einen seiner
Standorte zugewiesen wurden.”

b) Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Die fur die Krankenhausplanung zustandige Landesbehdérde kann durch Bescheid feststellen, dass
die Erbringung von Leistungen aus einer Leistungsgruppe durch ein Krankenhaus unabhangig von der
Erfillung der fur die jeweilige Leistungsgruppe festgelegten Mindestvorhaltezahl zur Sicherstellung einer
flachendeckenden Versorgung der Bevolkerung zwingend erforderlich ist. Widerspruch und Klage gegen die
Feststellung nach Satz 1 haben keine aufschiebende Wirkung. Die fiir die Krankenhausplanung zustandige
Landesbehorde teilt dem Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus, den Landesverbdnden der
Krankenkassen und den Ersatzkassen sowie dem Landesausschuss des Verbandes der Privaten
Krankenversicherung erstmalig spatestens bis zum 30. September 2027 und anschlieBend jeweils
spatestens zum 30. September eines Kalenderjahres mit, fir welche Krankenhausstandorte und fir
welche Leistungsgruppen fir das jeweils nachste Kalenderjahr eine Feststellung nach Satz 1 getroffen
wurde.”

c) Absatz 5 wird wie folgt geadndert:
aa) In Satz 1 wird die Angabe ,2027“ durch die Angabe ,2028“ ersetzt.

bb) In Satz 4 wird die Angabe ,den Bescheid nach § 37 Absatz 5 Satz 1 des Krankenhausfinanzierungs-
gesetzes* durch die Angabe ,den Bescheid nach § 37 Absatz 5 Satz 1 oder Absatz 6 Satz 5 des
Krankenhausfinanzierungsgesetzes® ersetzt.

d) Absatz 6 Satz 1 bis 4 wird durch die folgenden Satze ersetzt:

,Die Vertragsparteien nach § 11 ermitteln fir das jeweilige Krankenhaus und fir jedes der Kalenderjahre
2028 und 2029 einen Konvergenzbetrag nach MaRgabe der Satze 2 bis 4. Der Konvergenzbetrag betragt
unter Beachtung des jeweiligen Vorzeichens fir das Kalenderjahr 2028 66 Prozent und fir das Kalenderjahr
2029 33 Prozent der Differenz zwischen dem in Satz 3 genannten Ausgangswert und dem in Satz 4
genannten Zielwert. Der Ausgangswert fir ein Kalenderjahr ergibt sich als Produkt der Summe der fir
das Kalenderjahr 2027 flr das jeweilige Krankenhaus vereinbarten und genehmigten Vorhaltebewertungs-
relationen und des fiir das jeweilige Kalenderjahr vereinbarten oder festgesetzten Landesbasisfallwerts. Der
Zielwert fur das jeweilige Kalenderjahr ist das nach Absatz 1 Satz 3 fir das jeweilige Kalenderjahr ermittelte
Gesamtvorhaltebudget des jeweiligen Krankenhauses abzlglich der Summe aller in dem jeweiligen
Bescheid nach § 37 Absatz 5 Satz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes fiur die Standorte des
jeweiligen Krankenhauses und das jeweilige Kalenderjahr festgestellten, nach § 39 Absatz 3 Satz 5 des
Krankenhausfinanzierungsgesetzes aufgeteilten Betrage.”

§ 6¢ Absatz 7 Satz 5 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Wird ein Krankenhausstandort erstmals nach § 6c Absatz 1 Satz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes
als sektorenlibergreifende Versorgungseinrichtung bestimmt, kann die sektorenibergreifende Versorgungs-
einrichtung krankenhausindividuelle Tagesentgelte oder vorladufige Tagesentgelte erstmals ab dem 1. Januar
des Kalenderjahres, in dem die Bestimmung nach § 6¢c Absatz 1 Satz 3 des Krankenhausfinanzierungs-
gesetzes wirksam wird, abrechnen.”

§ 7 wird wie folgt geandert:
a) In Absatz 1 Satz 1 Nummer 6b wird die Angabe ,2027“ durch die Angabe ,2028" ersetzt.
b) Absatz 2 Satz 3 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

.In den Jahren 2026 und 2027 umfasst die effektive Bewertungsrelation auch die sich aus dem
bundeseinheitlichen Entgeltkatalog ergebende Vorhaltebewertungsrelation.”

§ 8 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 4 wird durch den folgenden Absatz 4 ersetzt:

»(4) Halt das Krankenhaus seine Verpflichtungen zur Qualitatssicherung nicht ein, sind von den
Fallpauschalen und Zusatzentgelten Abschlage nach § 137 Absatz 1 oder 2 oder nach § 137i Absatz 5
des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch vorzunehmen. Entgelte dirfen fiir eine Leistung nicht berechnet
werden, wenn ein Krankenhaus die Vorgaben fur Mindestmengen nach § 136b Absatz 1 Satz 1
Nummer 2 des Finften Buches Sozialgesetzbuch nicht erfiillt, soweit kein Ausnahmetatbestand nach
§ 136b Absatz 5a des Filnften Buches Sozialgesetzbuch geltend gemacht werden kann oder keine
berechtigte mengenmafige Erwartung nach § 136b Absatz 5 des Flnften Buches Sozialgesetzbuch
nachgewiesen wird. Ferner durfen Entgelte fir Leistungen nicht berechnet werden, wenn die Priifung
nach § 275a Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Flnften Buches Sozialgesetzbuch ergibt, dass die fir die
Leistungserbringung mafigeblichen Strukturmerkmale nicht erflllt werden. Ab dem 1. Januar 2028 durfen
Entgelte nicht fiir Leistungen aus einer Leistungsgruppe berechnet werden, die einem Krankenhaus nicht
nach § 6a Absatz 1 Satz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes zugewiesen wurde; dies gilt nicht fir die
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Behandlung von Notfallpatienten. Entgelte nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6b durfen ab dem 1. Januar
2028 nicht fur Leistungen aus einer Leistungsgruppe berechnet werden, wenn das jeweilige Krankenhaus
fur diese Leistungsgruppe nicht die jeweilige Mindestvorhaltezahl nach § 135f Absatz 1 des Flinften Buches
Sozialgesetzbuch erfiillt und die fiir die Krankenhausplanung zustandige Landesbehérde fiir das jeweilige
Krankenhaus und die jeweilige Leistungsgruppe keine Feststellung nach § 6b Absatz 2 Satz 1 getroffen hat.
Ab dem 1. Januar 2028 dirfen fir Krankenhausstandorte, die in der nach § 40 Absatz 2 Satz 3 des
Krankenhausfinanzierungsgesetzes verdffentlichten Liste genannt sind, fir einem nach § 40 Absatz 1
Satz 3 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes definierten Indikationsbereich zugeordnete Félle Entgelte
nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 6 und 8 nicht berechnet werden; fiir die Zuordnung von Fallen zu
diesen Indikationsbereichen haben die Krankenhduser ausschlieRlich nach § 40 Absatz 1 Satz 6 des
Krankenhausfinanzierungsgesetzes zertifizierte Datenverarbeitungslésungen zu verwenden.*

b) In Absatz 5 Satz 2 wird die Angabe ,oder eine Rechtsverordnung nach § 17b Abs. 7 des Krankenhaus-
finanzierungsgesetzes” gestrichen.

c) In Absatz 12 Satz 1 wird die Angabe ,2027* durch die Angabe ,2028" ersetzt.
9. § 9 wird wie folgt geadndert:
a) Absatz 1a Nummer 5 wird durch die folgende Nummer 5 ersetzt:

,9. die Hohe und die ndhere Ausgestaltung der Zu- und Abschlage fir eine Teilnahme oder Nichtteilnahme
von Krankenhausern an der Notfallversorgung, wobei bei der Ermittlung der Hohe der Zu- und
Abschlage eine Unterstiitzung durch das Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus vorzusehen
ist; die Zu- und Abschldge missen sich auf das Stufensystem zu den Mindestvoraussetzungen fir
eine Teilnahme an der Notfallversorgung beziehen, das gemaR § 136¢ Absatz 4 des Fiinften Buches
Sozialgesetzbuch vom Gemeinsamen Bundesausschuss zu entwickeln ist; ab dem Jahr 2028 sind die
Zuschlage fur eine Teilnahme von Krankenhausern an der Notfallversorgung um 33 Millionen Euro zu
erhéhen;”.

b) Absatz 1b Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Die Vertragsparteien auf Bundesebene vereinbaren mit Wirkung firr die Vertragsparteien auf Landesebene
bis zum 31. Oktober jeden Jahres den Veranderungswert nach Maflgabe des § 10 Absatz 6 Satz 6 oder 7
fur die Begrenzung der Entwicklung des Basisfallwerts nach § 10 Absatz 4, wobei bereits anderweitig
finanzierte Kostensteigerungen zu bericksichtigen sind, soweit dadurch die Veranderungsrate nach § 71
Absatz 3 des Flnften Buches Sozialgesetzbuch nicht unterschritten wird; im Fall des § 10 Absatz 6 Satz 7
ist der Veranderungswert ausgehend von dem nach § 10 Absatz 6 Satz 1 veroffentlichten Orientierungswert
unter Berlicksichtigung bereits anderweitig finanzierter Kostensteigerungen zu vereinbaren; fir das Jahr
2026 entspricht der Veranderungswert dem nach § 10 Absatz 6 Satz 1 im Jahr 2025 veréffentlichten
Orientierungswert.”

c) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Kommt eine in dieser Vorschrift genannte Vereinbarung nicht oder teilweise nicht zustande,
entscheidet auf Antrag einer Vertragspartei die Schiedsstelle nach § 18a Absatz 6 des Krankenhaus-
finanzierungsgesetzes; eine Entscheidung Uber den nach Absatz 1b Satz 1 bis zum 31. Oktober eines
Jahres zu vereinbarenden Veranderungswert hat die Schiedsstelle bis zum 15. November des
jeweiligen Jahres zu treffen.”

bb) Nach Satz 4 werden die folgenden Satze eingefligt:

.Kommt eine Vereinbarung nach Absatz 1 Nummer 1 oder 2 nicht oder teilweise nicht zustande,
entscheidet die Schiedsstelle auf Antrag einer Vertragspartei innerhalb von sechs Wochen ab
Antragstellung. Abweichend von den Séatzen 1 und 5 entscheidet die Schiedsstelle bis zum
15. November eines Jahres ohne Antrag einer Vertragspartei, sofern die Vertragsparteien bis dahin
keine Vereinbarung nach Absatz 1 Nummer 1 oder 2 getroffen haben.*

10. § 10 wird wie folgt geandert:
a) Die Uberschrift wird durch die folgende Uberschrift ersetzt:
,8 10

Vereinbarung auf Landesebene, Verordnungsermachtigung®.
b) Absatz 6 wird durch den folgenden Absatz 6 ersetzt:

»(6) Das Statistische Bundesamt hat jahrlich einen Orientierungswert zu ermitteln, der die tatsachlichen
Kostenentwicklungen der Krankenhauser ohne die Kostenentwicklung des Pflegepersonals in der
unmittelbaren Patientenversorgung auf bettenfiihrenden Stationen wiedergibt, und diesen spatestens bis
zum 30. September jeden Jahres zu verdffentlichen; die hierflir vom Statistischen Bundesamt zu
erhebenden Daten werden vom Bundesministerium fiir Gesundheit durch Rechtsverordnung ohne
Zustimmung des Bundesrates festgelegt. Die Erhebungen werden jahrlich vom Statistischen Bundesamt
durchgefuhrt. Der Berichtszeitraum umfasst das vorangegangene Kalenderjahr. Die Krankenhduser nach
§ 2 Nummer 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes einschliellich der in den §§ 3 und 5 des
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11.

11a.

Krankenhausfinanzierungsgesetzes genannten Krankenhauser, soweit sie zugelassene Krankenhauser im
Sinne des § 108 des Flnften Buches Sozialgesetzbuch sind, mit Ausnahme von Bundeswehrkrankenhau-
sern und reinen Tages- und Nachtkliniken, sind verpflichtet, dem Statistischen Bundesamt fir die Zwecke
nach Satz 1 Daten zu ubermitteln. Soweit es zur Gewinnung von Informationen zur Bestimmung des
Orientierungswertes erforderlich ist, darf das Statistische Bundesamt die erhobenen Daten mit den nach
§ 21 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 genannten Daten zusammenfiihren. Unterschreitet der Orientierungswert
die Veranderungsrate nach § 71 Absatz 3 des Flnften Buches Sozialgesetzbuch, entspricht der Verande-
rungswert der Veranderungsrate; hiervon abweichend entspricht der Veranderungswert fir das Jahr 2026
dem nach Satz 1 im Jahr 2025 veréffentlichten Orientierungswert. Uberschreitet der Orientierungswert die
Veranderungsrate nach § 71 Absatz 3 des Funften Buches Sozialgesetzbuch, vereinbaren die Vertrags-
parteien auf Bundesebene den Verdnderungswert gemal § 9 Absatz 1b Satz 1 und § 9 Absatz 1 Nummer 5
der Bundespflegesatzverordnung.*

§ 11 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 4 wird wie folgt geadndert:
aa) Nach Satz 7 wird der folgende Satz eingeflgt:

,Der Krankenhaustrager bermittelt die Vereinbarungen nach Absatz 1 Satz 1 und 6 in maschinen-
lesbarer Form an den Verband der Privaten Krankenversicherung.”

bb) Nach dem neuen Satz 11 wird der folgende Satz eingeflgt:

,Die fur die Krankenhausplanung zusténdige Landesbehdrde informiert den Verband der Privaten
Krankenversicherung uber ihre Entscheidung tber die Genehmigung.*

b) In Absatz 6 Satz 2 wird die Angabe ,Absatz 4 Satz 2 bis 9" durch die Angabe ,Absatz 4 Satz 2 bis 10“
ersetzt.

c) Nach Absatz 6 wird der folgende Absatz 7 eingefligt:

»(7) Die Vertragsparteien haben dem Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus bis zum
30. September eines Jahres schriftlich oder elektronisch mitzuteilen, wenn ein Krankenhaus oder Teile
eines Krankenhauses

1. bisher nach § 17b Absatz 1 Satz 10 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes als besondere Einrichtung
aus dem Verglitungssystem ausgenommen war oder waren und in dem jeweils folgenden Kalenderjahr
in das Vergutungssystem einbezogen wird oder werden oder

2. in dem jeweils folgenden Kalenderjahr nach § 17b Absatz 1 Satz 10 des Krankenhausfinanzierungs-
gesetzes als besondere Einrichtung aus dem Vergutungssystem ausgenommen wird oder werden.”

§ 13 Absatz 3 wird durch die folgenden Abséatze 3 bis 7 ersetzt:

»(3) Kommt eine Vereinbarung nach § 11 flr Vereinbarungszeitraume ab dem Vereinbarungszeitraum 2029
nicht oder teilweise nicht bis zum Ablauf des 31. Juli des Jahres, fiir das die Vereinbarung gelten soll,
zustande, entscheidet die Schiedsstelle nach § 18a Absatz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes
abweichend von Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 ohne Antrag einer Vertragspartei innerhalb von acht Wochen
ab dem 1. August dieses Jahres. Die Vertragsparteien sind verpflichtet, der Schiedsstelle bis zum Ablauf des
31. Juli des jeweiligen Jahres den fehlenden vollstdndigen Abschluss einer Vereinbarung nach § 11, die
Gegenstande, Uber die keine Einigung erreicht werden konnte, sowie die Grinde der Nichteinigung
schriftlich oder elektronisch mitzuteilen. Sie kénnen bis zum Ablauf des 31. Juli des jeweiligen Jahres
gegenulber der Schiedsstelle gemeinsam schriftlich oder elektronisch anzeigen, dass sie bis zum Ablauf des
30. September des Jahres die Vereinbarung nach § 11 abschlieRen werden. Haben die Vertragsparteien eine
in Satz 3 genannte Anzeige vorgenommen, haben sie bis zum Ablauf des 30. September des jeweiligen Jahres
der Schiedsstelle mitzuteilen, ob sie die Vereinbarung abgeschlossen haben. Sofern die Vertragsparteien nach
Satz 4 mitteilen, dass sie die Vereinbarung nicht abgeschlossen haben, entscheidet die Schiedsstelle
abweichend von Satz 1 innerhalb von acht Wochen ab dem 1. Oktober des jeweiligen Jahres.

(4) Kommt eine Vereinbarung nach § 11 fiir einen oder mehrere Vereinbarungszeitrdume bis einschlief3lich
des Vereinbarungszeitraums 2023 nicht oder teilweise nicht bis zum Ablauf des 31. Marz 2027 zustande,
entscheidet die Schiedsstelle nach § 18a Absatz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes abweichend von
Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 ohne Antrag einer Vertragspartei innerhalb von drei Monaten ab dem 1. April
2027. Die Vertragsparteien sind verpflichtet, der Schiedsstelle bis zum Ablauf des 31. Marz 2027 den
fehlenden vollstdndigen Abschluss einer oder mehrerer der in Satz 1 genannten Vereinbarungen, die
Gegenstande, Uber die keine Einigung erreicht werden konnte, sowie die Grinde der Nichteinigung
schriftlich oder elektronisch mitzuteilen.

(5) Kommt eine Vereinbarung nach § 11 fiir einen oder mehrere der Vereinbarungszeitraume 2024 bis 2026
nicht oder teilweise nicht bis zum Ablauf des 31. Marz 2028 zustande, entscheidet die Schiedsstelle nach
§ 18a Absatz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes abweichend von Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2
ohne Antrag einer Vertragspartei innerhalb von drei Monaten ab dem 1. April 2028. Die Vertragsparteien
sind verpflichtet, der Schiedsstelle bis zum Ablauf des 31. Marz 2028 den fehlenden vollstdndigen
Abschluss einer oder mehrerer der in Satz 1 genannten Vereinbarungen, die Gegenstande, Uber die keine
Einigung erreicht werden konnte, sowie die Griinde der Nichteinigung schriftlich oder elektronisch mitzuteilen.
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12.

12a.

(6) Kommt eine Vereinbarung nach § 11 fiir einen oder fiir die beiden Vereinbarungszeitraume 2027 und
2028 nicht oder teilweise nicht bis zum Ablauf des 31. Marz 2029 zustande, entscheidet die Schiedsstelle nach
§ 18a Absatz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes abweichend von Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 ohne
Antrag einer Vertragspartei innerhalb von drei Monaten ab dem 1. April 2029. Die Vertragsparteien sind
verpflichtet, der Schiedsstelle bis zum Ablauf des 31. Marz 2029 den fehlenden vollstandigen Abschluss
einer oder der beiden in Satz 1 genannten Vereinbarungen, die Gegenstdnde, Uber die keine Einigung
erreicht werden konnte, sowie die Griinde der Nichteinigung schriftlich oder elektronisch mitzuteilen.

(7) Wenn in § 11 Absatz 4 Satz 1 und 4 genannte Daten, Unterlagen und Ausklnfte den jeweils anderen
Vertragsparteien nicht oder nicht innerhalb der in § 11 Absatz 4 Satz 1 und 4 genannten Fristen Gbermittelt,
vorgelegt oder erteilt wurden, so kann die Schiedsstelle in den Schiedsverfahren nach den Absatzen 1 bis 3
und 6 solche Daten, Unterlagen und Auskinfte unbericksichtigt lassen oder das Gericht im Fall von Klagen
gegen die Genehmigung des Beschlusses der Schiedsstelle in diesen Schiedsverfahren entscheiden, solche
Daten, Unterlagen und Auskiinfte nicht zuzulassen, sofern die Berlicksichtigung oder die Zulassung nach der
freien Uberzeugung der Schiedsstelle oder des Gerichts die Erledigung des Rechtsstreits verzégern wiirde
und die Nichteinhaltung der Fristen auf von einer der Vertragsparteien zu vertretenden Griinden beruht.”

§ 14 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Die Genehmigung des vereinbarten oder von der Schiedsstelle nach § 13 festgesetzten landesweit
geltenden Basisfallwerts nach § 10, des Erlésbudgets nach § 4, der Entgelte nach § 6, des Pflegebudgets
nach § 6a, der krankenhausindividuell ermittelten Zu- und Abschlage und des nach § 6¢ Absatz 1 Satz 1
vereinbarten Gesamtvolumens und der nach § 6¢c Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 bis 4 vereinbarten kranken-
hausindividuellen Tagesentgelte ist von einer der Vertragsparteien bei der zustandigen Landesbehédrde zu
beantragen. Die zustdndige Landesbehérde erteilt die Genehmigung, wenn die Vereinbarung oder
Festsetzung den Vorschriften dieses Gesetzes sowie sonstigem Recht entspricht. Sie entscheidet lber
die folgenden Genehmigungen innerhalb der folgenden Fristen:

1. Uber die Genehmigung des landesweit geltenden Basisfallwerts innerhalb von vier Wochen nach
Eingang des Antrags und

2. Uber die Genehmigung des Erlésbudgets nach § 4, der Entgelte nach § 6, des Pflegebudgets nach § 6a
oder der krankenhausindividuell ermittelten Zu- und Abschlage innerhalb von acht Wochen nach
Eingang des jeweiligen Antrags.

Sofern die zustandige Landesbehdrde uber eine in Satz 3 Nummer 2 genannte Genehmigung nicht

innerhalb von acht Wochen nach Eingang des jeweiligen Antrags entscheidet, gilt die jeweilige

Genehmigung als erteilt, soweit landesrechtlich nichts Abweichendes bestimmt ist.”

b) Nach Absatz 1a wird der folgende Absatz 1b eingefligt:

»(1b) Die zustdndige Landesbehdrde informiert den Verband der Privaten Krankenversicherung tber ihre
Entscheidung Uber die in den Absatzen 1 und 1a genannte Genehmigung.”

§ 15 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 Satz 5 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Werden die Entgeltkataloge fir die Fallpauschalen oder Zusatzentgelte nach § 7 Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 und 2 so spat vereinbart oder durch die Schiedsstelle nach § 18a Absatz 6 des Krankenhaus-
finanzierungsgesetzes festgelegt, dass eine erstmalige Abrechnung erst nach dem 1. Januar mdglich ist,
sind bis zum Inkrafttreten der neuen Entgeltkataloge die bisher geltenden Fallpauschalen oder
Zusatzentgelte weiter abzurechnen.”

b) Nach Absatz 2 Satz 4 wird der folgende Satz eingefiigt:

,In einem Vereinbarungszeitraum ab dem Jahr 2027 ist ab dem Zeitpunkt, zu dem ein Erstattungsbetrag fir
ein Arzneimittel mit einem neuen Wirkstoff nach § 130b Absatz 1 des Funften Buches Sozialgesetzbuch
vereinbart oder nach § 130b Absatz 4 des Fuinften Buches Sozialgesetzbuch festgesetzt wurde, fur
Leistungen oder fiir neue Untersuchungs- und Behandlungsmethoden, die die Gabe dieses Arzneimittels
beinhalten und fir die ein Entgelt nach § 6 Absatz 1 oder 2 zu vereinbaren ist, ein Entgelt in Hohe des
vereinbarten oder festgesetzten Erstattungsbetrags zu erheben, sofern flir den jeweiligen Vereinbarungs-
zeitraum kein Entgelt vereinbart oder festgesetzt wurde, das niedriger als der jeweils vereinbarte oder
festgesetzte Erstattungsbetrag ist.”

c) Absatz 3 Satz 3 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
,Die Satze 1 und 2 sind auch auf die folgenden Entgelte anwendbar:
1. Entgelte, die erstmals nach § 6 Absatz 2 vereinbart werden,

2. Entgelte, fur die nach § 6 Absatz 2 Satz 12 fir einen Vereinbarungszeitraum eine abweichende
unterjahrige Héhe vereinbart wurde, und

3. Entgelte, die nach Absatz 2 Satz 5 erst ab dem Zeitpunkt der Vereinbarung oder der Festsetzung des
Erstattungsbetrags und nicht ab dem Zeitpunkt von dessen Geltung in der Héhe des Erstattungsbetrags
erhoben werden.*
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13. § 21 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 wird wie folgt geadndert:
aa) Nummer 1 wird wie folgt geandert:
aaa) Buchstabe d wird durch den folgenden Buchstaben d ersetzt:

»,d) Summe der vereinbarten und abgerechneten DRG-Falle, der vereinbarten und
abgerechneten Summe der Bewertungsrelationen des Fallpauschalen-Katalogs und des
Pflegeerléskatalogs sowie der Ausgleichsbetrdge nach § 5 Absatz 4 und § 6b Absatz 5
Satz 1 und der Zahlungen zum Ausgleich der Abweichungen zwischen den tatsachlichen
und den vereinbarten Pflegepersonalkosten nach § 6a Absatz 2, die Summe der vereinbarten
und abgerechneten Félle, die mit in § 6¢ Absatz 1 Satz 2 genannten krankenhausindividuellen
Tagesentgelten oder in § 6¢c Absatz 7 Satz 4 genannten vorldaufigen Tagesentgelten
abgerechnet werden, und der nach § 6¢c Absatz 5 Satz 1 ermittelten Ausgleichsbetrage,
jeweils flUr das vorangegangene Kalenderjahr; in den Kalenderjahren 2027 und 2028
zusatzlich die Summe der vereinbarten und abgerechneten Vorhaltebewertungsrelationen
sowie ab dem Kalenderjahr 2029 zusatzlich die abgerechneten Vorhaltebewertungs-
relationen, jeweils fiir das vorangegangene Kalenderjahr,*.

bbb) Die Buchstaben f und g werden durch die folgenden Buchstaben f und g ersetzt:

,f) die Anzahl des insgesamt beschaftigten arztlichen Personals und die Anzahl des insgesamt in
der unmittelbaren Patientenversorgung beschaftigten arztlichen Personals, jeweils ein-
schliefRlich der Facharztbezeichnung und wenn vorhanden, der Schwerpunktbezeichnung,
und bei arztlichem Personal in Weiterbildung jeweils unter Angabe des Weiterbildungs-
gebietes, umgerechnet jeweils auf Vollkrafte, gegliedert nach dem Kennzeichen des
Standorts nach § 293 Absatz 6 des Funften Buches Sozialgesetzbuch, nach den nach
§ 135e Absatz 2 Satz 2 des Flinften Buches Sozialgesetzbuch maRgeblichen Leistungs-
gruppen und nach den Fachabteilungen des Standorts,

g) die nach § 135e Absatz 2 Satz 2 des Flnften Buches Sozialgesetzbuch maRgeblichen
Leistungsgruppen, denen die vom Krankenhaus erbrachten Behandlungsfalle zuzuordnen
sind, jeweils gegliedert nach dem Kennzeichen des Standorts nach § 293 Absatz 6 des
Finften Buches Sozialgesetzbuch,*.

bb) Nummer 2 Buchstabe i wird durch den folgenden Buchstaben i ersetzt:

»i) die nach § 135e Absatz 2 Satz 2 des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch mafRgebliche Leistungs-
gruppe, der die vom Krankenhaus im einzelnen Behandlungsfall erbrachte Leistung zuzuordnen
ist.

b) Absatz 3 Satz 9 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

»+Andere als die in diesem Absatz, in § 17b Absatz 8 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes und in § 186a
Absatz 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen genannten Verarbeitungen der Daten sind
unzulassig.*

c) In Absatz 3c Satz 1 wird die Angabe ,bis zum 30. September 2024“ gestrichen.
d) Absatz 3d wird durch den folgenden Absatz 3d ersetzt:

»(3d) Das Institut fir das Entgeltsystem im Krankenhaus wertet die an die von ihm gefiihrte Datenstelle
nach den Abséatzen 1 und 3b Ubermittelten Daten in der jeweils aktuellsten Fassung, beginnend mit den
Daten fir das Kalenderjahr 2022, und die nach Absatz 7 Satz 1 und nach § 137i Absatz 4 Satz 1 bis 3, 6
und 7 des Funften Buches Sozialgesetzbuch lbermittelten Daten standort-, fachabteilungs- und leistungs-
gruppenbezogen aus, soweit dies nach Abstimmung mit der nach § 135d Absatz 2 Satz 1 des Fiinften
Buches Sozialgesetzbuch beauftragten Stelle fir die Veréffentlichung und Aktualisierung des Transparenz-
verzeichnisses nach § 135d Absatz 1 Satz 1 des Funften Buches Sozialgesetzbuch geeignet und notwendig
ist und die nach § 135d Absatz 2 Satz 1 des Funften Buches Sozialgesetzbuch beauftragten Stelle die
Notwendigkeit glaubhaft dargelegt hat. Die Datenstelle Ubermittelt dem Institut fir das Entgeltsystem im
Krankenhaus die in Satz 1 genannten Daten fir die Auswertungen nach Satz 1. Das Institut fir das
Entgeltsystem im Krankenhaus tbermittelt der nach § 135d Absatz 2 Satz 1 des Finften Buches Sozial-
gesetzbuch beauftragten Stelle und der nach § 135d Absatz 1 Satz 3 des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch
benannten Stelle unverziiglich die Auswertungen nach Satz 1 und die Zuordnung der Standorte von
Krankenhausern zu Versorgungsstufen nach § 135d Absatz 4 des Flnften Buches Sozialgesetzbuch; die
Ubermittiung umfasst auch die in § 135d Absatz 4 Satz 6 des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch genannten
Mitteilungen.”

e) In Absatz 5 Satz 6 wird die Angabe ,auf der Grundlage von verfugbaren Leistungsdaten nach Absatz 2
Nummer 2 gestrichen.
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Artikel 4

Anderung der Krankenhaustransformationsfonds-Verordnung

Die Krankenhaustransformationsfonds-Verordnung vom 15. April 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 113) wird wie folgt
geandert:

1. § 2 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:
a) In Satz 1 wird die Angabe ,§ 12b Absatz 1 Satz 4" durch die Angabe ,§ 12b Absatz 1 Satz 3“ ersetzt.

b) In Satz 3 wird die Angabe ,die Landeskrankenhausgesetze sowie Férderprogramme® durch die Angabe
.Forderungen aufgrund des Lander-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetzes, der Landeskranken-
hausgesetze oder aufgrund von Forderprogrammen® ersetzt.

2. § 3 wird wie folgt geandert:
a) In der Uberschrift wird die Angabe ,§ 12b Absatz 1 Satz 4“ durch die Angabe ,§ 12b Absatz 1 Satz 3“ ersetzt.
b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) Nach der Angabe ,Versorgungskapazitaten,” wird die Angabe ,auch soweit Hochschulkliniken an diesen
Vorhaben beteiligt sind,” eingefiigt.

bb) In den Nummern 1 und 2 wird jeweils die Angabe ,fir diese Leistungsgruppen® durch die Angabe ,flr die
Leistungsgruppen® ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 wird nach der Angabe ,Netzwerkstrukturen* die Angabe ,nach bundeseinheitlichen Vorgaben*
eingefligt.

bb) Nach Satz 5 werden die folgenden Satze eingefligt:

,Das Bundesministerium fir Gesundheit legt bis zum 30. September 2026 als bundeseinheitliche
Vorgaben verbindliche Mindestanforderungen an telemedizinische Netzwerkstrukturen und Interoperabili-
tatsstandards fest. Die bundeseinheitlichen Vorgaben sind durch das Bundesministerium fiir Gesundheit
im Bundesanzeiger bekanntzumachen. Das Bundesamt flir Soziale Sicherung kann zu den Bestatigungen
nach § 4 Absatz 4 Nummer 3 Anforderungen festlegen und sich daflr der Unterstiitzung Dritter bedienen.
Werden Anforderungen nach Satz 7 festgelegt, veroffentlicht das Bundesamt flir Soziale Sicherung diese
auf seiner Internetseite.”

d) Absatz 4 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

.Forderfahig sind wettbewerbsrechtlich zuldssige Vorhaben zur Bildung und zum Ausbau von Zentren zur
Behandlung von seltenen, komplexen oder schwerwiegenden Erkrankungen insbesondere an Hochschul-
kliniken.*

e) In Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe ,Leistungsgruppen.“ durch die Angabe ,Leistungsgruppen, auch soweit
Hochschulkliniken an diesen Vorhaben beteiligt sind.“ ersetzt.

f) Absatz 8 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Forderfahig sind Vorhaben zur Schaffung zusatzlicher Ausbildungskapazitdten in staatlich anerkannten
Einrichtungen an einem Krankenhaus, das Trager oder Mittrager der jeweiligen Ausbildungsstatte ist, fiir die
Berufe Ergotherapeut, Ergotherapeutin, Diatassistent, Diatassistentin, Hebamme, Physiotherapeut, Physio-
therapeutin, Pflegefachfrau, Pflegefachmann, Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin, Gesundheits- und
Kinderkrankenpfleger, medizinischer Technologe fiir Laboratoriumsanalytik, medizinische Technologin fir
Laboratoriumsanalytik, medizinischer Technologe fiir Radiologie, medizinische Technologin fiir Radiologie,
Logopéade, Logopadin, Orthoptist, Orthoptistin, medizinischer Technologe fiir Funktionsdiagnostik, medi-
zinische Technologin fiir Funktionsdiagnostik, Anasthesietechnische Assistentin, Anasthesietechnischer
Assistent, Operationstechnische Assistentin, Operationstechnischer Assistent und im Bereich der Pflegehilfe
und -assistenz, insbesondere fir die Berufe Krankenpflegehelferin, Krankenpflegehelfer, Pflegehelferin,
Pflegehelfer, Pflegeassistentin, Pflegeassistent, Pflegefachassistentin, Pflegefachassistent.”

g) In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe ,Notfallstrukturen.” durch die Angabe ,Notfallstrukturen, auch soweit
Hochschulkliniken an diesen Vorhaben beteiligt sind.” ersetzt.

3. § 4 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Die Lander kdnnen Antrage auf Auszahlung von Férdermitteln nach § 12b Absatz 2 Satz 2 bis 5 des
Krankenhausfinanzierungsgesetzes aus dem Transformationsfonds fir jedes der Kalenderjahre 2026 bis
2035 stellen. Fur jedes der in § 12b Absatz 1 Satz 3 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes genannten
Vorhaben ist ein gesonderter Antrag zu stellen. Der Antrag ist durch das an dem Vorhaben beteiligte Land,
im Fall von landeribergreifenden Vorhaben durch die an dem Vorhaben beteiligten Lander, Gber das in § 8
Absatz 1 Satz 1 genannte elektronische Verwaltungsportal an das Bundesamt fir Soziale Sicherung zu
stellen. Ein Land kann flr ein Kalenderjahr insgesamt die Auszahlung von Fdérdermitteln in der in § 12b
Absatz 2 Satz 2 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes genannten HoOhe beantragen, zuzlglich des
Betrags der in den vorangegangenen Kalenderjahren zurlickgezahlten Fordermittel und der in den
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b)

c)

d)

e)

vorangegangenen Kalenderjahren abgefiihrten Zinsertrage. Fordermittel fur landertbergreifende Vorhaben
kénnen fir ein Kalenderjahr insgesamt in der in § 12b Absatz 2 Satz 3 des Krankenhausfinanzierungs-
gesetzes genannten HoGhe, zuzlglich des Betrags der in den vorangegangenen Kalenderjahren
zurlickgezahlten Fordermittel und der in den vorangegangenen Kalenderjahren abgefiihrten Zinsertrage,
beantragt werden. Die Lander kdnnen bei der Antragstellung die Auszahlung der Fordermittel in jahrlichen
Teilbetragen beantragen.”

Absatz 2 wird wie folgt geandert:
aa) In Nummer 4 wird die Angabe ,Absatz 1 Satz 7“ durch die Angabe ,Absatz 1 Satz 6“ ersetzt.
bb) Nummer 5 wird durch die folgende Nummer 5 ersetzt:

,9. ein Nachweis, dass das Land den nach § 12b Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 des Krankenhausfinanzie-
rungsgesetzes erforderlichen Anteil an den férderfahigen Kosten tragt, und die Bestatigung, dass die
in § 12b Absatz 3 Satz 3 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes genannten Betrage nicht auf den
vom Land nach § 12b Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes zu
tragenden Anteil an den forderfahigen Kosten angerechnet wurden,*.

cc) Nummer 6 wird durch die folgende Nummer 6 ersetzt:

,0. die Erklarung, dass sich das jeweilige Land zu der nach § 12b Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 Buchstabe a
des Krankenhausfinanzierungsgesetzes erforderlichen Bereitstellung von Mitteln fir die Investitions-
kostenférderung nach § 9 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes verpflichtet, und der Nachweis,
dass das Land Mittel zur Investitionskostenférderung nach § 9 des Krankenhausfinanzierungs-
gesetzes in der in § 12b Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 Buchstabe b des Krankenhausfinanzierungs-
gesetzes genannten Hohe bereitgestellt hat, sowie die Bestatigung, dass die in § 12b Absatz 3 Satz 3
des Krankenhausfinanzierungsgesetzes genannten Betrdge nicht auf die bereitzustellenden oder
bereitgestellten Mittel angerechnet werden oder wurden,”.

dd) Nummer 7 wird durch die folgende Nummer 7 ersetzt:

»7. in dem Fall, dass das zu férdernde Vorhaben eine Hochschulklinik betrifft, eine Erklarung dariber,
dass die beantragten Fordermittel ausschlieflich fir die Finanzierung krankenhausbezogener
StrukturmaBnahmen eingesetzt werden,”.

ee) In Nummer 8 wird die Angabe ,§ 12b Absatz 3 Satz 6“ jeweils durch die Angabe ,§ 12b Absatz 3 Satz 4*
ersetzt.

ff) In Nummer 10 wird nach der Angabe ,herbeigefiihrt* die Angabe ,oder angestrebt” eingefligt.

In Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 wird die Angabe ,§ 12b Absatz 3 Satz 5 durch die Angabe ,§ 12b Absatz 3a
Satz 3 ersetzt.

Absatz 4 wird wie folgt geandert:
aa) Nummer 3 wird durch die folgende Nummer 3 ersetzt:

»3. bei Vorhaben nach § 3 Absatz 3 die Bestatigung, dass die Dienste und Anwendungen der Telematik-
infrastruktur nach dem Finften Buch Sozialgesetzbuch genutzt werden, sobald diese zur Verfligung
stehen, und die Bestatigung eines am Vorhaben nicht beteiligten, unabhéngigen Dritten, dass die
bundeseinheitlichen Vorgaben nach § 3 Absatz 3 Satz 1 eingehalten werden.”

bb) In Nummer 4 wird nach der Angabe ,bei den zu bildenden® die Angabe ,oder den auszubauenden®
eingefiigt.

cc) In Nummer 6 wird die Angabe ,§ 12b Absatz 1 Satz 4 Nummer 1 oder Nummer 5 durch die Angabe ,§ 12b
Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 oder Nummer 5° ersetzt.

Absatz 6 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,In dem in Satz 1 Nummer 3 genannten Fall informiert das jeweilige Land das Bundesamt fiir Soziale
Sicherung fortlaufend und auf Nachfrage iber den Stand des Insolvenzverfahrens.*

4. § 5 Absatz 2 Satz 2 wird gestrichen.
5. § 6 wird wie folgt geandert:

a0) Nach Absatz 1 Satz 6 wird der folgende Satz eingeflgt:

a)

b)

,Die Lander stellen sicher, dass die Forderung aus dem Sondervermdgen des Bundes Infrastruktur und
Klimaneutralitat bei der Durchfiihrung und am Standort der Vorhaben in geeigneter und o&ffentlichkeits-
wirksamer Weise kenntlich gemacht wird; maRgeblich sind die Vorgaben der zwischen Bund und Landern
nach § 9 des Lander-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetzes geschlossenen Verwaltungs-
vereinbarung.”

Absatz 2 Satz 4 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Die Lander teilen dem Bundesamt fir Soziale Sicherung Prifungsbemerkungen ihrer obersten
Rechnungspriifungsbehérden mit.”

Absatz 3 Satz 2 wird gestrichen.
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c) Absatz 4 wird wie folgt geadndert:
aa) Nach Satz 1 wird der folgende Satz eingefligt:

,Ist an dem geférderten Vorhaben eine Hochschulklinik beteiligt, Gibermitteln die Lander dem Bundesamt
fur Soziale Sicherung uber das in § 8 Absatz 1 Satz 1 genannte elektronische Verwaltungsportal mit
dem in Satz 1 genannten Verwendungsnachweis aussagekraftige Unterlagen, aus denen sich ergibt,
dass die ausgezahlten Férdermittel ausschlielich fiir krankenhausbezogene StrukturmaflRnahmen ein-
gesetzt werden.”

bb) Der neue Satz 4 wird gestrichen.
6. § 7 wird wie folgt geandert:
a) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,kann® durch die Angabe ,soll* ersetzt.
b) Absatz 7 Satz 2 wird gestrichen.
c) Absatz 8 wird gestrichen.
7. § 8 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Das Bundesamt fiir Soziale Sicherung richtet ein elektronisches Verwaltungsportal ein, das den Landern
die Antragstellung sowie die Ubermittlung des Verwendungsnachweises und weiterer Unterlagen erméglicht.
Es trifft zum Zweck einer einheitlichen und wirtschaftlichen Durchfiihrung des Foérderverfahrens nahere
Bestimmungen zur Durchfiihrung des Férderverfahrens und zur Ubermittlung der in den §§ 4 und 6 genannten
Angaben und Unterlagen in einem einheitlichen Format oder in einer maschinell auswertbaren Form, erlasst eine
Forderrichtlinie und aktualisiert diese bei Bedarf. Vor Erlass oder Aktualisierung der Férderrichtlinie sind die
Lander zu den Regelungen anzuhéren und ist das Einvernehmen der Mehrheit der Lander erforderlich.*

Artikel 5

Anderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschriankungen

Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juni 2013
(BGBI. | S. 1750, 3245), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 9 des Gesetzes vom 20. Marz 2026 (BGBI. 2026 |
Nr. 95) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In der Inhaltslibersicht wird nach der Angabe zu § 186 die folgende Angabe eingefiigt:
»§ 186a Fusionskontrolle im Krankenhausbereich®.
2. Nach § 186 wird der folgende § 186a eingefiigt:
»§ 186a

Fusionskontrolle im Krankenhausbereich

(1) Fir einen Zusammenschluss im Sinne des § 37, bei dem mindestens zwei Krankenhauser im Sinne des
§ 107 Absatz 1 des Flnften Buches Sozialgesetzbuch oder einzelne medizinische Fachbereiche von mindestens
zwei solchen Krankenhdusern ganz oder teilweise zusammengeschlossen werden, haben die Zusammen-
schlussbeteiligten bei Eréffnung des Geltungsbereichs der Zusammenschlusskontrolle bei der fir die
Krankenhausplanung zustdndigen Behorde des Landes, in dem sich ein von dem Zusammenschluss
betroffenes Krankenhaus oder ein von dem Zusammenschluss betroffener medizinischer Fachbereich eines
am Zusammenschluss beteiligten Krankenhauses befindet, die Bestatigung zu beantragen, dass der
Zusammenschluss dieser Krankenhauser oder dieser einzelnen medizinischen Fachbereiche der am
Zusammenschluss beteiligten Krankenhauser zur Verbesserung der Krankenhausversorgung fiir erforderlich
gehalten wird. Die von der fir die Krankenhausplanung zusténdige Landesbehérde auf Antrag nach Satz 1
erteilte Erforderlichkeitsbestatigung erstreckt sich nur auf Markte, auf denen die vom Zusammenschluss
betroffenen Krankenhduser im Sinne des § 107 Absatz 1 des Finften Buches Sozialgesetzbuch oder medizi-
nischen Fachbereiche Leistungen im Sinne des § 39 Absatz 1 Satz 1 des Funften Buches Sozialgesetzbuch
erbringen. Sind mehrere Landesbehérden nach Satz 1 zustandig, entscheiden diese einvernehmlich mit einer
gemeinsamen schriftlichen oder elektronischen Bestatigung.

(2) Antrage auf Erteilung der Erforderlichkeitsbestatigung nach Absatz 1 Satz 1 sowie die Entscheidung tiber
diese sind unverziglich durch die fiir die Krankenhausplanung zustandige Landesbehdrde auf ihrer Internetseite
unter Nennung der Zusammenschlussbeteiligten bekanntzumachen. Die fiir die Krankenhausplanung zustandige
Landesbehoérde setzt sich mit dem Bundeskartellamt vor der Erteilung einer Erforderlichkeitsbestatigung ins
Benehmen. Uber den Antrag nach Absatz 1 Satz 1 darf nicht vor Ablauf von einem Monat nach dessen
Bekanntmachung entschieden werden. Wird der Antrag nicht innerhalb von drei Monaten nach der Stellung
des Antrags nach Absatz 1 Satz 1 beschieden, gilt er als abgelehnt. Die fir die Krankenhausplanung
zustandige Landesbehdrde kann mit Zustimmung aller Zusammenschlussbeteiligten die in Satz 4 genannte
Frist verlangern.
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(3) Die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Absatz 1 Satz 1 beim Bundeskartellamt nach § 39 ist nur
dann zulassig und erforderlich,

1. wenn der Antrag auf Erteilung einer Erforderlichkeitsbestéatigung abgelehnt wurde oder gemafR Absatz 2
Satz 4 als abgelehnt gilt, oder

2. in den Fallen, in denen die Erforderlichkeitsbestatigung erteilt wurde und das Zusammenschlussvorhaben
nicht ausschliefllich Markte betrifft, auf denen Krankenhauser im Sinne des § 107 Absatz 1 des Finften
Buches Sozialgesetzbuch oder medizinische Fachbereiche der am Zusammenschluss beteiligten
Krankenhauser in § 39 Absatz 1 Satz 1 des Funften Buches genannte Leistungen erbringen.

Im Fall eines Zusammenschlusses nach Satz 1 Nummer 2 bleibt der Teil des Zusammenschlusses, auf den sich
die Erforderlichkeitsbestatigung nach Absatz 1 Satz 1 erstreckt, bei der Prifung des Geltungsbereiches der
Zusammenschlusskontrolle nach § 35 aufer Betracht. Dieser Teil des Zusammenschlusses gilt nicht als Teil
des nach § 39 anmeldepflichtigen Zusammenschlussvorhabens. Die in § 40 Absatz 1 Satz 1 genannte Frist
beginnt nicht, bevor die Zusammenschlussbeteiligten dem Bundeskartellamt die Entscheidung der fir die
Krankenhausplanung zustédndigen Landesbehérde uber den Antrag nach Absatz 1 Satz 1 vorlegen oder
nachweisen, dass die Erforderlichkeitsbestatigung beantragt und der in Absatz 2 Satz 4 genannte oder nach
Absatz 2 Satz 5 verlangerte Zeitraum abgelaufen ist.

(4) Die Monopolkommission nimmt gegeniiber dem Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie nach
dessen Aufforderung Stellung zu den Erfahrungen mit dieser Vorschrift. Das Bundesministerium fir Wirtschaft
und Energie berichtet auf Grundlage dieser Stellungnahme den gesetzgebenden Kdrperschaften spatestens
nach Ablauf von finf Jahren nach Inkrafttreten der Regelungen in den Absatzen 1 bis 3 Uber die Erfahrungen
mit dieser Vorschrift. Fir Datenanforderungen des Bundesministeriums fiur Wirtschaft und Energie und
der Monopolkommission zwecks Abgabe der Stellungnahme nach Satz 1 oder Erstellung des Berichts nach
Satz 2 gilt § 21 Absatz 3 Satz 8 des Krankenhausentgeltgesetzes entsprechend mit der MaRRgabe, dass die
ausgewahlten Krankenhduser von einem Zusammenschluss nach Absatz 1 Satz 1 betroffen sein missen. Fur
die Abgabe der Stellungnahme nach Satz 1 oder die Erstellung des Berichts nach Satz 2 und zur Untersuchung
der Auswirkungen dieser Vorschrift auf die Wettbewerbsverhaltnisse und die Krankenhausversorgung kénnen
Daten aus der amtlichen Krankenhausstatistik zusammengefihrt werden.

(5) Diese Vorschrift ist nur anzuwenden auf Zusammenschlisse, die bis zum 31. Dezember 2030 vollzogen
werden.”

. § 187 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 9 Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 2 wird nach der Angabe ,Krankenhausstrukturfonds-Verordnung“ die Angabe ,oder der
Krankenhaustransformationsfonds-Verordnung® eingefiigt.

bb) Nummer 3 wird durch die folgende Nummer 3 ersetzt:

»3. das Vorliegen der weiteren Voraussetzungen fir eine Férderung nach § 12a Absatz 1 Satz 4 des
Krankenhausfinanzierungsgesetzes in Verbindung mit § 11 Absatz 1 Nummer 2 der Krankenhaus-
strukturfonds-Verordnung oder nach § 12b Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 des Krankenhausfinanzierungs-
gesetzes in Verbindung mit einem Auszahlungsbescheid auf der Grundlage von § 5 Absatz 1 der
Krankenhaustransformationsfonds-Verordnung festgestellt wurde und®.

b) Absatz 10 wird gestrichen.

Artikel 6

Anderung der Bundespflegesatzverordnung
Die Bundespflegesatzverordnung vom 26. September 1994 (BGBI. | S. 2750), die zuletzt durch Artikel 13b des

Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 371) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

Oa

Ob.

. § 3 Absatz 3 Satz 3 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,In den Folgejahren ist Ausgangsgrundlage der fir das jeweilige Vorjahr vereinbarte Gesamtbetrag; davon
abweichend ist Ausgangsgrundlage fiir die Vereinbarung des Gesamtbetrags fiir das Jahr 2027 der um 1,14
Prozent zu erhdhende vereinbarte oder festgesetzte Gesamtbetrag fiir das Jahr 2026."

§ 6 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Fur Leistungen, die mit den nach § 17d des Krankenhausfinanzierungsgesetzes auf Bundesebene
bewerteten Entgelten noch nicht sachgerecht vergutet werden kénnen, vereinbaren die Vertragsparteien
nach § 11 tages-, fall- oder zeitraumbezogene Entgelte, sofern die Leistungen nach Feststellung der
Vertragsparteien nach § 9 von der Anwendung der auf Bundesebene bewerteten Entgelte ausgenommen
sind. Beinhaltet eine Leistung die Gabe eines Arzneimittels mit einem neuen Wirkstoff, fir das nach § 130b
Absatz 3a oder 4 Satz 3 des Funften Buches Sozialgesetzbuch ein Erstattungsbetrag gilt, so darf fir eine
solche Leistung fur Vereinbarungszeitrdume ab dem Jahr 2027 kein Entgelt vereinbart werden, das héher ist
als der fir das jeweilige Arzneimittel geltende Erstattungsbetrag.”
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Oc.

2a.

b) In Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe ,Satz 2 bis 10 durch die Angabe ,Satz 2 bis 11“ ersetzt.

In § 8 Absatz 2 Satz 5 wird die Angabe ,oder in einer Rechtsverordnung nach § 17d Absatz 6 des
Krankenhausfinanzierungsgesetzes geregelt* gestrichen.

§ 9 Absatz 1 Nummer 5 wird durch die folgende Nummer 5 ersetzt:

»D. bis zum 31. Oktober jeden Jahres den Veranderungswert nach Malkgabe des § 10 Absatz 6 Satz 6 oder 7
des Krankenhausentgeltgesetzes, wobei bereits anderweitig finanzierte Kostensteigerungen zu
berticksichtigen sind, soweit dadurch die Veranderungsrate nach § 71 Absatz 3 des Fiinften Buches
Sozialgesetzbuch nicht unterschritten wird; im Fall des § 10 Absatz 6 Satz 7 des Krankenhausentgelt-
gesetzes ist der Veranderungswert ausgehend von dem nach § 10 Absatz 6 Satz 1 des Krankenhaus-
entgeltgesetzes verdffentlichten Orientierungswert unter Berlicksichtigung bereits anderweitig finanzierter
Kostensteigerungen zu vereinbaren; fir das Jahr 2026 entspricht der Veranderungswert dem nach § 10
Absatz 6 Satz 1 des Krankenhausentgeltgesetzes im Jahr 2025 verdffentlichten Orientierungswert,”.

§ 11 Absatz 4 wird wie folgt gedndert:
a) Nach Satz 6 wird der folgende Satz eingefiigt:

,Der Krankenhaustrager tbermittelt die Vereinbarungen nach Absatz 1 Satz 1 und 5 in maschinenlesbarer
Form an den Verband der Privaten Krankenversicherung.*

b) Nach dem neuen Satz 10 wird der folgende Satz eingeflgt:

,Die fiur die Krankenhausplanung zustédndige Landesbehdrde informiert den Verband der Privaten
Krankenversicherung Uber ihre Entscheidung Uber die Genehmigung.®

§ 13 Absatz 3 wird durch die folgenden Abséatze 3 bis 7 ersetzt:

»(3) Kommt eine Vereinbarung nach § 11 fiir Vereinbarungszeitraume ab dem Vereinbarungszeitraum 2029
nicht oder teilweise nicht bis zum Ablauf des 31. Juli des Jahres, fiir das die Vereinbarung gelten soll, zustande,
entscheidet die Schiedsstelle nach § 18a Absatz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes abweichend von
Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 ohne Antrag einer Vertragspartei innerhalb von acht Wochen ab dem 1. August
dieses Jahres. Die Vertragsparteien sind verpflichtet, der Schiedsstelle bis zum Ablauf des 31. Juli des
jeweiligen Jahres den fehlenden vollstandigen Abschluss einer Vereinbarung nach § 11, die Gegenstande,
Uber die keine Einigung erreicht werden konnte, sowie die Grinde der Nichteinigung schriftlich oder
elektronisch mitzuteilen. Sie kénnen bis zum Ablauf des 31. Juli des jeweiligen Jahres gegenuber der
Schiedsstelle gemeinsam schriftlich oder elektronisch anzeigen, dass sie bis zum Ablauf des 30. September
des Jahres die Vereinbarung nach § 11 abschlieBen werden. Haben die Vertragsparteien eine in Satz 3
genannte Anzeige vorgenommen, haben sie bis zum Ablauf des 30. September des jeweiligen Jahres der
Schiedsstelle mitzuteilen, ob sie die Vereinbarung abgeschlossen haben. Sofern die Vertragsparteien nach
Satz 4 mitteilen, dass sie die Vereinbarung nicht abgeschlossen haben, entscheidet die Schiedsstelle
abweichend von Satz 1 innerhalb von acht Wochen ab dem 1. Oktober des jeweiligen Jahres.

(4) Kommt eine Vereinbarung nach § 11 fir einen oder mehrere der Vereinbarungszeitrdume bis
einschliellich des Vereinbarungszeitraums 2023 nicht oder teilweise nicht bis zum Ablauf des 31. Marz 2027
zustande, entscheidet die Schiedsstelle nach § 18a Absatz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes
abweichend von Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 ohne Antrag einer Vertragspartei innerhalb von drei Monaten
ab dem 1. April 2027. Die Vertragsparteien sind verpflichtet, der Schiedsstelle bis zum Ablauf des 31. Marz
2027 den fehlenden vollstandigen Abschluss einer oder mehrerer der in Satz 1 genannten Vereinbarungen, die
Gegenstande, Uber die keine Einigung erzielt werden konnte, sowie die Griinde der Nichteinigung schriftlich
oder elektronisch mitzuteilen.

(5) Kommt eine Vereinbarung nach § 11 fir einen oder mehrere der Vereinbarungszeitraume 2024 bis 2026
nicht oder teilweise nicht bis zum Ablauf des 31. Marz 2028 zustande, entscheidet die Schiedsstelle nach § 18a
Absatz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes abweichend von Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 ohne Antrag
einer Vertragspartei innerhalb von drei Monaten ab dem 1. April 2028. Die Vertragsparteien sind verpflichtet,
der Schiedsstelle bis zum Ablauf des 31. Marz 2028 den fehlenden vollstdndigen Abschluss einer oder
mehrerer der in Satz 1 genannten Vereinbarungen, die Gegenstdnde, Uber die keine Einigung erreicht
werden konnte, sowie die Griinde der Nichteinigung schriftlich oder elektronisch mitzuteilen.

(6) Kommt eine Vereinbarung nach § 11 fir einen oder fir die beiden Vereinbarungszeitraume 2027 und
2028 nicht oder teilweise nicht bis zum Ablauf des 31. Marz 2029 zustande, entscheidet die Schiedsstelle nach
§ 18a Absatz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes abweichend von Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 ohne
Antrag einer Vertragspartei innerhalb von drei Monaten ab dem 1. April 2029. Die Vertragsparteien sind
verpflichtet, der Schiedsstelle bis zum Ablauf des 31. Marz 2029 den fehlenden vollstdndigen Abschluss
einer oder der beiden in Satz 1 genannten Vereinbarungen, die Gegenstédnde, Uber die keine Einigung
erreicht werden konnte, sowie die Griinde der Nichteinigung 2027 und 2028 schriftlich oder elektronisch
mitzuteilen.

(7) Wenn in § 11 Absatz 4 Satz 1 und 4 genannte Daten, Unterlagen und Auskinfte den jeweils anderen
Vertragsparteien nicht oder nicht innerhalb der in § 11 Absatz 4 Satz 1 und 4 genannten Fristen Ubermittelt,
vorgelegt oder erteilt wurden, so kann die Schiedsstelle im Schiedsverfahren nach den Absatzen 1 bis 3 und 6
solche Daten, Unterlagen oder Auskulnfte unbericksichtigt lassen oder das Gericht im Fall von Klagen gegen



Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026 Seite 40 von 96

die Genehmigung des Beschlusses der Schiedsstelle in diesen Schiedsverfahren entscheiden, solche Daten,
Unterlagen oder Auskinfte nicht zuzulassen, sofern die Berticksichtigung oder die Zulassung nach der freien
Uberzeugung der Schiedsstelle oder des Gerichts die Erledigung des Rechtsstreits verzégern wiirde und die
Nichteinhaltung der Fristen auf von einer der Vertragsparteien zu vertretenden Griinden beruht.”

§ 14 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Die Genehmigung des vereinbarten oder von der Schiedsstelle nach § 13 festgesetzten krankenhaus-
individuellen Basisentgeltwerts, des Erlésbudgets, der Erldssumme, der sonstigen Entgelte und der
krankenhausindividuell ermittelten Zu- und Abschlage ist von einer der Vertragsparteien bei der zustéandigen
Landesbehérde zu beantragen. Die zustdndige Landesbehdrde erteilt die Genehmigung, wenn die
Vereinbarung oder Festsetzung den Vorschriften dieser Verordnung sowie sonstigem Recht entspricht. Sie
entscheidet Uber die Genehmigung innerhalb von acht Wochen nach Eingang des jeweiligen Antrags,
andernfalls gilt die Genehmigung als erteilt, soweit landesrechtlich nichts Abweichendes bestimmt ist. Die
zustandige Landesbehdrde informiert den Verband der Privaten Krankenversicherung lber ihre Entscheidung
Uber die Genehmigung.”

§ 15 wird wie folgt geédndert:
a) Nach Absatz 1 Satz 4 wird der folgende Satz eingefugt:

»In einem Vereinbarungszeitraum ab dem Jahr 2027 ist ab dem Zeitpunkt, zu dem ein Erstattungsbetrag fur
ein Arzneimittel mit einem neuen Wirkstoff nach § 130b Absatz 1 des Finften Buches Sozialgesetzbuch
vereinbart oder nach § 130b Absatz 4 des Funften Buches Sozialgesetzbuch festgesetzt wurde, fir
Leistungen oder fir neue Untersuchungs- und Behandlungsmethoden, die die Gabe dieses Arzneimittels
beinhalten und fir die ein Entgelt nach § 6 Absatz 1 oder 4, ein Entgelt in Héhe des vereinbarten oder
festgesetzten Erstattungsbetrags zu erheben, sofern fir den jeweiligen Vereinbarungszeitraum kein Entgelt
vereinbart oder festgesetzt wurde, das niedriger als der jeweils vereinbarte oder festgesetzte
Erstattungsbetrag ist.”

b) Nach Absatz 2 Satz 5 wird der folgende Satz eingefiigt:

,Die Satze 1 bis 3 gelten auch fir Mehr- oder Mindererldse infolge der Erhebung eines Entgelts nach
Absatz 1 Satz 5 in H6he des nach § 130b Absatz 1 des Finften Buches Sozialgesetzbuch vereinbarten
oder nach § 130b Absatz 4 des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch festgesetzten Erstattungsbetrags erst ab
dem Zeitpunkt der Vereinbarung oder der Festsetzung des Erstattungsbetrags und nicht ab dem Zeitpunkt
seiner Geltung nach § 130b Absatz 3a oder Absatz 4 Satz 3 des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch.*

Artikel 7

Anderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch

Das Elfte Buch Sozialgesetzbuch — Soziale Pflegeversicherung — (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994,

BGBI. | S. 1014, 1015), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 371)
geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

Nach § 53d Absatz 3 wird der folgende Absatz 4 eingefiigt:

»(4) Der Medizinische Dienst Bund kann in den in den Absatzen 2 und 3 genannten Richtlinien auch
Regelungen zu einheitlichen und digitalen Prozessen zur Umsetzung der Richtlinien treffen.”

. Nach § 113d Satz 7 werden die folgenden Satze eingefiigt:

,Die Geschéaftsstelle wird aus Mitteln des Ausgleichsfonds der Pflegeversicherung finanziert. Das Nahere Uber
das Verfahren zur Anforderung und Auszahlung der Mittel vereinbaren das Bundesamt fir Soziale Sicherung, die
mafgeblichen Organisationen der Pflegeberufe auf Bundesebene und die Vertragsparteien nach § 113 Absatz 1
Satz 1.

Artikel 7a

Anderung des Transplantationsgesetzes

Das Transplantationsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. September 2007 (BGBI. | S. 2206), das

zuletzt durch Artikel 8b des Gesetzes vom 22. Marz 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 101) geéndert worden ist, wird wie folgt
geandert:

In § 15e Absatz 5 Satz 3 und § 15f Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 wird jeweils die Angabe ,§§ 136 bis 136¢* durch die
Angabe ,§§ 136 bis 136b“ ersetzt.
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Artikel 7b

Anderung des Implantateregistergesetzes

Das Implantateregistergesetz vom 12. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2494), das zuletzt durch Artikel 11a des
Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 324) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

In § 29 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 wird die Angabe ,§§ 136 bis 136¢c" durch die Angabe ,§§ 136 bis 136b" ersetzt.

Artikel 7c

Anderung der Implantateregister-Betriebsverordnung

Die Implantateregister-Betriebsverordnung vom 22. September 2021 (BGBI. | S. 4344), die zuletzt durch Artikel 1
der Verordnung vom 22. Januar 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 20) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

In § 9 Absatz 4 Nummer 2 wird die Angabe ,§§ 136 bis 136¢* durch die Angabe ,§§ 136 bis 136b" ersetzt.

Artikel 8

Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.

Die verfassungsmaRigen Rechte des Bundesrates sind gewahrt.
Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es ist im Bundesgesetzblatt zu verkiinden.

Berlin, den 9. April 2026

Der Bundesprasident

Steinmeier

Der Bundeskanzler

Merz

Die Bundesministerin fir Gesundheit

Nina Warken

Herausgeber: Bundesministerium der Justiz und fir Verbraucherschutz



Seite 42 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

usungen 97
J8po
apunyjjloyuane.
auwab|ly 91
97 uapuabjoy

ayolasaqgsbunispiojuy

(19) sydeibowoy J9p BUIS SUSISAPUI | WNLBYLIY
-zueuosalaubep aujean 97| -jyemsny
naziopal aidoys
-0[|0Yf pun aidoys
-ousponpo.ises)
‘uoneladooy]
ul suajsapuiw
wezispal (10) eyd
uspInm Japiwie Bunupiolan -esbowonsindwon
-uazualbisjunjeuosiadabalid ‘tesabaiydesbouos
J9p € § yoeu yopuelssneyuay ‘Noziapal (uab
-ueJsy] uabijlomal waep ue alp -JuQy) suswopqy
‘uayolalag uaanisuasabayd pun xeioy] ‘spo|evs
uaj|e Ul PIUYOSYDINPSIBUOI Wi Sap a19puosaq
uazualbisyunjeuosiadabajid -sul uaiydelsboipey uizipa
ua)bajab)sa) Bunuploian yoziapal uIzIpaN UOA awyeuiny Bunzoes alauu|
-uazualbisyunjeuosiadaba|id yeyosyalaginy | aJiauu| 181995 wep inz jesabuabiuoy albinuyn -SNelIoA aulew
J8p 9 § ur Jep Bun|nu3 | susisepulw ‘v4 181Q sne (y4) 1zieyoe4 S9||9UOIUBAUOY] auwab|ly 97| uizipswAaisuau] 97| -1S8pully -ab||v L
uaBunz}essneIoASSaZ0Id TENTI=Tel ol TOETAY uonexylenp BUNgEISSNY BUOIUOES uonesadooy uopuels () JOWWINN
pun -inpinais abnsuos Bunyejssny o|jouosiad 97 Jajpuemiaa Bunbuugig oddnif | -ueddnib
-sbunysia | -sbunysio]

(eggl § nz)
| abejuy

uaudyysie}iend pun uaddnibsbuniysia

Gl JawwnpN | 131Ky nz Bueyuy




Seite 43 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

uapJnm Jdiwe Bunuplolan
-uszualbisjunjeuosiadabalid
Jap ¢ § yoeu popuelssneyuay
-uelsy] uabijlomal waep ue alp
‘uayolalag uaniisuasabapd

uies uiz

-IPS|\| 8J8UU| 181G9D
wap sne y4 uuey v+
Jenup ‘eibojoisius
-0J)SB5) pun UIZIPBIA

uaj|e ul JIUYOSYDINPSIBUOIA Wi alauu| y4 lemz uazispal 19 UIZIPBWAISUBIU| © a1b0]
uazualbisjunjeuosiadaballd | SuslsapuILl UOABP ‘alydelbouosopug uizipa\ alauuj -0J9)Ud
ua)bajablsa) Bunuplosan ‘yeziapal a160] ‘elydesbouos auweb|ly 97| bBunzas| -olnsen
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd Jyeyosyalaqiny |  -olsjusodises) pun | ‘(aidoysoloy ‘aidoys albinayy | -sneion axo|d
Jap 9 § ur Jep Bun|iny3 | sussepulw ‘4 1810 UIZIPS|A B48UU| VS | -05SeD) B1doNSOpUT |  UIZIpaWAlel|ed O aupwab|ly 97| -Isepuin -woy 14
16sjeq
Yo €
ules uizipawpuabnp
pun -ispuiy v4
uuey v Jepup ‘a1bo
-0jaqelg- pun aiboj
-oulopu3-puabnr
pun -1spuiy MZ
Hw uizipswpuabnpe
pun -1apury v4 lemz
Su)sapuIl UOABP alb0|
‘Wez| -ojegeiq pun a160]
-1apal ‘yeyosyasaq| -ouuyopu3-pusbnr
-Jny susjsapulw pun -18puiy MZ
V4 181Q @AWYy | MW uizipawpuabnp
pun -ispury v4
uiSs UIZIPSIA uaiauu| uizipawpuabnp
19p 181999 Wsp pun -lapury v4
sSne uuey v4 Jajlp :AIBUIR) Y
usapinm jdpiwis Bunupiosan ‘aibojojegelq MZ
-uszualbisyunjeuosiadabajd | HwW uIZIPB\ 8J8uu| albojolagelq
J9p € § yoeu popueissneyuay v4 Jopo aibojojaq | (ANZ) Bunpjigieyem
-uely] uabijlemal wep ue aip | -eig pun albojouly | -zyesnz W UIZIpaA alb0|
‘uayoraiag uaAisuasabayd | -opu3 pun uizipapy aJauu| y4 Japo -019gelq
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi alauu| v lemz aibojojaqeiq pun UIZIPBWAISUBIU| © pun
uazualbisjunjeuositadabayd | suslsapuiw uoaep | aibojoulyopug pun uIzIpaj\ alauu] albojouLy
ua)bajablsa) Bunuploian Jieziepal |  uizipa alauu| 4 aupwab|y 97| bBunzies -opug
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd ‘Jeyosyalaginy uizipa|\ alauuj albinuyy | -sneion axa|d
Jap 9 § ul Jep Bun|nu3 | susisepulw ‘4 1910 | 18IgeD Wap sne v auewab|ly 97| -IsepulN -woy 14
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 44 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

uapINM J|B3wle Bunuplolaa
-uazualbisjunjeuosiadabajid
Jap ¢ § yoeu uopuessneyusy
-uely] uabijlomal wap ue alp
‘usyolalag uaanisuasabayd
usjje ul RIUYISYINPSIEUOIA Wi

ules albinayo
-lleyun pun aiped
-OyHQ 104 V4 Jepo
uIzIpa|\ UsJauu|
J9p 181995 wap sne
V4 uuey v aplp
Jap ‘aibojojewnayy
ayosipedoylo MZ
Nw aIbInyd|leluN
pun aipedoyuo

V4 Japo aibojojew
-Nayy pun uizIps\
aJauu| 4 1omz

uIZIps|\ ualauu| Jep
191G99 Wap she v

albinaiyojeyun pun
aipedoypO 0y v4

albojojewnayy
ayosipedoypo Mz

uazuaibisjunjeuosiadabald | Susisapulw UOABP nw aibunayojeiun albiniyo ai60|0}
ua)bajab)sa) Bunuploian ‘yoziepal| pun aipedoyuo v4 aupwab|ly 97| bunzies | -ewnayy
-uazuaibisjunjeuosiadabajd yeyosyalaqiny | aibojojewnayy pun | 8L}8Wo}ISUsposlsQ JBpO0 UIZIPaJ\ @J8uu]| -SNeJoA axa|d
Jap 9 § ur Jap Bun|nu3 | susisepuiw ‘v 181Q uIzIpap\ alauu| v4 ‘telsabaiydeibouos aupwab|ly 97| -1SepuIn -woy| /
uspinm jdpiwia Bunupiosan ules uiz
-uazualbisyunjeuosiadabald | -Ipa @Jauu| 181999
Jap € § yoeu Hopuelssneyuay wap sne y4 uuey
-uery| uabijlemal wep ue aip | 4 Jepup ‘eibojow alydelb
‘uayolaiag uaanisuasabapd | -naud pun uizipspy -owsAyje|dApog
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOI Wi alauu| y4 lemz ‘aujpwouds
uazualbisjunjeuosiodabalyd | SuslSapuILL UOABP ‘yoziopal aibo|
ua)bajablsa) Bunuplosan ‘Noziapal aldoysoyouoig uizipawaAisuaiu] 97| Bunzies | -ownaud
-uazuaibisjyunjeuosiadabald ‘yeyosyalaginy albojownaud pun 19 uizIpa|\ 8Jauuj| -Sneloa axa|d
Jop 9 § ui Jep Bun|nu3 | susisepulw ‘v 1810 uizips|y alsuu] v4 ‘usbjuoy | uIzIpaWAnElled O aupwab|ly 97| -1sepulN -woy 9
usapinm jdpiwis Bunupiosan ules uiz
-uazualbisyunjeuosiadabald | -Ipa @Jauu| 181989
J8p € § yoeu Hopuelssneyuay wap sne y4 uuey
-uery| uabijlemal wep ue aip v4 Jenup ‘aibojou
‘uayoraiag uaaisuasabayd | -ydaN pun uizipap
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi alauu| v lemz UIZIPBWAISUBIU| ©
uazualbisjunjeuosiadaballd | SuslSapuUILL UOABD uIzIpaj\ alauu] aibo|
ua)bajablsa) Bunuploian ‘eziapal aupweb|ly 97| bBunzias| -osydeN
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd ‘Jeyosyalaginy aibojoiydaN pun | aiydesbouog-xajdnQg albinuyy | -sneion axa|d
Jap 9 § uir Jep Bun|nu3 | suaisepulw ‘v4 181Q uizipa|\ alauuj 4 Japo -iajddog aulpwab|ly 97| -1SepuIn -Wwoy| o
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 45 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

albojownaud
axa|dwoy 97
albojoiydaN
axa|dwoy 97
uonejueld
-suelj||ezWwWe}s —
a160jo)uQ- pun a1b0|
-OjeweH-4spuiy 97

uajayuely
-S}Y08|yosan)
pun -ineH 97
uizipawpuabnp
uizipaw pun -iapury| | wnuauy
-suoisnjsuel] v aupwab|ly 97| -jyemsny
Jynynzyn Jepsyyeb
pun yonipJagqn
wiayolsINuURuoy pun
asna|yos Jauabie
HW Jawwizjgzuig
:usplam uynseb
-yoJnp usauonejueld
-suelj||azwwels
auaboje ulejog
uapJnMm JapRIwid Bunuplosan (DON4H) sinuey
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd -uaseN-mo|4-ybiH
J9p € § yoeu popueissneyuay yolganyosurd bunw
-uery| uabijlemal wep ue aip -jeag SAISBAUNYOIN xa|dwoyyooH Buni
‘uayolasag uaaisuasabayd ‘uone)s Jap jne bunb -apJojuesieljenpd
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi -)JESH0ISIBNES pun | uIZIpawAleled 97| ‘UIZIPBWAISUBIU| 97
uazualbisjunjeuosiadabaid MonIpin|g ‘)3 UOA aibojoiajusoises) uIzIpaj\ alauu]
ua)bajablsa) Bunuploian yaziapal albojoyuQ pun | Buuojuoy sajenusaz axajdwoy 97 aupweb|ly 97| Bunzies | uonejued
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd ‘Jeyosyalaginy aibojojeweH pun ‘Noziapal 11N ONH 91 aibinayy | -sneloa | -suelsyj9z
J8p 9 § ur Jep Bun|nu3 | suaisepulw ‘v4 181Q uizipa|\ alauuj 4 Japo yazispal 19| apunyjisyusbny 97 aulwab|ly 97| -1sepulpn | -wwels 8
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 46 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

albojojuQ-

pun aibojojeweH
-puabnr pun -Japury]
(dS) plundiamyos

uonejueld
-suelj||9zwwels 97
aibojolsiuaolises)
axa|dwoy 97
awoydwA]

pun sjwe)na —

JIw uizipawpuabnr a160jo)uQ- pun ai60] | wnua}Ly
pun -ispury v4 -OjeweH-Ispuly 97 | -lyemsny
usapinm jdpiwis Bunupiosan aibo)
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd -0juQ pun aibojo}
Jap € § yoeu Hopuejssneyusy | -BweH pun uizipajy
-uery| uabijlemal wep ue aip alauu| Y4 1Iamz xa|dwoy Bunu
‘usyolaiag uaAisuasabayd |  susisapulw uoAep -apJojuesieljenpd
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi ‘neziapal albojojuQ pun ‘UIZIpPBWAISUBIU| 97
uazualbisjunjeuosiadabaid yeyosialaginy aibojojeweH pun uIzIpaj\ alauu]
ua)balablsa) BunuploIdA | SUBISBPUIW ‘UIZIPBIA uIZzIpaN aJauu| 4 uonejueld aupwab|y 97| bBunzies awoyd
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd alauu| 181999 uizipa|\ alauuj naziepal 1Y | -suesyjozwwels 97 aibinuyy | -sneioa | -wAq pun
Jap 9 § ui Jep Bun|nu3 wiep sne v4 1sig | 191999 Wap sne v Japo yoziepel 1O | uIzIpawAneled O aupWab|lY 97| -}sepull | alwexnan 6
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 47 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

UOIJUBA
-JajuluaddepziaH
aAISBAUIBWIUIA O
J8po 8ayaj|

-puabnp pun Japury
— albinuyozisH 97
J9p0

aibiniiyozieH 97
157 uapuabjoy

Jap 8uId Sud)sapuIN

9Yeen

9|jouaue assyduad
axajdwoy 97

J3pO ||aUoiIUBAIB)UI
/Ajelado snole)d o7
J9po ewsAinau
-euapoeyoneg o
157 uapuabjoy

Jap auId sus)sapuIn

wiNa}Ly
1HIN-OIpJey $82IA8( dlelpiey O | -lyemsny
uonuUBA
-lejuiuaddeyziay
BAISBAUIBWIUIA O
uapJnMm JapRIwid Bunuplosan Japo aydipuabnre
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd pun Japury| — a1b
Jap ¢ § yoeu popuejssneyuay -InJIyozioH 97 J1epo
-uelsy] uabijremal wep ue alp (331) aiBinnyozIsH 97
‘uayolasag uaaisuasabayd alydelsboipseyoyog :97 uapuabjoy
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi s|eabeydosgsuel] | jap sule susisapulp xajdwoy) Buni
uazualbisjunjeuosiadabaid ‘alydesboipiexoyo] -gplojuesieyiend
ua)ba|ablsa) Bunuplolan yneziapal ‘Jelan) | saoIna sjelpiey O | ‘uizipawaisusiu] 97| Bunzyes
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd yeyosyalaginy aibojoipiey} pun -OM3-|eueym-z| aibojoipiey UIZIpa|\ 8Jauu|| -SneloA| uone|qy
Jop 9 § i Jep Bun|ny3 | susisspulw ‘v 121Q UizIps|y alsuu] v4 ‘Woziepal |D| o||pUORUBAIBIU| DT auewab|ly 97| -IsepulN /Nd3 0l
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 48 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

apJnm
wepuesb (zg9 020221 Ve LV
Zuyg) 0Z0¢ 18quiaAoN 02
WOA ssnjyasag yainp Jap ‘(g
8102°60'8L 1V zuyg) 8102

IudY "6 WOA A gOS ¥ Ziesqy
20¢| § gewab uiasney

-Uusyuely Ul usinpnJis||ejjoN
uoA walsAg uaynisab wauld
nz uabunjabay Jogn (vg-9)
$9sSNYISsnesapung uswes

-ulBWaY) Sap sessn|yosag
saulg Bunyoewijuueyag
alp jne uabozaq sjlomal

'z slq g1 §§ usp yewsb
BunbBlosian||BJON USpuUaSSE}

-wn Jap usbunzyassnelop

Jap Bunjnuz Jepo /1 sig g1 §§

uap gewab Bunbiosian|esioN
usualiamis Jap usbunzias

-SneJop Jap Bunjnu3 Japo

UOIJUBA
-JajuluaddepziaH
aAISBAUIBWIUIA O
J8po 8ayaj|

-puabnp pun Japury
— albinuyozisH 97
J9p0

aibiniiyozieH 97
157 uapuabjoy

Jap 8uId Sud)sapuIN

9Yeen

9|jouaue assyduad
axajdwoy 97

J3pO ||aUoiIUBAIB)UI
/Ajelado snole)d o7
J9po ewsAinau
-euapoeyoneg o
197 uapuabjoy

Jap auId sua)sapuIn

9 siq | JawwnpN gz § yewab s80Ine( deIpiey DT | wnuajy
uabunzjessnelop Jop Bun|iny3 1HIN-OIpie uolje|qy/Nd3 91| -lyemsny
UOIJUBA
-leyuiuaddepziay
usapinm jdpiwis Bunupiosan SAISEAUIBWIUIN O
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd Japo
Jep ¢ § yoeu popuelssneyusy ayoipuabnr pun
-uely] uabijlemal wap ue aip 331 Japury — albiniyo
‘uayolasag uaaisuasabayd ‘aiydesboipiesoyo] -ZI9H 97 J8po
usjje ul yluyosyadinpsjeuoiy wi ‘leren albinuyozisH 97 xa|dwoy| Buni
uazualbisjunjeuosiadabaid -OM3J-leueM-zi :97 uapuabjoy -gplojuesieyiend aibo|
ua)bajablsa) Bunuploian Jaziapal ‘Weziepal 19 | sop suie susisapulpy| ‘Uizipswaisusul 97| Bunzyes -oipJey
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd yeyosyalaginy aibojoipiey} pun ‘uabuoy uIzIpa|\ 8Jauuj| -SneJoA ajjsuon
Jap 9 § ul Jep Bun|nu3 | susjsapuiw ‘4 Jun4 uizipa|\ alauuj 4 ‘logelialayiey] | seoineq sjeipiey 97 aulwab|ly 97| -1SepuIN | -uaAiau| Ll
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 49 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

UOIJUSA

-J18)uluaddepjziay
SAISBAUIRWIUIN O
Japo ayol|

-puabnp pun Japury
— albunnyozisH 97

J8po

albinuiyozisH 97
197 uapuabjoy
Jap aule suaysapuln

9YEeO

o||suaue alsyduad
axa|dwoy 97

18P0 |[BUOIUBAIBIUI
/Mesado sioled 97
J19po ewsAinaue
-uspoeyoneg 97
197 uapuabjoy

19p duId SudSapuIN

winay
1MIN-oIpIey uone|qy/Nd3 o1 | -lyemsny
UOIUBA
-layuiuaddeyzisy
SAISBAUIBWIUIN O
Japo ayal|
usapinm jdpiwis Bunupiosan -puabnp pun Japury
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd — albinuiyozisH 97
J8p € § yoeu Hopuelssneyuay J8po
-uery| uabijlemal wep ue aip albinuyozisH 97
‘uayolasag uaaisuasabayd 197 uapuabjoy
us|[e ul PIUYISYIINPSIeuo| Wi 331 | Jep duld SuaisapuI xa|dwoy| Buni
uazualbisjunjeuosiadabaid ‘alydesboipiexoyo] -gplojuesieyiend
ua)bajablsa) Bunuploian Jaziapal el aibojoipiey| | ‘uizipswaisusu| 97| bunzies
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd yeyosyalaginy aibojoipiey} pun -O)3-[eueM-ZL | 8jj|uonuaisiu| 97 UIZIpa|\ 8Jauuj | -SneloA| sadIne(Q
Jop 9 § ul Jep Bun|nu3 | susisepulw ‘4 1910 UizIps|y alsuu] v4 ‘Woziepal 19 uone|qy/Nd3 971 aueWab|lY 97| -}sepulN | dlelpie) cl
UsBUNZ}OSSNEIOASSOZOIH yoxeqabnuen uonexylend uonesadooy Hopuels Jowwn
pun -Inpjnag abisuog Bunyejssny o|jpuosiad Sumesssny eljoliees o7 Jeypuemian BunBuugig mmwuwm -chQE_M
-sbunjsia | -sbunisia

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 50 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

winauy
sHjeudn 97 | -lyemsny
uapIoM 1z}asIo
albinuiyojelazsip
N} 4 uauid pun
albiniiyojiejun pun
uspinm jspiwis mc_\._c_Eo‘_®> w_UmQOr_tO an} v4
-uazuaibisjunjeuosiadabajd usuId yoInp uuey|
Jop ¢ § yoeu popuejssneyusy | gibiniyouIBWSB|Y
-uery| uabijlemal wep ue aip iny 4 ule sjlemar ajessuonelad
‘uayolalag uaniisuasabapd I9MZ sud)sapulw
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIeUOIA Wi yneziapal | a1biniyolelazsin V4 ‘uonesadooy
uazuaibisyunjeuosiadabajd ‘Jeyosyiaiaq albinayojeyun ul suajsapuiw
ua)bajablsa) Bunuplosan -Iny susisapuiw | pun aipedoyuQ Y4 waziapal 19 Bunzias | a1biniyn
-uazualbisjunjeuosiadabald | ‘aibinayourowaby albinuiyo | “essbaiydelsbouog uIzIpap\ aiauu| -SNeJOoA aulpw
Jop 9 § ui Jep Bun|nu3 i} v4 18ia -uewab|lY V4 ‘usbjuoy aulBWab|lY 97| UlZIpSWAISUSIU| 7| -}SepulN -ab||y ¥l
a1binuyD | wnuayy
aulswab|ly 97| -lyemsny
ayol|
-puabnr pun Japury
— albinuyozisH 97
J9p0
albinuiyozisH 97
usapinm jdpiwis Bunupiosan :97 uapuabjoy
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd 1ap auId SUS)SaPUIN
J8p € § yoeu Hopuelssneyuay
-uery| uabijlemal wep ue aip yaziapal albojoipiey
‘uayolasag uaaisuasabayd ‘Jeyosyiaiaq ajjpuonuaAIBIu| O UOIJUBA
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi -Jny susisapuiw xajdwoyooH Bunu -J8)ul
uazualbisjunjeuosiadabalyd | ‘eibojoipiey pun uiz a1bojolpey pun dO-pugAH Japo -gplojuesieyiend -uaddepy
ua)ba|ablsa) Bunuplolaa | -Ipay 8lauu| Jn} 4 uizipajy aJauul 4 | (dO) |eessuonelado uone|gy/Nd3 91| ‘uizipawaisuau] 97| bBunzies -zIaH
-uazuaibisyunjeuosiadabald | 181p aimos aibiniyo Jayosibiniiyoziay albinayn UIZIP3|\l 8J8UU| | -SNEIOA | BAISBAUI
Jap 9 § ui Jep Bun|nu3 -ZI8H V4 181Q aIBinuyozieH v4 pun Jogejielauiem auwab|ly 97 auPWab|lY 97| -}SepulN | -[BWILIN €l
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 51 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

uapINMm JBiwle Bunuplolaa
-uazualbisjunjeuosiadabalid
Jap ¢ § yoeu Jopuejssneyusy
-uelty] uabijlomal waep ue alp
‘usyolalag uaanisuasabayd

uies albiniy)
191999 wep sne vy
uuey v Jepup ‘alb
-INIIYD syosiayisy
pun aANISUOYeY

udj|e Ul PIUYOSYDINPSIBUOIN W | ‘Byosiseld V4 1omz uizipa|\ aJauuj aibiniyd
uazuaibisjunjeuosiadabald | Ssusisapulw uoAep albiniyo aulewab|ly O anIpNJS
ua)bajab)sa) Bunuploian ‘Noziapal ayosnayisy albinuiyo | Bunzjes| -uoyey
-uazuaibisjunjeuosiadabayld JJeyosyalagny | pun aAINISUONSY aulpwab|ly 97| -SneloA| pun ayos
Jop 9 § ul Jep Bun|iny3 | sussepulw ‘Y4 1810 ‘ayosnseld V4 UIZIDBWAISUSIU] ©7T | -1SSpUIlN -ise|d Ll
169
-8 Jyolu 9l
usapinm jdpiwis Bunupiosan
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd
J8p € § yoeu Hopuelssneyuay
-uery| uabijlemal wep ue aip
‘uayolasag uaaisuasabayd
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi alydeisbouog
uazualbisjunjeuosiadabaid ‘uoneladooy UIZIPOWAISUSIU| 9] albiniiyo
ua)bajablsa) Bunuploian Jaziapal Ul sua)sapulw uizipswpusbnpr | Bunzijes| -puabnp
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd yeyosyalaginy aibinayopuabnp naziapal 1HN pun -iapuiy | -SheJoA pun
Jop 9 § ul Jep Bun|nu3 | susisepulw ‘4 1910 pun -ispuiy v4 Japo yeziepal 19 auewab|ly 97| -IsepulN -Ispury Sl
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunjsia | -sbunisia

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 52 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

aibojoibuy pun
uIzIpa|y alauu| 4

winpaLy
-lyemsny

uapinm jdpiwia Bunupiosan
-uazualbisjunjeuosiadabajid
Jap ¢ § yoeu yopuelssneyuay
-uely] uabijlomal wap ue aip
‘uayolalag uanlisuasabapd
uaj|e Ul PIUYOSYDINPSIBUOI Wi
uazuaibisyunjeuosiadabald
ua)bajab)sa) Bunuplosan
-uazualbisjunjeuosiadaba|id
Jop 9 § ur sep Bunjinyg

1S1 Uspiom

yopueab (9 G202°20°SC 1V
zuyg) ¥20z Jequiazaq ‘6l
WIOA SSNjyosag usp yoinp
1z39InZ BIp (90L1 'S ‘1L IN
zuygd) 8002 ZIEIN "€} WOA
ewsAinaueusyoeyoneg wnz
aluIpYory-sbuniayoissieleno
auId Jagn yg-9 Sop sassn|yos
-ag saule Bunyoewjuueyag
Jap G pun { §§ usp gewsb
uabunuaplojuy Jap Bunnu3g

yaziapal

:Jeyosjieiaginy
sue)sepulW ‘Y4 181Q

albiniiyogesss) v4

9Yeen

o||aaye alsyduad
axajdwoy 97
xa|dwoy Buni
-apJlojuesieljenpd
‘UIZIpPaWAISUBIU| 97

Bunzjes
-SNeJOoA

-)Sepul

ewsAl
-naue
-usyoe
-yoneg

8l

usbunzjessnelonssezolid
pun -inpnag ebisuog

yoxeqbnyen

uonexiiieno

Bunypeissny s|jauosiad

Bunyejssny ayolyoes

uoneladooyy

Hopuejs

97 Jeypuemuian bunbuugig

ayolaiaqgsbuniaplojuy

(97
addnib

-sbunysia

JawuwnN
-uaddnib
-sbunysia




Seite 53 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

eyaiyni4-oinaN 97
J8po Jun 8joas 97
Japo aibojoinaN
aupwab|ly 91

197 uapuabjoy

Jap aula suaysapuln

UOIJUBA
-JajuluaddepziaH
aAISBAUIBWIUIA O
J8p0o

sa0Ine( delpie) 91
Japo aibojoipiey
ajjouonuaAIBIu| O
J8po

uolje|qy/Nd3 971
157 uapuabjoy

19p BuId SudSapuIN

albojoibuy pun winLIa}Ly
uizIpa|\ aJauu| v+ dO-PHGAH albiniiyooinaN 97 | -lyemsny
(g @seud ‘ANN)
eyalyni4-oinaN 97
J8po
Hun oS 97
Japo aibojoinaN
auewab|ly 97
197 uspuabiloy
18P BUIS SUB)SAPUIN
yisoubelp uonuaA
-gB4e9 3jIduoipung -J9)uluaddepyziaH
‘slydesbouosxa|dn@| saiseaulewiuly 97
usapinm jdpiwis Bunupiosan ‘aiydesbouos Japo agejon
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd -le|jddoQ aJeydiied | seoina ojeipiey 9| olleHsue aleydusd
Jap ¢ § yoeu Hopuejssneyuay ‘(vsa) Japo aibojoipiey| axajdwoy| 97
-uery| uabijlemal wep ue aip alydesbolbuesuon |  gjsuonuarieul 97 xa|dwoy Bunu
‘uayolasag uaaisuasabayd -yenqns sjenbig Japo -apJojuesieljenpd
usjje ul yluyosyadinpsjeuoiy wi LA uone|qy/Nd3 91| ‘UZIPSWAIsusiu| 97
uazualbisjunjeuosiadabaid ‘woziapal 1D :97 uapuabjoy uIzIpaj\ alauu] Jlouon
ua)bajablsa) Bunuploian yaziapal ‘yolbow punjeg | Jep sule SUSISAPUIN aupweb|ly 97| bBunzias| -usnisyul
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd ‘Jeyosyalaginy Jayosibojoipelsial aibinuyy | -sneison| /Aesado
J8p 9 § ul Jep Bun|nu3 | suaisepulw ‘4 181Q |  a1binuyogyees v4 ‘neziepal usbugy | aibinuyooinaN 97 aulpwab|ly 97| -1SepuIn snole) 6l
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 54 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

(g @seyd ‘ANN)
eyalyni4-oinaN 97
J3p0 jun 3o4Ss O

Japo albojoinaN

aupwab|ly 97
197 uapuabjoy
Jap 8uId SUd)SapUIN

UOIJUBA
-JajuluaddepziaH
SAISEAUlBWIUIN O
J8po

sa0Ina( 9eIpie) 91
Japo aibojoipiey
ajjouonuaAIBIu| O
J8p0o

uolje|qy/Nd3 91
197 uapuabjoy

Jap 8uId SUd)SBpUIN

albojoibuy pun albojoiydaN | wnusy
uizipa|\ alasuuj 4 axa|dwoy 97| -|yemsny
UOIJUBA
-leyuiuaddeyzisy
SAISEAUIBWIUIN O
soubelp Japo
uspInm japiue Bunupiossa -gelen 8||suoiNund | saoineq ajelpiey 97
-uszualbisyunjeuosiadabalid ‘elydelbouosxaljdng Japo aibojoipiey|
J9p € § yoeu popuelssneyuay ‘alydesBoucs |  glouonuaniau| O
-uely] uabijlomal waep ue alp -le|ddoQ a1aydusad Japo
‘uayolalag uannisuasabapd albiniiyo ‘vYsSa uone|ay/Nd3 o1
usje ul pluyosyanpsjeuoly wi -9e190 V4 lemz | aiBiniyoxeioy] v ST 197 uspuabloy| UIZIPBWAISUBIU| O 9Yeie9
uazualbisjunjeuosiadaballd | SuslSapuILL UOABD albiniiyoziaH v4 ‘oziepal 10 | Jop suie sus)sapulp uIzipaj\ alauu| a||ousue
ua)bajab)sa) Bunuploian ‘Noziapal albiniiyo ‘yolbow punjog aulewab|ly ©7| bunzyes | assyduad
-uazualbisyunjeuosiadabajid yeyosialaginy -urpwab||y v4 Jayasibojoipelsjal albojoiydaN albiniyy | -sneloa axa|d
Jop 9 § ul Jep Bun|inu3 | susisepulw ‘v4 181d | BIBINIYOYEeD V4 ‘Woziopal usbiugy axa|dwoy| 97 aupwab|ly 97| -Isepuin -woy (114
(g aseud ‘ANN)
uaBuNZ)aSSNEIOASSZ01d yoxeqbnyen uonexylend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuels (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 55 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

(OWo3) Bunu
-aluabAxouelquiaip

SLZED)

o||auaue alsyduad
axajdwoy 97

JBpO |[BUOUBAIBIUI
/Mesado sioled 97
J9po ewsAinau
-eusyoeyoneg 97
197 uapuabjoy

19p duId SUdSBPUIN

o|esodioyenx] uonejue|d [ wnLsIy
dO-puaiy -SueljzisH 97 | -lyemsny
aulyose
-uabun--zieH
‘yollbow punjeg
usapinm jdpiwis Bunupiosan Jayosibojoipessial
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd ‘neziapal 1D
J9p € § yoeu popueissneyuay ‘uabiuoy
-uery| uabijlemal wep ue aip ‘YsSa albojoipiey
‘uayolasag uaaisuasabayd ‘aiydes ajjpuonuaAIBIu| O
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi -ouog-xa|dng xajdwoyooH Bunu
uazualbisjunjeuosiadabaid Japo -19jddoQg -gplojuesieyiend
ua)bajablsa) Bunuploian yaziapal ‘OM3 ‘uizipawAisuaul 9| bBunzjes
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd ‘Jeyosyalaginy ‘aiydesboipiesoyo] albinayn uizIpa|\ 8Jauuj| -sneldoa | aibinayd
Jap 9 § uil Jep Bun|nu3 | susjsapuiw ‘4 jun4 albiniyozieH v4 ‘logeliaayiey] auewab|ly 97 aulpwab|ly 97| -1SepuIn -zIaH 4
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 56 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

uspinm jdpiwia Bunupiosan
-uazualbisjunjeuosiadabajid
Jap ¢ § yoeu Hopuelssneyuay
-uely] uabijlomal wap ue aip
‘uayolaiag uaaisuasabayd
uaj|e Ul PIUYOSYDINPSIBUOI Wi
uazuaibisjunjeuosiadabajd
ua)bajab)sa) Bunuplosan
-uazualbisjunjeuosiadaba|id
Jop 9 § ur sep Bunjinyg

apinm uapueab (yg
G20Z'L0°'1Z 1V zuv4) 202
Jaqwiaza( " WOA ssnjyoseg
yoinp Jep (0L02°90'81 WOA
obejieg — €68 "IN zuvg) 0102
Jeniga4 ‘gl WOA A g§9S Z Jaw
-wnN | ziesqy 9¢| § gewsb
uayolpusbnp pun usapury 1aq
Bunbiosiap usayosibiniiyoziay
Jap Buniayoissieyjend Inz

uswiyeuge Jaqn auiyory ayal|
aule Jagn yg-o sep sassn|yos -puabnr
-ag saule Bunyoewjuueyag pun
19p 9 § yewab uagebiop Bunzyes Japuiy
Jap pun g pun ¢ §§ uap gewab -sneJon| — aibini
uabuniapiojuy Jap Bunjnu3 -)sepuly | -1IyozieH 22
UBBUNZ}OSSNEIONSSEZ01d naxseqBnLion uoneiend uonesadooy Hopuejs 1 Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod bunyeissny auolluoes 9 Jejpuemian Bunbuugig mmw:wm -uaddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 57 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

asayjoidopua
aibinayo -9lUY| UOISINSY 97
-lleyun oj|e1zeds Mz sljeuss 97
a1Bunayo syosiped 1HN SYNH | WNUdIY
-OYHQ 9J9Izadg MZ ‘Woziopal 1O yayoidopuy 97| -lyemsny
uapinm JdRiwIs Bunupiosan
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd
Jap € § yoeu Hopuelssneyuay
-ueJsy] uabijlemal waep ue alp
‘uayolalag uannisuasabapd
uaj|e ul PIUYOSY2INPSIBUOI Wi uizipa|\ alauuj
uazualbisjunjeuosiadabaid aulswab|ly 97
ua)ba|ablsa) Bunuplolan yoziapal yolbow punjag albinuyy | Bunzyes aluy
-uazualbisjunjeuosiadabalid yeyosialaginy albinuiyojesun Jayasibojoipelaja aulpwab|ly 97| -snesoa| ynayjoud
Jop 9 § ul Jep Bun|nu3 | susisepulw ‘4 181Q | pun aipedoyuo Y4 ‘Yoziopal usbiuoy UIZIpBWAISUSIU| ©7 | -1SSpUllN -opu3 14
asayjosdopua
aibunayo -iNH uoIsIASY 97
-lleun olleizeds Mz sHjeu?n 97
a1bunuyo syosiped 1HN SluM | winLIS1IN
-OyHO 9||81zedg MZ ‘Woziepal 19 Aieyjosdopul 97 | -lyemsny
usapinm jdpiwis Bunupiosan
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd
J8p € § yoeu Hopuelssneyuay
-uery| uabijlemal wep ue aip
‘uayolasag uaaisuasabayd
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi uizipa|\ alauuj
uazualbisjunjeuosiadabaid aupwab|ly 97
ua)bajablsa) Bunuploian Jaziapal yolbow punjog albinuyp | Bunzyes aynH
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd yeyosyalaginy albunayojeyun |  Jayosibojoipeisial aulpwab|ly 97| -sneloa| ynayjoud
Jap 9 § ul Jep Bun|nu3 | susisepulw ‘v 181Q | pun aipedoyuo Y4 ‘Yoziopal usbiuoy UIZIpBWAISUSIU| ©7 | -1SSpUllN -opu3 €C
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunjsia | -sbunisia

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 58 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

1HN winusy
‘Woziopal 1O sUjeudy 97 | -lyemsny
uapinm japiwia Bunupiosan
-uazualbisjunjeuosiadabalid
Jap ¢ § yoeu popuelssneyuay
-uely] uabijlemal wap ue alp albinay) uizipa|\ alauuj
‘uayolasag uaanisuasabayd | ayosipedoyuQ 9|81z aulewab|ly O
udj|e Ul PIUYOSY2INpSjeuol wi | -adg pAZ HW 4 UId aibiniyd
uazualbisjunjeuosiadaba|id suajsapuiw uoaep | a1biniiy) ayosiped aulwab||ly 917 asayjoud
ua)ba|ab)sa) Bunupliolan ‘pezispal | -oyuQ 9|81zads AMZ yolbow punjag uizipawAisuaju] 97| bBunzes -opud
-uazuaibisjunjeuosiadabayld ‘yeyosyalaginy albinaiyojejun Jayosibojoipelsial aluy | -SneJoA -aluy]
Jop 9 § ul Jep Bun|inyT | susisepulw ‘Y4 181g | pun sipedoylo Y4 ‘Yoziopal usbiugy Mneyjoidopul 97| -ISOpUIN | UOISIASY 9C
1HN winusuy
‘Woziepal 19 sljeusy o7 | -lyemsny
usapinm jdpiwis Bunupiosan
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd
J8p € § yoeu Hopuelssneyuay
-ueuy| uabijlemal waep ue alp albunayo uizipa|\ alauuj
‘uayorasag uaaisuasabayd | syosipedoyuQ 9|81z aupwab|ly 97
uaj|e ul PIUYoOSydINpsjeuol wi | -adg pAZ HW 4 Uil albiniyo
uazualbisjunjeuosiadabayd | susisapuiw uoaep | aibiniiyy ayosiped aulpwab|ly 97 asayjoud
ua)bajablsa) Bunuploian ‘Noziapal | -oyuQ 9|181zads AMZ yolbow punjog uizipawaAisuaju| 97| bBunzies -opua
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd ‘Jeyosyalaginy albinayojeyun Jayosibojoipelsjal aynH | -sneloa -4nH
Jop 9 § ul Jep Bun|nu3 | susisepulw ‘4 1810 | pun aipedoyno Y4 ‘Yoziopal usbiuoy Aheyjoidopul 57| -ISOPUI | UOISIASY T4
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 59 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

* udiyepuaausyuesbunziojiap”
Jugnuieiun Jsp ul uoneyiq
-Byay aydsiuizipa|\“ Jugny
Jap Jajun (spuseqiansapue|
Jop° ANBP MMM)
Buniayoisianjeiun
uayol|z}9san) uayosinaQ

Jap apueqlansapue] Jap
9)I9s}ouIB)U| ISP Jne Jeginige
puis uabuniaplojuy aiq ‘puls
uaplom )bajab)sa) nequapes)
pun u8)sio4 ‘YeyosSUIMpUET]
any Buniayoisianjeizog iap
pun ‘A ‘@ Buniayoisianjejun
uayol|z}osa) usayosinaq Jep
UOA [IA €9S € Pun g Zjesqy
€ § uoa abejpunio jne
ayoem ‘Gzoz IInr "L woa buns
-se Jap ul (AY/A) ualyeuan
-uspesbunzyajiep we Bunbi
-19)9g JINz Jasneyuayuely ue
uabunuaplojuy us)bojabisa)
(1A g98) yongzjesableizog
sayong us)gealg sap g Z1eS

| Ziesqy $¢ § yoeu soebey
-sBuniayoisian|ejun ayoljzias
-ab a1p younp Jap Bunynu3

1S1 uapiom uepueab (zg
02022l ¥Z 1V zuyd) 0202
JBqUIBAON "0Z WOA ssnjyosag
yoinp Jap ‘(¥4 8102°50°'81 LV
zuyg) 810z IMdy "6 WOA

A 998 v Ziesqy 09¢| §
gewsb ulesneyuayuely| Ul usl
-NPINIS|BJON UOA WB)SAS us)

a||91sepue]
(-SId)-eng-isaisu|
-0l|gnd Japo zjed
-apuellagnelyosgqny
‘pam Jyoeuque
uoljesadooy] Ul asalp
s|e} ‘a1biniiyooinaN
97 JW Lopuels
wnz Bunpuiquy
ayosibojoipess|a]
‘z1e|d
-sjaquealydelbolbuy
‘wneJssooyos
‘Woziapal M
‘uspeg

Syoas susjsapuiw

uizipawpuabnp

-jmsab waure nz uabunjabay | aibiniyojejun s8Iz aibunayo JW UONBISAISUSBIU| pun -iapury
189N yg-9 sap sossn|yosag | -adg MZ HW Y4 181p | -|lesun 3|181zads MZ ‘s|lessuonesadQ auewab|ly 97 uizipaj\ alauu|
sauld Bunyoewjuueyag Jop |  SUB)SOpPUIW UOAED nw aibunayojeiun I9MZ SUS}SapulW agejen aupwab|ly 97
/1 siq €1 §§ uep gewab Bunb ‘Nozispal| pun aipedoyuo v4 ‘elydelbouog | 9o|oUeue aleyduad | uizipswaisuau| 97| bBunzies alboj0y
-10SJOA||EJJON USU)IaMIS J1ap ‘Jeyosyalaginy albinayojeyun ‘nezispal usbiuoy axajdwoy 97 aibiniyy | -sneion| -ewnedp
uabunzjassnelop Jap Bunnu3 | susisapulw ‘4 jun4 | pun aipedoyuQ Y4 ‘Woziapal 19| aibinuydsoinaN 97 auwab|ly 97| -1sepullN | o|e1zads 12
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 60 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

Jaziapal
yeyosyalaginy

sus)sepulW ‘v4 181 |  e1binuyooineN Y4

(OMIN)
a1b1n11yosyoIsan)
-I3ja-PUniN O
albinuyoziaH 97

ONH 91
albiniyoxeloy 97
albinuyo
BaAIPINIISUOYDY
pun ayosiseld 91
albojoin 97

aluy|
Mhayioidopug 97
aynH
Mnayioidopug O
ayubule
-ugnes|aqiIpy 91
aljeles 97

winua}ly
-lyemsny

uapinm JdRiwId Bunupioian
-usazualbisjunjeuosiadaba|id
Jap ¢ § yoeu yopuelssneyuay
-uelsy] uabijlomal waep ue alp
‘uayolalag uannisuasabapd
uaj|e ul PIUYOSY2INPSIBUOIA Wi
uazualbisyunjeuosiadabajid
ua)ba|ablsa) Bunuplolan
-uazualbisjunjeuosiadabalid
Jap 9 § ul sep Bun|inyg

0Z s!q gL pun /| ‘gl usyeg
‘610z obeyny sus)em

-18 "¢ “A @ albunuiyojeiun
N} Yeyos||esas) ayosinag
:Jagabsnelsy : puejyosinag
Milgndaisapung Jap ul
BunbliosianualziolioAlomyos
Jap Ul JIsyisydls pun jejienp
uoA Buniaplig4 aimos Bunjpels
-sny ‘uonesiuebiQ Unpinis
anz uabunjysydw3 — bunbios
-I9AUL)Z}BIBAIBMYDS Yyong
-gIoM* Wap yoeu (Z1n) wniy
-uazewnel| sejeuoibaLagn
18P0 (Z1¥) wniguszewnel|
sajeuoibay any uabuniap
-JOjUy UByoljWwnel Jap pun
Bunpelssny ajjsuosiad aip ue
uabunuaplojuy Jap Bunnu3g

usbunzjessnelonssezolid
pun -inpnag ebisuog

nexeqbnuan uonexenD

Bunypeissny s|jauosiad

Bunyejssny ayolyoes

uoneladooyy

Hopuejs

97 Jeypuemuian bunbuugig

ayolaiaqgsbuniaplojuy

(97
addnib

-sbunysia

JawuwnN
-uaddnib
-sbunysia




Seite 61 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

a1bunuyo syosiped 1HN winusuy
-OyuQ 9|181zads MZ ‘Nozuspal 19| aibinuydsoinaN 97 -lyemsny
usapinm jdpiwis Bunupiosan
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd
J8p € § yoeu Hopuelssneyuay
-uery| uabijlemal wep ue aip
‘uayolasag uaaisuasabayd
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi uizipa|\ alauuj
uazualbisjunjeuosiadabaid aupwab|ly 97
ua)bajablsa) Bunuploian yaziepal | aIbiniiyooinaN v yolbow punjog albinuyp | Bunzyes| eyubuld
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd yeyosyalaginy albinayojeyun Jayosibojoipelsjal aupwab|ly 97| -sneloa| -usnes
Jap 9 § ul Jep Bun|nu3 | susisepulw ‘v 181Q | pun aipedoyuo Y4 ‘Yoziopal usbiuoy UIZIpBWAISUSIU| ©7 | -1SSpUllN -[SQIIM 8¢
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 62 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

usapinm jdpiwis Bunupiosan
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd
J8p € § yoeu Hopuelssneyuay
-uery| uabijlemal wep ue aip
‘uayolasag uaaisuasabayd
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi
uazualbisjunjeuosiadabaid

Jeziapal
‘Jeyosyiaiaq

-Jny susjsapuiw
‘albinaiyoxesoy |

V4 lemz susjsep
-ulw pusaydlemge
pJim Jyoelqle o
-puels we aibiniyo
-ZI9H 97 ulejos

yolibow punjeg
Jayasibojoipelaja

uIzIps|N aJauuj
aupwab|ly O

albiniyo
aupwab|ly 91

ua)bajablsa) Bunuploian Jeziapal ‘Noziopal 1 HIN| wzipswaneled 97| xajdwoyyosoH buni| Bunzies
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd ‘Jeyosyalaginy Japo yazispal 19 aibojownaud -apJojuesieljleny | -sneloa | aibiniyo
J8p 9 § ul Jop Bun|nu3 | susisepulw ‘Y4 181Q | o1biniyoxeloy] 4 ‘Noziapal uabjuoy axa|dwoy 97| ‘UIZIPBWAISUBIU| ©T | -1S8PUIN | -Xesoy | 62
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 63 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

ayubuie

-wnpdy 8jall 97
Japo ayub
-uleseanjued 97
J8po ayubuis
-snbeydosQ 97
“Japo
ayubueiaga 97
J8po aibuniyn
ayosuieleg 97
197 uspuabioy
J9p dUIS SUB)SBPUIN

asayjoidopua

91Uy UOISINDY 97
Japo asayjosdopus
“YNH UoIsIneY 97
Japo aluy|
Aneyioldopus 97
J8po 8yNH
Aneyioidopus 97
197 uspuabloy

19p BUIS SUB)SBPUI

9YeIeo

a|jouapue asayduad
axajdwoy 97

JBpO |[BUOIUBAIBIUI
/Aesado snoled 97
Japo ewshAinaue
-usyoeyoneg 9
197 uspuabjoy

J9p dUIS SUB)SBPUIN

uizipswaieijied 971
albojownauy

axa|dwoy 97| wnuayy

albojoipey V4 albinJiyooinaN 97 albinuyozisH 97| -lyemsny
usbunz}essneIonssazoig yoxeqabnuen uonexylend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuels 1) JOWWNN
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod ' 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 64 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

yez

-lapal aiydeiboibuy
ayosnsoubelp
‘Naziapal aibojoipey
a||suonuaAIB)UI
‘Woziopal (d/0y3)
alydesboyieanjued
-olBbuejoy) Jepelb
-oJjal Jayosidoys
-opus yoljyalyos

albojolsiuaolises)
axa|dwoy 97
apub
-uleseanjued 97
uizipswaieljied 971

-uie aidoysopu3 uonejueld | wnuauy
ajjduonuanIau| -Sueluaga 97| -jyemsny
uapinm JdRiwIs Bunupiosan
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd
J9p € § yoeu popueissneyuay
-ueJsy] uabijlemal waep ue alp albinaiyo xa|dwoyyooH Buni
‘uayolalag uannisuasabad |  -[esazsip 9jo1zads -apJojuesieliend
usjje ul pluyosyadinpsjeuoiy wi MZ W v4 uie yolbow punjeg ‘UIzIpaWAISUsiu| 97
uazuaibisjunjeuosiadabald | Susisapulw UOABD Jayosibojoipelsial uizipa|\ aJauuj
ua)ba|ablsa) Bunuplolan ‘Noziapal albiniiyojelazsin ‘woziapal | YIN aupwab|ly 97| Bunzies
-uazualbisjunjeuosiadabalid yeyosialaginy a||o1zads MZ Japo yaziapal 19 aibojoiajuaoises) albinuyo | -sneton| ayubuied
J8p 9 § ul Jep Bun|nu3 | suaisepulw ‘v 181Q | a1biniiyojetazsIA V4 ‘neziapal uabiuoy axa|dwoy 97 aulewab|ly 97| -1SepuIn -J1agan Le
wwelbo|y Gzz
suajsapuiw
uoA Jaxbiyeybel |
Jauld Jw yosil-do aibojosausoses) | wnuajuy
uld suajsapuly axa|dwoy 97| -lyemsny
usapinm jdpiwis Bunupiosan
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd
J8p € § yoeu Hopuelssneyuay
-uery| uabijlemal wep ue aip
‘uayolasag uaaisuasabayd
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi UIZIPBWAISUBIU| ©
uazualbisjunjeuosiadabaid uIzIpaj\ alauu]
ua)bajablsa) Bunuploian yaziapal auwab|ly 97| bBunzias | aibiniyn
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd ‘Jeyosyalaginy naziopal 1HN aibojolsjuaosses) albinuyy | -sneion ayos
Jap 9 § ul Jep Bun|nu3 | susisepulw ‘v 181 | a1biniiyojeIazsIA V4 Japo yazisepal 19 axa|dwoy 97 aulewab|ly 97| -1sepuin | -ujeueg ]
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 65 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

uizipswaielijied 971

alydesboibuy ayubuialege 97
ayosnsoubeiqg a1b6ojojagelq
‘a1bojoipey pun aibojouuyopug | WNLS}LIY
aljauonuanIau| axa|dwoy 97| -|yemsny
aibojoiayua
-0J}SES) pun UIZIpa|\
uapinm JdRiwIs Bunupiosan alauu| v4 lemz
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd uoAep ‘albinayo
Jop ¢ § yoeu popuelssneyusy| | -|esdzsIA o|jeizeds d/0d3 udlgalyos
-ueJy] uabijlemal wap ue alp | AMZ HW Y4 UIS Sud} -uie aidoysopu3 xajdwoyyooH Bunu
‘usayolaiag uaAlisuasabayd | -sapuiw uoAep pun a160] ajjduonUaAIBU| -apJojuesieljiend
uaj|e ul PIUYOSY2INPSIBUOI Wi albuniyojelazsip |  -0J8jUBOJISES) pun ‘yolbow punjag ‘UIZIpPaWAISUBIU| 97
uazuaibisjunjeuosiadabajd V4 18Jp UOABP |  UIZIPS\ 8J8UU| V4 Jayosibojoipelsial uizipa|\ aJauuj
ua)ba|ablsa) Bunuplolan ‘Noziapal albiniiyojelazsin ‘woziapal | YIN aupwab|ly 97| Bunzyes| ayubuid
-uazualbisjunjeuosiadabalid yeyosialaginy a||e1zads MZ Japo yaziepal 19 albinuyy | -sneloa -seal
Jop 9 § ul Jep Bun|nu3 | susisepulw ‘v Jund | 8IBINIIYD[EISZSIA Y ‘Yoziopal usbiuoy auewab|ly 97| -1sepulN -jued €e
uizipswaieljied 97
alydesboibuy albojolajusosses) | wnisy
ayosnsoubeiq| aibiniyoxeioyl 97 axajdwoy 97| -lyemsny
aibojoiajusoiises)
pun uizipa|\ aJauu|
usapinm jdpiwis Bunupiosan V4 1emz uonep
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd ‘a1binayo
J9p € § yoeu popueissneyuay | -|elazsi) 9||91zads
-uesy| uabijlemal wep ue alp | AAZ JW Y4 Uld susy Wnaziopal aidoysopugy xa|dwoyyooH Buni
‘usyolaiag uaAlisuasabald | -sepuiw UoAEBp pun a160] a||suonuUaAIB)UI -apJojuesieljenpd
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi albuniyojelazsip |  -0J8JUBOIISES) pun ‘yolbow punyag ‘UIZIpPBWAISUBIU| 97
uazualbisjunjeuosiadabaid V4 181p UOABP |  UIZIPB\ @J8UU| Y4 Jayasibojoipelaja uIzIpaj\ alauu]
ua)bajablsa) Bunuploian ‘eziapal a1binaiyojetazsip ‘yaziapal YN aupwab|ly 97| bBunzias| opubuid
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd ‘Jeyosyalaginy 9||I81zads MZ Japo yazispal 19 albinuyy | -sneion -snb
J8p 9 § ul Jep Bun|nu3 | sus)sapulw ‘4 jun4 | aibiniiyoetazsiA V4 ‘neziapal uabiuoy sulswab|ly 97| -1sepuly | -eydosQ A
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 66 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

(@ @seud ‘ANN)
eyaiyni4-oinaN 97
J8po Jiun 8)oas 97

19po ailbojoinaN

aupwab|ly 97
157 uapuabjoy
Iap aule sus)sapuIp

OMIN O
(190) aydesbowoy UIZIpaI\l 8Jauu| | wnuajuy
-zualeyoy| ayosndo aulpwab|ly 97| -jyemsny
uapinm jdpiwie Bunupiosan
-uazualbisjunjeuosiadabalid
Jap ¢ § yoeu yopuelssneyuay
-uelsy] uabijlomal wap ue aip
‘uayolalag uaniisuasabapd
uaj|e Ul PIUYOSYDINPSIBUOI Wi alydelb
uazuaibisyunjeuosiadabajd -olbuezuazsaion|4 uizips|\ alauuj
ua)bajab)sa) Bunuplosan yoziapal ‘aidoysow|eydo aulwab|ly 97 Bunzes
-uazualbisyunjeuosiadabayjd ‘yeyosyialaginy ‘a1doysoluos) albinayo -SNeIoA | apuny|iay
J9p 9 § ur Jep Bunnug | susisepuiw ‘4 181g | apunyieyuabny 4 “Jelabaiydelbouosg aulewab|ly O -1SOpUIN -uabny Ge
albojoin o1
uizipswaleljied 97
naziapal aidoysop aibojosausoses) | wnuajuy
aibojopjoid MZ | -u3 9jjduonuanIBlu| axajdwoy 97| -lyemsny
usapinm jdpiwis Bunupiosan
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd
J8p € § yoeu Hopuelssneyuay
-uery| uabijlemal wep ue aip a1bunaiyo xa|dwoy Bunu
‘usyolaiag uaalisuasabayd | -|elsezsip 9|91zads -apJojuesieljenpd
usjje ul yluyosyadinpsjeuoiy wi MZ W v4 uie yolbow punjeg ‘UIzIpaWAISUsiU| 97
uazualbisjunjeuosiadaballd | SuslSapuUILL UOABD Jayasibojoipelaja uIzIpaj\ alauu]
ua)bajablsa) Bunuploian ‘eziapal a1binaiyojelazsip ‘yaziapal YN aupwab|ly 97| bBunzias| opubuid
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd ‘Jeyosyalaginy 9||81zads MZ Japo yazispal 19 aibojolsjuaolses) albinuyy | -sneison| -wnpey
Jap 9 § ul Jep Bun|nu3 | suaisepulw ‘v 181 | a1biniiyojeiazsIA V4 ‘neziapal uabiuoy axa|dwoy 97 aulpwab|ly 97| -1SepuIn ajoll €
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 67 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

asayjoidopua

-9lUY| UOISIASY 9]
Japo ynayloisdopus
-HNOH UOISIASY 97
18P0 aluy|
Mheyjoidopul 97
J3po 8ynH
Mneyjoidopul 57
197 uapuabjoy

Jap auId sud)sapuIn

ONH 91 winuspy
apunyjisyuabny 97| aibiniyosoinsN 97| -lyemsny
uapinm jdpiwie Bunupiosan
-uazualbisjunjeuosiadabalid
Jap ¢ § yoeu yopuelssneyuay
-uelsy] uabijlomal wap ue aip
‘uayolalag uaniisuasabapd
uaj|e Ul PIUYOSYDINPSIBUOI Wi 1e1abuabiuoy uizipa|\ aJauuj
uazuaibisyunjeuosiadabajd -(95d0) wwelb aulpwab|ly O
ua)bajab)sa) Bunuplosan yoziapal -owojuedoyup albinuyo | Bunzjes
-uazualbisyunjeuosiadabayjd ‘yeyosyialaginy a1binayosyyoisen) 19 aulpwab|ly 97| -sneloa
Jop 9 § ul Jep Bun|iny3 | sussepulw ‘Y4 1810 -13j9-PUnNiN V4 ‘ydesBouos-plig-g UIZIDBWAISUSIU| ©7T | -1SSpUIlN OMIN A
a1BojoBis|y MZ aibojoin 97
a1b0joxjuQ pun albiniiyoxeloy] 97| aibinnyooinsN 97
aibojojeweH pun OMIN O1 apunyjisyuanel{ | wnuayy
uizips|y alsuu] v4 ONH 91 aupwab|ly 97| -luemsny
usapinm jdpiwis Bunupiosan
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd
J8p € § yoeu Hopuelssneyuay
-uery| uabijlemal wep ue aip
‘uayolasag uaaisuasabayd
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi uizipa|\ alauuj uajiay
uazualbisjunjeuosiadabaid aupwab|ly 97 -yuesy
ua)bajablsa) Bunuploian Jeziapal uayay aidel albojoin 97 albinuyp | Bunzias | -s)yos|yos
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd JPeyOSHaIaqINY | -)UBISIYIB|YISOD) -ay)(owsayo)oloyd apunyjisyuanei aulpwab|ly 97| -Sneloa| -89 pun
Jap 9 § uir Jep Bun|nu3 | suaisepulw ‘v4 181Q pun -jneH v+ ‘aldesaypesen] aulwab|ly 97| uizipswAaisuau] 97| -1s8pully -Iney 9¢
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 68 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

uizipaw

-suopjnpoiday
pun aibojouljopu]
ayosibojoyeuls 4S

ayubule

-wnpjey 8jell 97
Japo aylbuie
-seanjued 97

Japo ayubuie
-snbeydosQO 97
"1apo

ayubuialage 97
197 uapuabjoy

Jap aule suaisapulp

W {yIysPngan pun winuay
apunyjisyusnel v+ aibojoin 97 | -luemsny
uapinm JdRiwIs Bunupiosan
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd
J9p € § yoeu popueissneyuay
-ueJsy] uabijlemal waep ue alp
‘uayolalag uannisuasabapd
uaj|e ul PIUYOSY2INPSIBUOI Wi UIZIPBWAISUBIU| ©
uazuaibisjunjeuosiadabajd uizipa|\ aJauuj apunyjiay
ua)ba|ablsa) Bunuplolan yaziapal aupwab|ly 97| Bunzyes| -usneiq
-uazualbisjunjeuosiadabalid yeyosialaginy aJjlysungas) pun albinuyy | -sneloa aulpw
Jop 9 § ul Jep Bun|nu3 | susisepulw ‘4 181Q | epuny|isyusnel v auewab|ly 97| -1sepulN -8By 6€
albiniy)
apallsisse-1810qoy
‘10-13d 48p0 13d
aibojolpuy TN apunyjiayuanei aibojoiydaN | winuay
MZ Yw a160j0in V4 ‘10 aulewab|ly 97 axa|dwoy 97 | -|yemsny
usapinm jdpiwis Bunupiosan
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd
J8p € § yoeu Hopuelssneyuay
-uery| uabijlemal wep ue aip (eydeib
‘uayolasag uaaisuasabayd -ouog-xa|dng
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi Japo -iajddog UIZIPBWAISUBIU| ©
uazualbisjunjeuosiadabaid yolgalyosuia) uIzIpaj\ alauu]
ua)bajablsa) Bunuploian yaziapal jelabaiydeibouos aupwab|y 97| bBunzies
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd ‘Jeyosyalaginy ‘doysoseden aibojoiydaN albinuyy | -sneion
J8p 9 § ul Jop Bun|nu3 | susisepuiw ‘Y4 181d albojoin v4 ‘doysopug axajdwoy 97 aulwab|ly 97| -1sepullN | aibojoin foloy
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 69 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

uizipaw
-suoipnpouday
pun aibojouljopul

aylbule

-wnpjey 8jell 97
Japo aylbuie
-seanjued 97

Japo ayubuie
-snbeydosQO 97
"1apo

ayubuialage 97
197 uapuabjoy

Jap aula suaysapuln

ayosibojoyeuls 4S albojoin O
W ayIyspngay pun aibojouss 97| wnsIy
spunyjisyusnel v uizipswaAneljied 97 | -lyemsny
usapinm jdpiwis Bunupiosan
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd xa|dwoy Buni
J8p € § yoeu Hopuelssneyuay -apJlojuesieljiend
-ueuy| uabijlemal waep ue alp aibojoquQ ‘UIZIpPaWAISUBIU| 97
‘uayolasag uaaisuasabayd ayosibojoyeulo uizipa|\ alauuj
usjje ul yluyosyadinpsjeuoiy wi dS Hw v4 uis auewab|v 97
uazualbisjunjeuosiadabalyd | SuslSapuIll UOABP aibojoyuQ apunyjjisyuane.
ua)bajablsa) Bunuploian ‘Noziapal| ayosibojoyeuhs d4s aupwab|y 97| bBunzies
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd JeyodSjaIaqINy | W 8)Iysungas) pun albinuyy | -sneion \"%0)
Jap 9 § ul Jep Bun|nu3 | susisepulw ‘4 181Q | epuny|iayusneld v aibojoin 97 aulewab|ly 97| -}sepulN | -lelerQ ov
usBuNZz}essNEIoNSsaZ0Id naxseqBnLion uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod ' 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 70 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

uizipaw|ejeullad
pun ay|iysungas
9||e1zeds dS

albinuiyopuabnr
pun -ispuiy 97
uizipawpuabnp

yeziopal | Jw ajIysunga pun pun -Jspuryf | wnuspy
:pussemue Y4 | spunyjjisyuaneld v aulpwab|ly 97| -jyemsny
uapinm jdpiwia Bunupiosan
-uazualbisjunjeuosiadabalid
Jap ¢ § yoeu yopuelssneyuay
-uelsy] uabijlomal wap ue aip UIZIPSWAISUBIU| 9
‘uayolaiag uaanisuasabayd uizipa|\ alauuj
uaj|e ul PIUYdOSY2INPS}BUOI Wi aupwab|ly 97
uazuaibisyunjeuosiadabald apunyjieyusanel
ua)bs|ab)sa) Bunupliolan yeziapal uizipawpuabnr aupwab|ly 97| Bunzies
-uazualbisyunjeuosiadaba|id ‘yeyosialaginy aJjlysungas) pun pun -lapuny albinuyy | -sneloa
Jop 9 § ul Jep Bun|inyT | susisepull ‘4 1810 | Spunyjieyuanel v aupwab|ly 97 auewab|ly 97| -Isepul | usHNgeD 44
awoydwAq
pun siwe)naT 97
Japo uopejueld
-suelj||ozwwels 97
a1binuyo :97 uapuabjo}
ayosnayisy Jap aule sus)sapuly
pun aAIpNIISUOYay
‘ayoshiseld I} V4 81bniyo
albojoyuQ aAIINASUOY Y
ayosibojoxeuls d4s pun ayosiseld 91
W syiyspngen pun uizipswapeljied ©7 | wnusjuy
spunyjisyusnel v VO-lellenQ O7 | -lyemsny
usapinm jdpiwis Bunupiosan
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd
J8p € § yoeu Hopuelssneyuay
-ueuy| uabijlemal waep ue alp UIZIPBWAISUBIU| ©
‘uayolasag uaaisuasabayd uizipa|\ alauuj
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi aulpwab|ly O
uazualbisjunjeuosiadabaid apunyjjisyuane.
ua)bajablsa) Bunuploian Jaziapal aupwab|y 97| bBunzies
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd yeyosyalaginy aJlysungas) pun albinuyy | -sneion a1b0]
Jap 9 § ul Jep Bun|nu3 | susisepulw ‘4 181Q | epuny|iayusneld v auewab|ly 97| -IsepulN -oussg (574
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunjsia | -sbunisia

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 71 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

uapinm jdpiwia Bunupiosan
-uazualbisyunjeuosiadabalid
Jap ¢ § yoeu yopuelssneyuay
-uely] uabijlomal wap ue aip
‘uayolalag uaniisussabapd
uaj|e ul PIUYdOSY2INPS}BUO| Wi
uazuaibisyunjeuosiadabajd
ua)bajab)sa) Bunuplosan
-uszualbisyunjeuosiadabalid
Jop 9 § ur sep Bun|inu3g

apJnm

wepuesb (¥9 5202'10°02 1V
zuyg) 20z 1eqopio "L

WIOA SSNjyosag usp yoinp
1219|nZ J8p ‘(S002°0)'8Z WOA
¥89 Gl 'S Zuyg) G00Z Jequws)
-deg "0z WoA A g9S ¢ Jew
-WnN ¢ z)es | zjesqy ¢6 §
Hw Bunpuigiep Ul A 998 Z Jow
-wnN | ziesqy 9¢) § gew
-ab uaualogabjiay pun -yni4
uoA Bunbiosiap Jep Buniayols
-S]ej|enpd JNz uswyeugepn
Jagn yg-o sep sassn|yosag

saulg bunyoewyuueyaqg Jop plund
| abejuy Jap ||| JawwnN gew Bunzjes | -1emyog
-ob ||| aymssbunbliosiap Jop -SNeJOoA 19]e}
uabuniapiojuy Jap Bunjnu3 -}sapuly -eulad ey
usBuNZz}essNEIoNSsaZ0Id naxseqBnLion uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod ' 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 72 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

aujelpedoinaN dS
W uizipswpuabne
pun -ispury v4

winuaLy
-lyemsny

uapinm jdpiwia Bunupiosan
-uazualbisyunjeuosiadabalid
Jap ¢ § yoeu yopuelssneyuay
-uely] uabijlomal wap ue aip
‘uayolalag uaniisussabapd
uaj|e ul PIUYdOSY2INPS}BUO| Wi
uazuaibisyunjeuosiadabajd
ua)bajab)sa) Bunuplosan
-uszualbisyunjeuosiadabalid
Jop 9 § ur sep Bun|inu3g

apJnm

wepuesb (¥9 5202'10°02 1V
zuyg) 20z 1eqopio "L

WIOA SSNjyosag usp yoinp
1219|nZ J8p ‘(S002°0)'8Z WOA
¥89 Gl 'S Zuyg) G00Z Jequws)
-deg "0z WoA A g9S ¢ Jew
-WnN ¢ z)es | zjesqy ¢6 §
Hw Bunpuiguep Ul A 993 Z Jow
-wnN | zjesqy 9¢) § geweb
uaualogabjiay pun -yni4

uoA Bunbiosiap Jep Buniayols
-S]ejenpd Jnz uswyeugepn
Jagn yg-9 sep sassn|yos

-ag saule Bunyoewjuueyag
Jap | abejuy Jap | JawwnN
gewsab | aynyssbunbiosiap Jop
uabunuaplojuy Jap Bunnu3g

Bunzjes
-SNeJOoA

-)Sepul

L [oreT
wn.Jusz
-lejeuliad

144

usbunzjessnelonssezolid
pun -inpnag ebisuog

nexeqbnuan uonexenD

Bunyejssny ayolyoes

Bunypeissny s|jauosiad

uoljesadooy| Hopuels

97 Jeypuemuian bunbuugig

ayolaiaqgsbuniaplojuy

(97
addnib

-sbunysia

JawuwnN
-uaddnib
-sbunysia




Seite 73 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

uapinm jdpiwia Bunupiosan
-uazualbisyunjeuosiadabalid
Jap ¢ § yoeu yopuelssneyuay
-uely] uabijlomal wap ue aip
‘uayolalag uaniisussabapd
uaj|e ul PIUYdOSY2INPS}BUO| Wi
uazuaibisyunjeuosiadabajd
ua)bajab)sa) Bunuplosan
-uszualbisyunjeuosiadabalid
Jop 9 § ur sep Bun|inu3g

apJnm

wepuesb (¥9 5202'10°02 1V
zuyg) 20z 1eqopio "L

WIOA SSNjyosag usp yoinp
1219|nZ J8p ‘(S002°0)'8Z WOA
¥89 Gl 'S Zuyg) G00Z Jequws)
-deg "0z WoA A g9S ¢ Jew
-WnN ¢ z)es | zjesqy ¢6 §
Hw Bunpuiguep Ul A 993 Z Jow
-wnN | zjesqy 9¢) § geweb
uaualogabjiay pun -yni4

uoA Bunbiosiap Jep Buniayols
-sjeljend Jnz uswyeugen
Jagn yg-9 sep sassn|yos

-ag saule Bunyoewjuueyag

J9p | abejuy Jop || JowwnN Bunzies | gz |oneT]
gewsab || aynyssbunbiosiap Jop -SNeJOA | wnJjuaz
uabuniapiojuy Jap Bunjnu3 -1sopully | -|eyeulad Sy
usbunz}essneIonssazoig yoxeqabnuen uonexylend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuels 1) JOWWNN
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod ' 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 74 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

16s18q
Yo yA4
albinaiyopusbnp
pun -ispury 97
UIZIPBWAISUBU| 9
usungao 97
C 19na7
wnJuazjejeulad 97
J9pO | [9A9T]
wnJuazjejeuad 97
J8po
plundismyosg
Js[ejeulad 97
albinuiyopuabnp 57 uapuablo} | wnuay
pun -1apury V4 Jap BuId SUdSBPUIN | -lyemsny
usapinm jdpiwis Bunupiosan
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd
J8p € § yoeu Hopuelssneyuay
-uery| uabijlemal wep ue aip
‘uayolasag uaaisuasabayd uizipaw
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi -puabnr
uazualbisjunjeuosiadabaid pun
ua)bajablsa) Bunuploian Jaziapal Bunzyes -lapumy
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd Jeyosyalaginy uizipawpuabnp -SNEJOA aupw
Jop 9 § ul Jep Bun|nu3 | susisepulw ‘4 1910 pun -ispuiy v4 UIZIpBWAISUBIU| 9 -}SOpUIN -ab||y 14
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 75 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

uspinm jdpiwia Bunupiosan
-uazualbisjunjeuosiadabajid
Jap ¢ § yoeu yopuelssneyuay
-uely] uabijlomal wap ue aip
‘uayolaiag uaanisuasabayd
uaj|e Ul PIUYOSYDINPSIBUOI Wl
uazualbisjunjeuosiadaba|id
ua)bajab)sa) Bunuplosan
-uszuaibisjyunjeuosiadabajd
Jop 9 § ur sep Bun|inu3g

apinm
voepuesb (99 202212l 1V
zuyg) ¥20Z JoquianoN ‘9|
WOA Ssnjyosag yoinp

1z)9|nZ Jop ‘(9002'20°€ | WoA
166V 'S zuyg) 9002 BNl ‘91
WOA Jasneyuayuely| auss
-sej@bnz A g9 801 § yoeu
I} A 998 Z JswwnN | zies
| ziesqy 9¢) § gewab usyey
-query| uayosibojoyuo-ojewey
Hw usyoljpuabne pun usapury

JyninzynT Jaye)y
-a6 pun yoniplagn
wiayolJaInuiuoy pun
asna|yos Jauabio
W Jawwiz|gzuig
:uaplom uynseb
-yoinp usuopejued
-sueJ)j|ozWwWels
auabolje uisjos

(ON4H

uoA Bunbiosiay aleuonels yonganyosuid) bunw uoneyueld
alp Jny Buniayoissieljenp Jnz -jeag aAISBAUNYDIN -suely|ez
uswiyeuge Jagn aluiyory ‘uone)s Jap jne bunb xajdwoyyooH Bunu -wwejs
aule Jagn ygo sep sassn|yos -)JeSy0IsIaNeS pun | uizipawAneljed 97 -aplojuesieljenp — albo)
-ag sauld Bunyoewjuueyag NonJpinig ‘93 UOA swoydwAT | ‘uizipswAisusiu| 97 -OjuQ-
19p 9 § yewab uagebiop yaziapal Buliojiuop se|esusz pun aiwe)na — uizipaw | Bunzyas | pun aibo|
Jap pun g pun ¢ §§ uap gewab yeyosyalaginy uizipawpuabnp ‘yoziapal | YN | 8160j0)uQ- pun a1b0o| | -puabnr pun -1opuiy | -SneloA| -OjeweH
uabuniapiojuy Jap Bunjnu3 | susisepuiw ‘v 181Q pun -1apury| v+ Japo yaziepal 19| -oleweH-1apury O aulpwab|ly 97| -1SepuIn -J8apury 8y
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 76 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

a160j0xjuQ pun
aibojojeweH pun
uizIpa|\ 8Jauu| V4
albojoquQO- pun
albojojeweH-puabnr
pun -ispury S

uoneyueld
-Suelj||azWwWels 97
uizipswaieljied 91
aibiniyooinaN 97
albojownaud
axajdwoy 97
awoydwAq

pun siwe)na —
a160ojo)uQ- pun ai1boj
-OjeweH-Jspury 97

Jw uizipawpuabnp awoydwA] uizIpaj\ alauu]
pun -ispuiy v4 pun siwexnaT 97 aupwab|lyY 97
uizipaw Bunjpueyag aibiniiyopuabne a1binuiyD | wnuayuy
-suolishjsuel] v4 ayosiuIzipawa|a] pun -1apury 97 aulewab|ly 97| -jyemsny
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BunEIssY UOIILOE uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod v SUOIOES 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 77 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

uspinm jdpiwia Bunupiosan
-uazualbisjunjeuosiadabajid
Jap ¢ § yoeu yopuelssneyuay
-uely] uabijlomal wap ue aip
‘uayolaiag uaanisuasabayd
uaj|e Ul PIUYOSYDINPSIBUOI Wl
uazualbisjunjeuosiadaba|id
ua)bajab)sa) Bunuplosan
-uszuaibisjyunjeuosiadabajd
Jop 9 § ur sep Bun|inu3g

apinm
voepuesb (99 202212l 1V
zuyg) ¥20Z JoquianoN ‘9|
WOA Ssnjyosag yoinp

1z)9|nZ Jop ‘(9002'20°€ | WoA
166V 'S ‘zuyd) 900Z BN 91
WOA Jasneyuayuely| auss
-sej@bnz A g9 801 § yoeu
I} A 998 Z JswwnN | zies
| ziesqy 9¢) § gewab usyey
-query| uayosibojoyuo-ojewey
Hw usyoljpuabne pun usapury

uoA Bunbiosiay aleuonels awoyd
alp Jny Buniayoissieljenp Jnz -wAq pun
uswiyeuge Jagn aluiyory xajdwoy) Buni alwena
aule Jagn ygo sep sassn|yos uizipawaAieljed 97 -aplojuesieljenp — albo)
-ag sauld Bunyoewjuueyag uonejue|d | ‘UIZIPBWAISUSIU| O -0juQ
19p 9 § yewab uagebiop Jaziapal -suelJ}||ozwwe)ls — uizipaw | Bunzyas | pun aibo|
Jap pun g pun ¢ §§ uap gewab yeyosialaginy uizipawpuabnp woziapal 1Y\ | 816ojoquQ- pun aibo| | -pusbnp pun -1apunyj| -SnNeIoA | -OjeweH
uabuniapiojuy Jap Bunjnu3 | susisepuiw ‘4 181Q pun -1apury| v4 Japo yaziepal 19| -oleweH-1apury O aulpwab|ly 97| -1SepuIn -J8apury (4
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 78 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

a160j0)uQ pun
a1BojojeweH pun
uIzIpa|\ alauu] 4
aibojojuO- pun
albojojeweH-puabnr

uonejue|dsuel;

uizipswaieijied 91
aibiniiyooinaN 97
awoydwAq

pun siwe)nsT 97
albojownaud
axajdwoy 97
uoneyueld
-Suelj||ezZWwWe}s —
a160ojo)uQ- pun ai1boj
-OjeweH-Jspury 97
uizipa|\ aJauuj

pun -ispuiy S -[Iszwwels 97 aupwab|lyY 97
Jw uizipawpuabnpe Bunjpueyag aibiniiyopuabne a1binuiyD | wnuayuy
pun -iapury| v4 ayosIuIzIpawa|a] pun -1apury 97 aulewab|ly 97| -jyemsny
UeBUNZ)OSSNEIOASSOZ01 yeseqgbnpen uonesend BUNIEISSIY BLOILDES uonesedooy Hopueis o1 | swwny
pun -npinis ebysuog Bunyeissny ajjpuosiad ' 97 Jeypuemuian bunbuugig addnib -uaddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 79 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

uaiydelb
-ouog-xa|dnQg
Japo -1g|ddoQ

uizipswpuabnp

aibojoipneped ‘10-13d pun -Jspuryf | wnuay
pun sujeluoyd v4 THN OMIN ©71 aurewab|ly 97| -lyemsny
uapinm JdRiwIs Bunupiosan
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd
Jap € § yoeu Hopuelssneyuay
-ueJsy] uabijlemal waep ue alp
‘uayolalag uannisuasabapd UIZIPSWAISUSIU| 9
usjje ul pluyosyadinpsjeuoiy wi ONH 91
uazuaibisjunjeuosiadabajd uizipa|\ aJauuj
ua)ba|ablsa) Bunuplolan yaziapal aupwab|ly 97| Bunzzes| ejejued
-uazuaibisyunjeuosiodabold :Jeyosyaleginy apunyj|lsyuaiyo albuinuyy | -sneson -wiea|
Jop 9 § ui Jep Bun|nu3 | susisepulw ‘v 181 | -USseN-s|eH Jn4 Y4 vd3 auewab|ly 97| -1sepulN -4o0D 1S
uaiydelb
-ouog-xs|dng
Japo -iaiddog uizipawpuabnp
‘10-13d pun -Jspury | wnusy
aibojobus|ly MZ LHN OMIN D1 aulewab|ly 97| -luyemsny
usapinm jdpiwis Bunupiosan
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd
J8p € § yoeu Hopuelssneyuay
-uery| uabijlemal wep ue aip
‘uayolasag uaaisuasabayd
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi UIZIPBWAISUBIU| ©
uazualbisjunjeuosiadabaid uIzIpaj\ alauu]
ua)bajablsa) Bunuploian yaziapal (vy3) aupwab|y 97| bBunzies
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd ‘Jeyosyalaginy apunyjiayualyo aujBwolpnesuon albinuyy | -sneion
Jop 9 § ul Jep Bun|nu3 | susisepulw ‘4 1810 -UsseN-s|eH V4 -Yedy ayosups|3 auewab|ly 97| -IsepulN ONH 0S
usBuNZz}essNEIoNSsaZ0Id naxseqBnLion uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod ' 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 80 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

aldelayjziowyos
||e1zads Mz

uiZzipawAneled 97

asayjosdopus
-9lUY| UOISINSY 97
J8p0o
ynayjoidopus
-HNH UOISIASY 97
18P0 aluy|
Mheyjoidopul 97
13po aynH
Mneyjoidopul 57
197 uapuabjoy
Jap auId sud)sapuIn
albinaiyo
-USINESIdqIIN O
Hun 8xois O

aibojoipeloinaN dS OMIN O1 albojoinaN | wnLa)Ly
Nw sibojoipey V4 yoziepal M ONH 97 aurewab|ly 97| -lyemsny
usapinm jdpiwis Bunupiosan
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd
J8p € § yoeu Hopuelssneyuay 18N
-uery| uabijlemal wep ue aip ‘Woziepal 19 xa|dwoy Bunu
‘uayolasag uaaisuasabayd ‘aiydesbouosxajdnp -apJojuesieljenpd
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi -qJed pun -ia|ddoQg ‘UIZIpPBWAISUBIU| 97
uazualbisjunjeuosiadabaid aj|elueyeIUl pun uIzIpaj\ alauu]
ua)bajablsa) Bunuploian yaziapal -BJIX3 Yo1|yaIyos Hun axo4s 97 aupwab|y 97| bBunzies
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd ‘Jeyosyalaginy -uie aydesbouos aibojoinaN aibinuyy | -sneson| aibiniyo
Jap 9 § ur Jep Bun|nu3 | suaisepulw ‘v4 181Q albiniiyooinaN V4 | ‘ejenusjod auaizong auewab|ly 97 aulpwab|ly 97| -1SepuIn -0JnaN ZS
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 81 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

uizipswie|ydos Mz

UOIJUBA
-JajuiuaddepziaH
aAISBAUIBWIUIA O
J8p0

sa0Ine( deIpie) O
Japo aibojoipiey
ajjauonuaAIBiu| O
J8p0o

uolje|qy/Nd3 971

lspo 197 uapuabjoy
uizipswaieljied MZ ONH 971 | Jop Jauls susajsapully
J9p0 apunyjisyusbny 97
UIZIPBWAISUBIU| ANZ albunayp | a1bunuydoinaN 97| wnusy
JBpo 8ujeusn MZ auwab|ly 97 aujeuan o7 | -jyemsny
Aisoubelpyon|yos
‘alydelbouosxajdnp
-gJe4 pun -iajddoq
3J|a1ueeUl pun
-el}xe yolyalyos
usapinm jdpiwis Bunupiosan -uie aydesbouos
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd ‘(oN3)
J9p € § yoeu popueissneyuay alydesboinauoupia|g
-ueuy| uabijlemal waep ue alp ‘alenuajod 8l8IZoA]
‘uayolalag uannisuasabapd ‘(On3)
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi alydeiboAwoipia|g
uazualbisjunjeuosiadabaid ‘(933) wwelb a160]
ua)bajablsa) Bunuploian yaziapal -ojeydazusons|g uizipawaAisuaju| 97| bBunzies -0lnaN
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd ‘Jeyosyalaginy ‘(yonbow aibojoipel uIzIpa|\ 8Jauuj| -SneJoA aupw
Jop 9 § ul Jep Bun|nu3 | susisepulw ‘4 1810 a|bojoineN V4 | -8f8L) LY J8po 1D auewab|ly 97| -IsepulN -ab||y €§
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 82 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

Haziapal asAjou
-11q14 9yosIwalsAS
‘331

‘(3Ll)
alydelsboipiexoyog
a|eyeJoyisuel|
‘neziapal xajdnp
-gJed yalgalyosuie
alydesbouog 9||a1u
-BJYeJ}Xd pun -eiju|
‘(yol6ow saibojolpel

usapinm jdpiwis Bunupiosan -9|81 yoinp yone agejen
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd Bunpunjag) 18z | o|@uaue aiayduad
J9p € § yoeu popueissneyuay -19pal aiydeiboibuy axajdwoy| 97
-ueuy| uabijlemal waep ue alp -¥IA 1epo J1ezispal| J1spo |jpuonuaAIBlul
‘uayolasag uaaisuasabayd alydesboibuy-19 | /Anesado spoied 97
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi ‘(yonbow J8po ewsAinaue | UIZIPBWAISUBIU| 9
uazualbisjunjeuosiadabaid aibojoipessla] yoinp -usjoeyoneg 9 albojoinaN
ua)bajablsa) Bunuploian yaziapal yone Bunpunjag) 197 uspuabioy aupwab|y 97| bBunzies
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd ‘Jeyosyalaginy naziapal 1 YN | J9p duld sus)sapuIn uIzIpa|\ 8Jauuj| -SneJoA nun
Jap 9 § ur Jep Bun|nu3 | suaisepulw ‘v4 181Q albojoinaN v4 Japo yaziepal 19| aibinayooinaN 97 aulpwab|ly 97| -1SepuIn ayo.s $G
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 83 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

albojoipiey pun
uizipa|\ aJauu] v4
aibojoipeloinaN dS
Nw aibojoipey V4

vsd

‘uoljesadooy] ui
suajsapulw }iaziapal
(s1woptaquiosyL Yo
-gallyosule) yaxyol|
-Bowsbunjpueyag
ayosibojoipeloinaN

UONUSA
-J19)uluaddepjziay
SAISBAUIRWIUIN T
Japo

s90I1A8( dlelpiey O
Japo aibojoipiey|
aljauonuaAIBiu| O
Japo

uoie|qy/Nd3 91
197 uapuabjoy

Jap aule sus)sapulp

9Yeie9

o|[auaue alayduad
axa|dwoy 97

J9PO |[SUOUBAIBIUI
/Ajelado snole) o7
Japo ewsAinau
-euspoeyoneg o
157 uapuabjoy

Jap Jaule sua)sapully

(g @seud ‘ANN)
eyaiyni4-oinaN 97
albuniiyooinaN 97

winyayLy
-lyemsny

usbunzjessnelonssezolid
pun -inpnag ebisuog

nexeqbnuan uonexenD

Bunypeissny s|jauosiad

Bunyejssny ayolyoes

uoljesadooy| Hopuels

97 Jeypuemuian bunbuugig

ayolaiaqgsbuniaplojuy

(97
addnib

-sbunysia

JawuwnN
-uaddnib
-sbunysia




Seite 84 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

albojoinaN
aupwab|lY 91
UIZIpa|\l 8Jauu] | wnuay
aulwab|ly 97| -lyemsny
xa|dnpque4
yoligalyosule yelab
usapinm jdpiwis Bunupiosan -lleyosedn|n so|Iqon
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd ‘(d3IN) aleizusiod
J8p € § yoeu Hopuelssneyuay UIZIPS|\ | ©M8IZOAS YISHOION
-uelsy] uabijremal wep ue alp aAnejliqeysy pun |  (dA3J) olelzusiod
‘uayolasag uaaisuasabayd ayosieyisAuyd v4 | 8mpa1zoas yosupisg
usjje ul yluyosyadinpsjeuoiy wi aujelpedoinaN dS ‘OnNg
uazualbisjunjeuosiadabaid Jw uizipawpuabnpe ‘933 albojoinaN (g eseyd
ua)bajablsa) Bunuploian yaziapal pun -1apuiy v4 ‘OM3 aulwab|ly 97 Bunzyes ‘ANN)
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd “yeyosyalaginy albojoinaN v4 | ‘(yolbow sibojoipel uizIps|\ alauuj -SNelJoA | eyaiyni4
Jap 9 § ul Jep Bun|nu3 | susisepulw ‘v4 181Q albuniiyooinaN v4 | -8181) 1M 18po 1D aulwab|ly 97| uizipswAisuau] 97| -1S8pully -0JnaN GS
UBBUNZ}OSSNEIONSSEZ01d naxseqBnLion uoneiend uonesadooy Hopuejs Jowwn
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod bunyeissny auolluoes 9 Jejpuemian Bunbuugig mmwuwm -chQE_M
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 85 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

uapJnm Japiwd Bunuplolan
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd
Jap ¢ § yoeu popuelssneyuay

EINLEIIETS)
pun uizipa\ 8Jauuj
in} v Jopo sujeusn

ayubuie
-us|nesaqiip 97
Japo asayjosdopus
-9lUy UOISIASY 97
Japo asayjoidop
-UsynNH uoIsIney 97
Japo aluy|
Aneyioidopus 97
J8po 8YNH
Aneyioldopus 97
197 uspuabiloy

J9p BUIS SUB)SapPUI

(g @seud ‘ANN)
eyaiyni4-oinaN 97

-uery| uabijlemal wep ue aip pundiemyods J9po Jlun 9Y0AS O
‘uayolasag uaaisuasabayd J9pO Buelsn J1apo aifojoinaN
usjje ul yluyosyadinpsjeuoiy wi MZ W 1emz slijelon) auewab|ly 97
uazualbisjunjeuosiadaballd | SUSISOPUIL UOABP | pun UIZIPSJ Jauu] :97 uapuabjoy
ua)ba|ablsa) Bunuplolan ‘neziapal | In} 4 JOpO sujela Jop auId susysapulpy | UizIpswAisusiu| 97| Bunzies
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd yeyosyalaginy plundiemyos uIzIpa|\ 8Jauuj| -SneJoA
Jop 9 § ul Jep Bun|nu3 | susisepulw ‘4 1910 18po sujeusH Mz 10 aibojoin 97 auewWab|ly 97| -}sepullN | ujensD 9G
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BunEIssY UOIILOE uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod v SUOIOES 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 86 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

ayubule
-us|nesjagqiipy 97
Japo asayjoidopus
-21Uy] UoISINSY O
Japo asayjoidopus
-YNH uoisiney 97
Japo aluy|
yieyiosdopuz 97
18P0 8YNH
yieyiosdopuz 97
197 uapuabjoy

Jap aule sus)sapul

(g @seud ‘ANN)
eyaiyni4-oinaN 97
Japo yun efons 97

J8po aibojoinaN

aupwab|ly 91
157 uapuabjoy
Jop duUId SUBSapUIN

uizipswaieljied 91

a1binuiyD | wnuayuy
aulwab|ly 97| -lyemsny
yoxeqbnyen uonexien uonesadooy| Hopuejs
cmmc:ﬁomw:m‘_o\%moNo._n_ BUNREISSNY SUOIIYOES (©7) JewwinN
pun -Inpnils sbpsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 87 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

(g @seyd ‘ANN)
eyaiyni4-oinaN 97
Japo jun eyons 97

J8po aibojoinaN

aupwab|ly 97
197 uapuabjoy
Jop auld SudsapuIN

awoydwAq

pun alwena 97
Japo uopeyued
-suel)jjozwwe)s 97
197 udpuabjoy

Jap aula suaysapul

uonejueld
-SUelj|[9ZWWE}S —
a1bojoxjuQ- pun aiboj
-OjeweH-Jspury 97
swoydwA

pun asiwe)na —
a1b0ojox)uQ- pun aiboj

uizipawpuabnp -OjeweH-Japury 97| wnuauy
pun -ispuiy v4 sljelsy 97| UIZIPSWAISUSIU| O | -lyemsny
usapinm jdpiwis Bunupiosan
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd
J8p € § yoeu Hopuelssneyuay
-uery| uabijlemal wep ue aip
‘uayolasag uaaisuasabayd uizipawaneled
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi MZ HW Y4 1amz uizipawpuabnp
uazualbisjunjeuosiadaballd | SuslSapuILL UOABP pun -Japury
ua)bajablsa) Bunuploian ‘yeziapal aupwab|y 97| bBunzies
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd yeyosyalaginy JBpO UIZIPS\ @J8UU|| -SNBIOA| UIZIpaw
Jap 9 § ul Jep Bun|nu3 | susisepulw ‘Y4 181Q | UizipawAnelled MZ auewWab|lY 97| -}sepulN | -Alellled AS,
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 88 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

uizipaw
-suonejue|dsuel )
MZ Hw s|iomaf
uizipswpuabnp
pun -1spury 4
aibinuyogeles v4

SLZED)

o||aae alsyduad
axa|dwoy 97

JBpO |[BUoiUBAIBIUI
/mesado sioled 97
J9po ewsAinaue
-uspoeyoneg 97

aibunayo 97 uapuablo} | wnuay
-urewab||y v4 19p BUId SUBSBPUIN | -lyemsny

ayubule

-wnpiay 8jall o1

Japo ayubuie

-seanjued 97

Japo ayubuie

-snbeydosQO 97

“1opo

ayubulalage 97

Japo aibiniiy)

ayosuieleg o

usapinm jdpiwis Bunupiosan :97 uapuabjoy

-uazuaibisjunjeuosiadabayjd 1ap auIS SUS)SapUIN

J8p € § yoeu Hopuelssneyuay

-uery| uabijlemal wep ue aip uizipawl xa|dwoyyooH Buni

‘uayolasag uaaisuasabayd -suonejueldsuel | -apJojuesieljenpd

usjje ul yluyosyadinpsjeuoiy wi MZ W v4 uie 1HN ‘UIZIpsWAISUSIU| 97

uazualbisjunjeuosiadabald | Susisepuiw UoAeQ ‘yonbow punjog uIzIpaj\ alauu]

ua)bajablsa) Bunuploian Jeziapal uizipawsuon Jayosibojoipels)al aupweb|ly 97| Bunzies | uonejued
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd ‘Jeyosyalaginy -ejue|dsuel] ANZ ‘nezispal 1D albinuyy | -sneion -suely

Jap 9 § ul Jep Bun|nu3 | suaisepulw ‘v 181 | a1biniiyojetazsIA V4 ‘uabjuoy aulpwab|ly 97| -1SepuIn -wleq 8G
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 89 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

uizipaw
-suonejue|dsues |
MZ Nw sjiomal
uizipaswpuabnp
pun -ispuiy v4
aibojownaud pun
uizIpa|\ aJauuj v+ winapy
aibiniiyoxelioy] v4 OnD3 albiniiyoxeloy| 97| -lyemsny
UOIJUBA
-JajyuluaddepzieH
aAISBAUIBWIUIA O
J9p0
saoIna( Belpiey O
Japo aibojoipiey]
a|jauonuaAIBu| O
J9p0
uolje|qv/Nd3 91
157 uapuabjoy
Jap auld sus)sapuIp
ayol|
-puabnr pun Japury
— albinuyozisH 97
uizip 19po
-awisuoljejueldsues | albinuiyozisH 97
uspINMm Japiwe Bunuplotan MZ W v4 uie 1HN :97 uapuabjoy
-uazuaibisyunjeuosiadabalyd | Sualsapulw UoOAEp ‘yolbow punjag 1ap auIS SUS)SapUIN
J9p € § yoeu popueissneyuay ‘a1bojoipiey Jayasibojoipelaja
-uery| uabijlemal wep ue aip pun uizIpa|\ aJau ‘Woziepal 19 xa|dwoyyooH Buni
‘usyolasag uaaisuasabayd |  -uj w4 184p pun aib ‘uabuoy -apJojuesieljenpd
uaj|e ul PIUYOSYDINPSIBUON W |  -InJIydzIaH Y4 1aip uIZIpawisuo ‘auiyose ‘UIZIpPBWAISUBIU| 97
uazualbisjunjeuosiadaballd | SuslSapuILl UOABP -nejuejdsuel] ANZ -uabun--zieH uIzIpaj\ alauu]
ua)bajablsa) Bunuploian ‘yeziapal a1bojoipiey pun ‘(1e10U18Y aupweb|ly 97| Bunzies | uonejued
-uazuaibisjunjeuosiadaballd | :Jeyos)aIaginy Sus}|  UIZIPBIN 8Jauu| W4 | -S)uI] pun -sjyoay) albinuyy | -sneion -suely
J8p 9 § urJep Bun|nug | -sepuiw ‘Y4 Syoas albiniyozieH v4 Jogelalayieyziay aulpwab|ly 97| -1SepuIn -zIaH 65
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 90 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

uizipawl
-suonejueldsuel |
MZ N sjiema|
uizipawpuabnp
pun -lspulyl v

9Yeen

o||eane alsyduad
axa|dwoy 97

J9pO |[SUoUBAIBIUI
/Ajelado snole)d 97
19po ewsAlnaue
-uspoeyoneg 97
197 uapuabjoy

Jap 8uId Sus)sapuIn

uizips\ alauu|

aibinuyogeles v4 aupwab|ly 97
albiniiyo aIbinuyD | wnuayuy
-uswab||y v4 aupwab|ly 97| -luemsny

ayubure

-wnpdy 8jell O

Japo ayubuie

-seanjued 97

Japo ayubuie

-snbeydosQ 97

uizipaw 19po

-suopjejueldsuel| ayubuialaga 9

usapinm jdpiwis Bunupiosan MZ HW 4 ue Japo aibinnyn

-uazuaibisyunjeuosiadabald | Sus}sapulw UOAEBP ayosiieueg o7

J9p ¢ § yoeu popueissneyuay | ‘aibojoisjusolises) :97 uspuabloy

-uely| uabijlemal waep ue aip | pun uizipa|y aauu| Jap aula sus)sapuIp

‘usyorasag uaaisuasabajyd | w4 181p pun aibiniyo uizipawisuor}
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi -|BJBZSIA V4 181p -ejue|dsuel] ANZ 18N albojolsiuaolises)
uazualbisjunjeuosiadaballd | SuslSapuILl UOABP aibo| ‘yonbow punjog axajdwoy 97
ua)bajablsa) Bunuploian ‘Nozispal| -oisjUB0IISEL pUN Jayosibojoipels)al xa|dwoyyooH buni| Bunzyes | uonejueld
-uazuaibisjunjeuosiadaballd | :yeyosyaIaginy sus}|  UIZIPS\ 8Jauu| Y4 ‘nezispal 1D -aplojuesiejjlen | -sneloa -suely

J8p 9 § ur Jep Bunnu3 | -sepulw ‘Y4 syoas | aibiniiyoetazsIA V4 ‘uabjuoy ‘UIZIPBWAISUBIU| 57| -1SPUIN -18ga 09
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 91 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

uizipswsuolje}
-ug|dsues] pMZ W

uizipawpuabnp winuauy
pun -ispuiy v4 ONO3 -lyemsny
uizipaw
-suonejuedsuel |
MZ W v4 uie
sSu8)sapull UOABP
ez albinuyoxeloy] 97
-18pal :yeyosyaiaq J8p0o
usapinm jdpiwis Bunupiosan -Jny susjsapuiw aibiniyozieH 97
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd ‘a1binuyoziaH v4 albojownaug
J9p € § yoeu popueissneyuay uid pun aibiniyo axa|dwoy 97
-uery| uabijlemal wep ue aip -Xeloy| V4 l1aip 1HIN xa|dwoyyooH Buni
‘uayolasag uaaisuasabayd J8po ‘yolbow punjag -apJojuesieljenpd
uaj|e ul PIUyosydInpsleuol wi | yaziapal yeyosyiaiaq Jayosibojoipelsial ‘UIZIpPBWAISUBIU| 97
uazualbisjunjeuosiadabaid Ny suaisapuiw uizipawsuorn ‘waziapal 1D uIzIpaj\ alauu]
ua)bajablsa) Bunuploian ‘albiniiyoxeloy | -ejueidsuel] ANZ ‘uabuoy aupweb|ly 97| Bunzies | uonejued
-uazuaibisyunjeuosiadabald | Y4 ule pun aibiniyo |  aibinayoxeloy] v4 ‘auIyos albinuyy | -sneion -suely
J8p 9 § ui Jep Bun|nu3 -ZJaH V4 jun4 albiniyozieH v4 -e\-uabun-ziaH aulewab|ly 97| -1sepuip | -usbun 19
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 92 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

usapinm jdpiwis Bunupiosan
-uazuaibisjunjeuosiadabayjd
J8p € § yoeu Hopuelssneyuay
-uery| uabijlemal wep ue aip
‘uayolasag uaaisuasabayd
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi
uazualbisjunjeuosiadabaid

uizipaw
-suolnejueldsuel |
MZ YW v uie
suajsapuiw UoAep
‘a1bojosydapN pun
uizipa\ alauu] 4
124p pun aibojoin
v 184p ‘a1biniyo
-|eJ8zsIA V4 181p
Suajsapuiw UoAep

uizipawisuor}
-ejueidsuel] ANZ
aibojoiydaN pun

LA
‘yalbow punjeg

Japo

ayubuie
-wnpdy 8jall 97
J9po ayubuie

ayubule

-wnpsy 8jall O
Japo ayubuie
-seanjued 97
Japo ayubuie

-snBeydosQ 91

18po

aylbulsiage O

albinuiyo

ayosujeleg o7
157 uapuabjoy

Jap aule susysapulw
Japo albojoin 97

-seanjued 97 J8p0o
J9po ayubuie aibojoiydaN
-snbeydosQ 97 axa|dwoy 97

Japo

ayubuieiage 97
Japo albiniiyn
ayosujeleg o7

197 uspuabloy

J9p BUIS SUB)SBPUI

157 uapuabjoy
19p 19MZ SUB)SapUII

xa|dwoyyooH Buni
-opJojuesiejlend
‘UIZIpPBWAISUBIU| 97
uizipa|\ aJauuj

ua)bajablsa) Bunuploian eziepal |  uizipa alauu| 4 Jayosibojoipels)al albojoin 97 aupweb|ly 97| Bunzies | uonejued

-uazuaibisyunjeuosiadaballd | :yeyosyaIaginy sus} aibojoin v4 ‘nezispal 1D aibojoiydaN albinuyy | -sneion -suel)
J8p 9 § ul yop Bunnu3 -SapulW ‘Y4 unap | aibinliyolelazsiA Y4 ‘uabiuoy axajdwoy 97 aulwab|ly 97| -1sepullN | -uaiBIN 29
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 93 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

uizipaw
-suonejue|dsuel|
MZ N sjioma|
uizipawpuabnp
pun -lspuly V4
a1biniyogelen v4

9Yeen

9||aaye alsyduad
axajdwoy 97

18P0 |[BUOIUBAIBIUI
/Ajelado snose)d o7
Japo ewsAinau
-euspoeyoneg 97
197 uapuabjoy

Jap 8uId SUd)SBpUIN

aylbule

-wnpdy 8jvll O
189po aylb
-uleseanjued 97
J189po ayLb
-ulesnbeydosQ 97
"1opo
ayubuialaga 9
Japo aibiniy)
ayosuieleg o
157 uapuabjoy

Jap duId sud)sapuIn

albiniiyo winLIa}Ly
-uswab||y v4 aibojoin 97 | -lyemsny
yoxegbnuon uonejylend uonesadoo Hopuey
cmmc:ﬁomw:m‘_o\%moNo._n_ BUNNEISSNY OUOIIUES A puels (97) JowwNN
pun -Inpnils sbpsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 94 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

uizipaw
-suonejue|dsuel )
MZ Hw s|iomaf
uizipswpuabnp
pun -1spury 4
aibinuyogeles v4

SLZED)

o||aae alsyduad
axa|dwoy 97

JBpO |[BUoiUBAIBIUI
/mesado sioled 97
J9po ewsAinaue
-uspoeyoneg 97

aibunayo 97 uapuablo} | wnuay
-urewab||y v4 19p BUId SUBSBPUIN | -lyemsny

ayubule

-wnpiay 8jall o1

Japo ayubuie

-seanjued 97

Japo ayubuie

-snbeydosQO 97

“1opo

ayubulalage 97

Japo aibiniiy)

ayosuieleg o

usapinm jdpiwis Bunupiosan :97 uapuabjoy

-uazuaibisjunjeuosiadabayjd 1ap auIS SUS)SapUIN

J8p € § yoeu Hopuelssneyuay

-uery| uabijlemal wep ue aip uizipawl xa|dwoyyooH Buni

‘uayolasag uaaisuasabayd -suonejueldsuel | -apJojuesieljenpd

usjje ul yluyosyadinpsjeuoiy wi MZ W v4 uie 1HN ‘UIZIpsWAISUSIU| 97

uazualbisjunjeuosiadaballd | SuslSapuUILL UOABD ‘yonbow punjog uIzIpaj\ alauu]

ua)bajablsa) Bunuploian ‘eziapal uIzIpawsuo Jayosibojoipels)al aupweb|ly 97| Bunzies | uonejued
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd ‘Jeyosyalaginy -neueldsuel] pNZ ‘nezispal 1D albinuy)| -sneion| -suelse

Jap 9 § ul Jep Bun|nu3 | suaisepulw ‘v 181 | a1biniiyojetazsIA V4 ‘uabjuoy aulewab|ly 7| -1sepuipn | -anjued €9
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 95 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

(uapiam
uabozabnzuly
sasneyuayuely| sep
gleyJauul zyesuis
-llejoN uablsiyziny
wiauId Nz uuey jz1y)
uole)SAISUBU|

Jap jne zusseud
-jz1y abipuels
UIZIPBWAISUB)U|

MZ W Y] lemz
SUd)SapuIlWL UOABP

Jyn gl slqdun 9
UOA wneJjlaz wl
uspumls jyoe yolibe)
Hopuejs we 331
‘J11

,cmEOUQ<

Jyn g1 siq Jun
Q9 UOA wnedJ)ioz
wl uspunig jyoe
yo16e} usiyey
-18-|leyosenn (9
ayn 81 siq un
Q9 UOA wnedJ)loz
wl uspunjs jyoe
yol|6ey aidoys
-oyouoig 9|qixa|4 (q
‘Neziapal uaiyey
-loAz)eslaualalN
ayaiainuiuoy (e

‘yeziapal :uolne}sAIsuslu| Jap xa|dwoy
Jeyosyaiaq | UIZIPBWAISUBIU| ANZ | Jne uasyepaasbuni Buni
-Jny suaisapulw | Bunbiosianusiuaned | -pueyag/-sbunyons -9pJo}
‘Y4 auaiyeps yosiu ualeq|apiwun Jap -J8)un Japuabjo} -uesje}
-1ZIPSWAISUS)UI 181Q | }91999) Wauld sne Y4 TENTITe[S]gTREYY -enp
usapinm jdpiwis Bunupiosan aibo)
-uazuaibisyunjeuosiadabald | -oisayiseuy 4 Ui
Jap € § yoeu HopuelsSNeyUd) | JOPO UIZIPBWAISUSIU|
-ueuy| uabijlemal waep ue alp MZ W 4 uie
‘usyolaiag uaAisuasabayd |  susisapulw uoAep
uaj|e ul JIUYOSY2INPSIBUOIA Wi ‘neziopal | elbojoisayiseuy 4
uazualbisjunjeuosiadabaid 2Peyosualaq | UIZIPBWAISUSIU| AW\Z
ua)balablsa) BunuploaA | -jny sudlsapulwl ‘4 | BunbiosiaAusiuaied Bunzyes
-uazuaibisjyunjeuosiadabajd aualyeus yosiuiz ualeq|apiwun Jap -SneJoA | uizipawl
J8p 9 § ui Jep Bun|nu3 -IpaWAISUBIUI 181 | 181995 Wauls she Y4 -)sepulN | -AIsusu| $9
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




Seite 96 von 96

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2026 Teil | Nr. 98, ausgegeben zu Bonn am 14. April 2026

169jeq
YOIN <9
Jyn gL slq4yn 9
UOA WNeI)ISZ Wi
uapun}s jyoe yoiibe)
‘Lopuels we 331
a1l
‘uswopqy
(uspsom Jeziapal ualyey
usbozabnzuiy -19)\-|leyosenn (o
wmwgﬁuﬂ%ﬂ&ﬂﬂ%&m naziapal aidoys
-|leJoN uabnsiyziny -ououoig ajaixald (q
wauld Nz uuey 1z1y) JNeziopal uaiyey
UOEBISAISUBIY| -I9AZ]BSIBUBIBIN
Jep Jne zusseud ayoluaInuiuoy (e
121y Nlezlepsr :uonels xa|dwoy
Neziapal -AISUajU| Jop jne -yooH
‘yeyosiialaq uaJyepansbunipuey Bunu
-Jny susysapuiwl -ag Jepo -sbunyons -opIo}
‘UIZIPBWAISUS)U| -18)un Jepuabio} -uesjel
MZ W Y- 18ig | UIZIpBWAISUsIU| MZ yox eqbnuaA -lleno
usBuNz}essneIoNSSeZ0Id naxeqbnyan uoneiend BUNIEISSIY BLOILDES uonesadooy Hopuejs (©7) Jowwny
pun -inpinaig abnsuos Bunpeissny o|jouosiod 9 Jejpuemian Bunbuugig addnib | -usddnib
-sbunysia | -sbunysio]

ayolaiaqgsbuniaplojuy




	Gesetz zur Anpassung der Krankenhausreform (Krankenhausreformanpassungsgesetz – KHAG)
	Artikel 1 - Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch
	Artikel 1a - Änderung des Sozialgerichtsgesetzes
	Artikel 2 - Änderung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes
	Artikel 3 - Änderung des Krankenhausentgeltgesetzes
	Artikel 4 - Änderung der Krankenhaustransformationsfonds-Verordnung
	Artikel 5 - Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen
	Artikel 6 - Änderung der Bundespflegesatzverordnung
	Artikel 7 - Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch
	Artikel 7a - Änderung des Transplantationsgesetzes
	Artikel 7b - Änderung des Implantateregistergesetzes
	Artikel 7c - Änderung der Implantateregister-Betriebsverordnung
	Artikel 8 - Inkrafttreten


		2026-04-13T07:16:57+0000
	Bundesamt für Justiz




